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V

Vorwort

Nach wiederum gut vier Jahren ist es Zeit für eine Neuauflage. Vielfältige
Änderungen erfassten auch das Naturschutzrecht. Dieses ist eingebettet in die
allgemeinen Entwicklungen des Umwelt- und Energierechts: Die Umweltver-
bandsklage wurde über das UmwRG erheblich ausgeweitet und verfeinert.
Daher habenwir einen eigenen Abschnitt nach §64 BNatSchG über die Zuläs-
sigkeit und Begründetheit von Umweltrechtsbehelfen von Verbänden seit der
UmwRG-Novelle 2017 eingefügt. Die Energiewende ist vor allem dadurch
betroffen, dass Windkraftanlagen mit dem Artenschutzrecht in Konflikt gera-
ten können. Insbesondere für dieses stellt sich die Grundsatzfrage behörd-
licher Beurteilungsspielräume. Auch dazu findet sich ein neuer Sonderab-
schnitt vor §44 BNatSchG: „Naturschutzfachliche Beurteilungen und Umfang
der gerichtlichen Kontrolle“.

Der neue §45a BNatSchG zum Umgang mit dem Wolf ist bereits berücksich-
tigt, ebenso die Bundeskompensationsverordnung. Vor allem hat sich die
Rechtsprechung mit teils paukenschlagartigen Entscheidungen weiterentwi-
ckelt. Sie wurde daher in den Kommentierungen besonders deutlich heraus-
gearbeitet. Selbst topaktuelle Entwicklungen konnten noch aufgenommen
werden, so das Urteil des EuGH vom 09.07. 2020 zur Reichweite von Bewirt-
schaftungsmaßnahmen im Zusammenhang mit einer Umwelthaftung auf eine
Vorlage des BVerwG sowie die zweite BVerwG-Entscheidung zur Elbvertie-
fung vom 04.06. 2020, die den Weg für diese den Habitatschutz tangierende
Maßnahme freimachte. Schon die erste Elbvertiefungsentscheidung vom
09.02. 2017 klärte wichtige Eckpunkte des Habitatschutzes, wie auch das
Doel-Urteil des EuGH vom 29.07. 2019. Zahlreiche weitere Judikate könnten
genannt werden.

Die ggf. neue Spielräume eröffnenden Schlussanträge von GA Kokott vom
10.09. 2020 im Vorabentscheidungsverfahren Härryda zur Reichweite der lo-
kalen Population und zum Absichtsbegriff beim besonderen Schutz der in
Europa heimischen Vögel sind ebenfalls bereits in die Kommentierung einge-
flossen.

Diese Beispiele zeigen zugleich die Bedeutung des das Naturschutzrecht
überwölbenden europäischen Rechts, welches die nationale Rechtsanwen-
dung dominiert (anschaulich die diversen Entscheidungen zur Dresdner
Waldschlösschenbrücke) und deshalb ebenso wie umweltpolitische Hinter-
gründe besonders berücksichtigt wurde. Der bewährte Autorenkreis, dem wir
an dieser Stelle ebenso wie dem Lektor Sven Clever herzlich für sein großes
Engagement danken, wurde beibehalten. Dementsprechend bleibt auch die
Kombination aus Praxisbezug und näherer Fundierung mit stets praktisch
verwertbaren Lösungsvorschlägen und konkreten Antworten auf die vielfälti-
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gen Fragen erhalten. Der Kommentar soll Begleiter durch den beruflichen
Alltag sein.

Für weitere Hinweise undAnregungenwenden Sie sich bitte an:

Prof.Dr. jur.Walter Frenz
Berg-, Umwelt- und Europarecht der RWTHAachen,
Wüllnerstraße 2, 52062 Aachen,
0241/8095698, frenz@bur.rwth-aachen.de

RA Prof.Dr. jur. Hans-JürgenMüggenborg,
Kanzlei Prof.Müggenborg,
Schloss-Rahe-Straße 15, 52072 Aachen,
0241/93673300; info@rechtsanwalt-mueggenborg.de

Aachen, den 07.11. 2020 Walter Frenz
Hans-Jürgen Müggenborg
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WM Wertpapier-Mitteilungen (Zeitschrift)
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§1 Abs. 4 ThürNatG v. 30. 07. 2019 (GVBl. S. 323).

Kapitel 1
Allgemeine Vorschriften

§1
Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege*

(1) Natur und Landschaft sind auf Grund ihres eigenen Wertes und als
Grundlage für Leben und Gesundheit des Menschen auch in Verantwortung
für die künftigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten Bereich
nachMaßgabe der nachfolgendenAbsätze so zu schützen, dass

1. die biologische Vielfalt,

2. die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts einschließlich
der Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Na-
turgüter sowie

3. die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur
und Landschaft

auf Dauer gesichert sind; der Schutz umfasst auch die Pflege, die Entwick-
lung und, soweit erforderlich, die Wiederherstellung von Natur und Land-
schaft (allgemeiner Grundsatz).

(2) Zur dauerhaften Sicherung der biologischen Vielfalt sind entsprechend
dem jeweiligenGefährdungsgrad insbesondere

1. lebensfähige Populationen wild lebender Tiere und Pflanzen einschließ-
lich ihrer Lebensstätten zu erhalten und der Austausch zwischen den
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Populationen sowie Wanderungen und Wiederbesiedelungen zu ermög-
lichen,

2. Gefährdungen von natürlich vorkommenden Ökosystemen, Biotopen und
Arten entgegenzuwirken,

3. Lebensgemeinschaften und Biotope mit ihren strukturellen und geografi-
schen Eigenheiten in einer repräsentativen Verteilung zu erhalten; be-
stimmte Landschaftsteile sollen der natürlichen Dynamik überlassen blei-
ben.

(3) Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des
Naturhaushalts sind insbesondere

1. die räumlich abgrenzbaren Teile seinesWirkungsgefüges im Hinblick auf
die prägenden biologischen Funktionen, Stoff- und Energieflüsse sowie
landschaftlichen Strukturen zu schützen; Naturgüter, die sich nicht erneu-
ern, sind sparsam und schonend zu nutzen; sich erneuernde Naturgüter
dürfen nur so genutzt werden, dass sie auf Dauer zur Verfügung stehen,

2. Böden so zu erhalten, dass sie ihre Funktion im Naturhaushalt erfüllen
können; nicht mehr genutzte versiegelte Flächen sind zu renaturieren,
oder, soweit eine Entsiegelung nicht möglich oder nicht zumutbar ist, der
natürlichen Entwicklung zu überlassen,

3. Meeres- und Binnengewässer vor Beeinträchtigungen zu bewahren und
ihre natürliche Selbstreinigungsfähigkeit und Dynamik zu erhalten; dies
gilt insbesondere für natürliche und naturnahe Gewässer einschließlich
ihrer Ufer, Auen und sonstigen Rückhalteflächen; Hochwasserschutz hat
auch durch natürliche oder naturnahe Maßnahmen zu erfolgen; für den
vorsorgenden Grundwasserschutz sowie für einen ausgeglichenen
Niederschlags-Abflusshaushalt ist auch durch Maßnahmen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege Sorge zu tragen,

4. Luft und Klima auch durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege zu schützen; dies gilt insbesondere für Flächenmit günstiger
lufthygienischer oder klimatischer Wirkung wie Frisch- und Kaltluftent-
stehungsgebiete oder Luftaustauschbahnen; dem Aufbau einer nachhalti-
gen Energieversorgung insbesondere durch zunehmendeNutzung erneu-
erbarer Energien kommt eine besondere Bedeutung zu,

5. wild lebende Tiere und Pflanzen, ihre Lebensgemeinschaften sowie ihre
Biotope und Lebensstätten auch im Hinblick auf ihre jeweiligen Funktio-
nen imNaturhaushalt zu erhalten,

6. der Entwicklung sich selbst regulierender Ökosysteme auf hierfür geeig-
neten Flächen Raumund Zeit zu geben.

(4) Zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie
des Erholungswertes vonNatur und Landschaft sind insbesondere
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1. Naturlandschaften und historisch gewachsene Kulturlandschaften, auch
mit ihren Kultur-, Bau- und Bodendenkmälern, vor Verunstaltung, Zersie-
delung und sonstigen Beeinträchtigungen zu bewahren,

2. zum Zweck der Erholung in der freien Landschaft nach ihrer Beschaffen-
heit und Lage geeignete Flächen vor allem im besiedelten und siedlungs-
nahen Bereich zu schützen und zugänglich zumachen.

(5) 1Großflächige, weitgehend unzerschnittene Landschaftsräume sind vor
weitererZerschneidung zubewahren. 2Die erneute Inanspruchnahmebereits
bebauter Flächen sowie die Bebauung unbebauter Flächen im beplanten und
unbeplanten Innenbereich, soweit sie nicht fürGrünflächen vorgesehen sind,
hat Vorrang vor der Inanspruchnahme von Freiflächen im Außenbereich.
3Verkehrswege,EnergieleitungenundähnlicheVorhabensollen landschafts-
gerecht geführt, gestaltet und so gebündelt werden, dass die Zerschneidung
und die Inanspruchnahme der Landschaft sowie Beeinträchtigungen des Na-
turhaushalts vermieden oder so gering wie möglich gehalten werden. 4Beim
AufsuchenundbeiderGewinnungvonBodenschätzen, beiAbgrabungenund
Aufschüttungen sind dauernde Schäden des Naturhaushalts und Zerstörun-
gen wertvoller Landschaftsteile zu vermeiden; unvermeidbare Beeinträchti-
gungen vonNatur und Landschaft sind insbesondere durch Förderung natür-
licher Sukzession, Renaturierung, naturnahe Gestaltung, Wiedernutzbarma-
chungoderRekultivierungauszugleichenoderzumindern.

(6) Freiräume im besiedelten und siedlungsnahen Bereich einschließlich
ihrer Bestandteile, wie Parkanlagen, großflächige Grünanlagen und Grün-
züge, Wälder und Waldränder, Bäume und Gehölzstrukturen, Fluss- und
Bachläufe mit ihren Uferzonen und Auenbereichen, stehende Gewässer, Na-
turerfahrungsräume sowie gartenbau- und landwirtschaftlich genutzte Flä-
chen, sind zu erhalten und dort, wo sie nicht in ausreichendem Maße vorhan-
den sind, neu zu schaffen.
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I. Allgemeines

1. Entstehungsgeschichte

In der vorhergehenden Gesetzesfassung waren die Inhalte des jetzigen §1 auf
zwei Vorschriften verteilt (§§1 und 2 BNatSchG a.F.). Diese Vorschriften
unterlagen im Rahmen der Novellierungen der Ausgangsfassung des
BNatSchG aus dem Jahr 1976 mehrfachen Änderungen. Ursprünglich enthielt
§1 in der Fassung des BNatSchG vom 10.11. 1976 in §1 Abs.2 ein generelles
Abwägungsgebot und in Abs.3 die sog. allgemeine Landwirtschaftsklausel,
welche die gesetzliche Fiktion aufstellte, dass eine ordnungsgemäße Land-
wirtschaft den Zielen des Gesetzes diene. Die vielfach kritisierte Klausel
wurde im Zuge des Änderungsgesetzes aus dem Jahr 1998 in §1 BNatSchG
1998 aufgehoben und durch die Bestimmung des §2 Abs.3 BNatSchG 1998
ersetzt. Mit dem Neuregelungsgesetz aus dem Jahr 2002 wurde das generelle
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1 Sparwasser/Engel/Voßkuhle, Umweltrecht, §6 Rn. 64, 66;Gellermann, NVwZ 2002,
1025 (1027).

2

2 BT-Drs. 16/12274.
3 Siehe BT-Drs. 16/13430, S. 24 f.
4 Siehe Stellungnahme des Bundesrates vom 15. 05. 2009, BR-Drs. 278/09 (Beschl.).
5 Siehe BT-Drs. 16/13298.

3

6 BT-Drs. 16/12274, S. 50.
7 BT-Drs. 16/12274, S. 50.

Abwägungsgebot nach §2 Abs.1 Satz 1 BNatSchG 2002 überführt. Die allge-
meine Landwirtschaftsklausel wurde gestrichen, die besondere Bedeutung
der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft fand allerdings in §5 Abs.1
BNatSchG 2002 Berücksichtigung. Neu eingeführt wurde die Passage „auf
Grund ihres eigenen Wertes und als Lebensgrundlage des Menschen auch in
Verantwortung für die künftigen Generationen“. Damit wurde die Diskussion
um den Eigenwert von Natur und Landschaft aufgegriffen. Die Bezugnahme
auf künftige Generationen ist Art. 20a GG geschuldet. Die Grundsätze in §2
BNatSchG 2002 erfuhren eine Umstrukturierung bzw. Fortentwicklung, aller-
dings ohneVornahme einer näheren Systematisierung.1

Der im März 2009 von den Regierungsfraktionen CDU/CSU und SPD vorge-
legte Gesetzentwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Rechts des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege2 entspricht weitgehend dem jetzigen §1.
Die Gesetzesberatungen führten lediglich in zwei Fällen zu Änderungen3:
Zum einen unterbreitete der Bundesrat einen Änderungsvorschlag zum Vor-
rang der Innenentwicklung4, dem die Bundesregierung in ihrer Gegenäuße-
rung vom 03.06. 2009 zustimmte (siehe jetzt §1 Abs. 5 Satz 2)5; zum anderen
wurde demEntwurf in §1 Abs.3 Nr. 4 die Formulierung hinzugefügt, dass dem
Aufbau einer nachhaltigen Energieversorgung insbesondere durch zuneh-
mende Nutzung erneuerbarer Energien eine besondere Bedeutung zukommt
(dies entspricht der bisherigen Rechtslage in §2 Abs.2 Nr. 6 BNatSchG 2002).

Die jetzige Fassung des §1 unterscheidet sich von den Vorläuferregelungen
der §§1 f. BNatSchG a.F. zunächst hinsichtlich ihrer Struktur. Neben der Zu-
sammenführung in eine Vorschrift betrifft dies insbesondere die Bezugnahme
der Zielkonkretisierungen in den Abs.2–4 auf die Zielbereiche in §1 Abs.1
Nr. 1–3. Die Zielbereiche selbst wurden teilweise neu formuliert (siehe die
explizite Benennung des Zielbereichs „biologische Vielfalt“) und sortiert. Die
bisherigen Grundsätze des §2 Abs.1 BNatSchG a.F. sind nun als einzelne
Zielkonkretisierungen in §1 Abs.2–6 verankert. Auch diese Zielkonkretisie-
rungen wurden inhaltlich weiterentwickelt und systematisch stringenter ge-
fasst.6 Die allgemeine Abwägungsklausel, die den Grundsätzen vorangestellt
war, findet sich nun im Kontext des neuen §2 Abs.3 („Verwirklichung der
Ziele“). Neu aufgenommen wurde die Wendung „als Grundlage für Leben
und Gesundheit“ in §1 Abs.1. Als Kern der neuen Zielbestimmung und im
Hinblick auf seine Bedeutung für eine bundeseinheitliche Ausrichtung der
Bemühungen auf dem Gebiet des Naturschutzes und der Landschaftspflege
bildet Abs. 1 einen allgemeinen Grundsatz des Naturschutzes im Sinne des
Art. 72 Abs. 3 Satz 1Nr. 2 GG.7
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4

5

6

2. Aufbau und inhaltliche Übersicht

Abs.1 der Vorschrift benennt zunächst den Gegenstand des Aufgabenfeldes
„Naturschutz und Landschaftspflege“, nämlich Natur und Landschaft, stellt
den räumlichen Bezug (Handlungsbereich) in Form der Wendung „im besie-
delten und unbesiedelten Bereich“ klar, führt die einschlägigen Maßnahmen
auf (wobei der Schutz auch Pflege und Entwicklung und, soweit erforderlich,
ebenso die Wiederherstellung umfasst) und bestimmt als Schutzgründe den
Eigenwert von Natur und Landschaft und ihre Bedeutung als Grundlage für
Leben und Gesundheit des Menschen auch in Verantwortung für die künfti-
gen Generationen. Als Ausdruck einer zielbezogenen Grundstruktur des Na-
turschutzrechts (Zieldimensionen) werden in Nr. 1–3 die biologische Vielfalt,
die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts (einschließlich der
Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter)
sowie die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur
und Landschaft festgelegt, die auf Dauer zu sichern sind (Schutzniveau). Mit
dem Klammerzusatz am Ende des Absatzes bestimmt der Gesetzgeber dessen
Einordnung als allgemeinenGrundsatz.

In den Abs.2–4 werden einzelne Zielkonkretisierungen aufgeführt, die expli-
zit den Zielbereichen oder Zieldimensionen des Abs. 1 zugeordnet sind. So
bezieht sich Abs. 2 auf die biologische Vielfalt, Abs. 3 auf die Leistungs- und
Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts und Abs.4 auf Vielfalt, Eigenart und
Schönheit sowie den Erholungswert von Natur und Landschaft. Die Zielkon-
kretisierungen sind nicht abschließend aufgeführt, wie sich aus der jeweils
verwendeten Formulierung „insbesondere“ ergibt. Abs. 2 benennt verschie-
dene Teilaspekte des Zielbereichs „Biologische Vielfalt“ und stellt diesen als
maßgebliches Kriterium den Gefährdungsgrad voran. Abs. 3 beginnt mit einer
Bezugnahme auf den Naturhaushalt in seiner Gesamtheit bzw. auf die Natur-
güter im generellen Sinn. Dem folgen Zielbestimmungen zu den Themenfel-
dern Boden, Gewässer, Luft und Klima, Tiere und Pflanzen sowie Ökosysteme.
Abs. 4 greift als explizit benannte Zielaspekte die Naturlandschaften und die
historisch gewachsenen Kulturlandschaften sowie die Erholung in der freien
Landschaft auf.

Bei den Absätzen 5 und 6 handelt es sich um übergreifende Zielkonkretisie-
rungen, d.h. um solche, die sich gleichzeitig auf mehrere Zielbereiche des
Abs. 1 beziehen und daher nicht einzeln zugeordnet werden können. Abs. 5
behandelt dabei Zielbestimmungen im Kontext von potenziellen Beeinträchti-
gungen vonNatur und Landschaft. Zunächst wird der besondereWert großflä-
chiger, weitgehend unzerschnittener Landschaften betont. Dem schließt sich
die Maßgabe eines Vorrangs der baulichen Innenentwicklung vor der Inan-
spruchnahme von Freiflächen im Außenbereich an. Es folgen Zielbestimmun-
gen zu den Themenfeldern lineare Infrastrukturvorhaben sowie Gewinnung
von Bodenschätzen, Abgrabungen und Aufschüttungen. Abs. 6 schließlich be-
nennt die Zielsetzung der Erhaltung und ggf. der Neuschaffung von Freiräu-
men im besiedelten und siedlungsnahen Bereich.
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7

8 Meßerschmidt, BNatSchG, §1 Rn. 2; siehe auch Berendt, Die Bedeutung von
Zweck- und Zielbestimmungen für die Verwaltung; Nusser, Zweckbestimmungen
in Umweltschutzgesetzen.

9 Was hier schon aus Gründen der Abgrenzung zu dem in Art. 72 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2
GG verwendeten Begriff der allgemeinen Grundsätze des Naturschutzes zu ver-
meidenwar, siehe auchMeßerschmidt, BNatSchG, §1 Rn. 21.

10 Nusser, Zweckbestimmungen in Umweltschutzgesetzen, S. 183; vgl. auch Berendt,
Die Bedeutung von Zweck- und Zielbestimmungen für die Verwaltung, S. 37.

11 Vgl. Meßerschmidt, BNatSchG, §1 Rn. 7, allerdings ohne Berücksichtigung der
Landschaftsplanung.

8

12 Ähnlich Lütkes, in: Lütkes/Ewer, BNatSchG, §1 Rn. 3.
13 BT-Drs. 16/12274, S. 50.
14 AblehnendMeßerschmidt, BNatSchG, §1 Rn. 67, 71.

3. Bedeutung der Vorschrift

§1 ist mit dem Begriff „Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege“
überschrieben. Ziel- und Zweckbestimmungen finden sich in der modernen
Gesetzgebung häufig, insbesondere im Umweltrecht.8 Dabei betont der Be-
griff „Zweckbestimmung“ mehr den grundlegenden Charakter der Norm als
basale Begründung der fachgesetzlichen Einzelbestimmungen und als Defini-
tion der jeweiligen Fachaufgabe. In jeder Zweckbestimmung stecken aber
auch „Ziele“, die sich als Grund- oder Oberziele beschreiben lassen, während
sich die darauf bezogenen konkretisierten Ziele (in den Fachgesetzen ggf. als
Grundsätze bezeichnet)9 als Unterziele oder Einzelmaßgaben darstellen.10

Somit wird ein Ableitungszusammenhang aufgebaut, der von der Zweckbe-
stimmung ausgeht, sodann eine Konkretisierung in Einzelzielen beinhaltet
und weiter entweder eine (umwelt-)fachplanerische, häufig raumkonkrete
Ausfüllung erfährt (hier: durch die Landschaftsplanung) oder unmittelbar in
eine instrumentelle Norm (ggf. ebenfalls mit zielbezogenen Elementen verse-
hen)mündet.11

§1 Abs.1 stellt in diesem Sinn eine Ziel- und Zweckbestimmung dar, der eine
maßstabsbildende Rolle für die Zielausrichtung des Naturschutzes und der
Landschaftspflege in Deutschland zukommt.12 Als Kern der neuen Zielbestim-
mung und im Hinblick auf seine Bedeutung für eine bundeseinheitliche Aus-
richtung der Bemühungen auf dem Gebiet des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege bildet Abs. 1 einen allgemeinen Grundsatz des Naturschutzes
im Sinne des Art. 72 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 GG.13 Dieser Teil der Vorschrift, insbe-
sondere auch die neu strukturierte Zieltrias in Abs. 1 Nr. 1–3, ist somit abwei-
chungsfest. Inwieweit die einzelnen Zielkonkretisierungen in den Abs.2–6 zu
den abweichungsfesten allgemeinen Grundsätzen des Naturschutzes gehö-
ren, ist insofern bedenkenswert, als immerhin die in Abs. 1 festgelegte Auf-
gabe, Natur und Landschaft zu schützen, „nach Maßgabe der nachfolgenden
Absätze“ erfolgen soll. Allerdings spricht schon die systematische Verortung
des Klammerzusatzes am Ende von Abs.1 (und eben nicht nach Abs.6) gegen
eine unmittelbare Einbeziehung.14 Zudem ist fraglich, ob es mit dem Charak-
ter eines allgemeinen Grundsatzes vereinbar wäre, wenn der Bundesgesetz-
geber vollständig und abschließend sämtliche Naturschutzziele abweichungs-
fest bestimmen könnte. Damit würde die Möglichkeit der Berücksichtigung
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9

15 Berendt, Die Bedeutung von Zweck- und Zielbestimmungen für die Verwaltung,
passim;Kloepfer, Umweltrecht, § 11 Rn. 34.

16 Meßerschmidt, BNatSchG, §1 Rn. 2.
17 Siehe zur alten Rechtslage etwa Stich, UPR 2002, 161 (162); Sparwasser/Engel/

Voßkuhle, Umweltrecht, §6 Rn. 65.

landesbezogener Spezifika jedenfalls im Zielkanon komplett abgeschnitten.
Spricht daher vieles dafür, die Abs. 2–6 nicht als abweichungsfeste allgemeine
Grundsätze aufzufassen, so bleibt der in Abs. 1 vorgenommene Verweis ande-
rerseits aber auch nicht folgenlos. Die in den nachfolgenden Absätzen vorge-
nommenen Zielkonkretisierungen verdeutlichen nämlich, wie die grundle-
genden Maßgaben in Abs.1, insbesondere die drei Zieldimensionen bzw.
-bereiche, zu verstehen sind. Insofern sind die Möglichkeiten des Landesge-
setzgebers, von einzelnen Zielkonkretisierungen in Abs.2–6 abzuweichen,
dann eingeschränkt, wenn dies immanent auf einen Verstoß gegen die abwei-
chungsfestenMaßgaben des Abs. 1 hinauslaufen würde. Im Übrigen ist darauf
hinzuweisen, dass die hier beschriebene Regelungssituation nicht identisch
mit der des §20 Abs.2 ist, wo der Bundesgesetzgeber ebenfalls mit der Formu-
lierung „nach Maßgabe des (…)“ auf nachfolgende Vorschriften verweist. Im
Kontext des §20 wird nämlich mit den Schutzgebieten nur ein Ausschnitt aus
dem breiten Steuerungsinstrumentarium des Naturschutzrechts aufgegriffen
und innerhalb dieses Ausschnitts ist die Inkorporierung von nachfolgenden
Regelungen zudem auf bestimmte Schutzgebietskategorien beschränkt.
Außerdem wird erst durch die Bezugnahme auf das konkrete Steuerungsre-
gime der Begriff der jeweiligen Schutzgebietskategorie inhaltlich gefüllt.
Ohne Einbeziehung der Einzelvorschriften würde es daher für besonders
wichtige Schutzgebietskategorien an einer bundesweit gültigen Maßgabe
mangeln, was für deren praktische Bedeutung erhebliche Konsequenzen nach
sich ziehen könnte. Dagegen wird in §1 Abs.1 das Zielspektrum für das
deutsche Naturschutzrecht bereits „grundsätzlich“ geregelt, während die
nachfolgenden Absätze dieses wie dargelegt konturieren. Landesspezifische
Abweichungen bleiben damit möglich, sofern und soweit die in Abs. 1 vorge-
gebeneGrundstruktur unangetastet bleibt.

Ziel- und Zweckbestimmungen dienen als wichtige methodische Stütze bei
der Auslegung unbestimmter Rechtsbegriffe bzw. bei der Ausfüllung von
Gesetzeslücken sowie bei der Ausübung von Ermessens- und Abwägungsent-
scheidungen.15 Die Einbeziehung des Gesetzeszwecks bzw. einzelner kon-
kretisierter Ziele bei der Gesetzesauslegung ist zunächst Ausdruck der tele-
ologischen Auslegungsmethode16, darüber hinaus sind aber auch die Rege-
lungsabsicht des Gesetzgebers (subjektive Auslegung) sowie der Bedeu-
tungszusammenhang des Gesetzes (systematische Auslegung) einschlägig.
So ergibt sich der Bedeutungszusammenhang von einzelnen instrumentellen
Steuerungsnormen gerade aus der vorangestellten programmatischen Aufga-
bendefinition des Fachgesetzes bzw. den damit verknüpften Einzelzielen. Als
Ziel- und Zweckbestimmung kommen §1 die benannten Funktionen im Rah-
men der Gesetzesauslegung und -anwendung zu, wie das zuvor bereits für
§§1 f. BNatSchG a.F. galt.17 Als Teil des aufgezeigten Ableitungszusammen-
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18 BT-Drs. 16/12274, S. 50.
19 Zur tendenziellen Stärkung der Bedeutung der Zielbestimmung durch die Zu-

sammenführung mit den (bisherigen) Grundsätzen siehe Meßerschmidt,
BNatSchG, §1 Rn. 2; eine geeignete Grundlage für „die klare Ableitung natur-
schutzfachlicher Aufgabenstellungen“ attestiert von Dressler, Garten und Land-
schaft 2/2010, 10 (11).

10

20 Zur Bestimmung der Relevanzschwelle im Rahmen der Feststellung des Eingriff-
statbestandes („erhebliche Beeinträchtigung des Naturhaushalts“) verweist etwa
das VG Köln (Urt. v. 17. 12. 2013 – 14 K 1733/12 –, juris) auf Kriterien, die sich unter
anderem aus den Zielen des §1 ergeben; zur Heranziehung des §1 bei der Ausfül-
lung des Eingriffstatbestandes siehe auch OVG Sachsen-Anhalt (Urt. v.
31. 01. 2018 – 2 L 56/16 –, juris Rn. 70 f. und Beschl. v. 14. 01. 2019 – 2 M 114/18 –,
juris Rn. 19); näherMengel et al., Methodik der Eingriffsregelung im bundesweiten
Vergleich, S. 48 ff.

21 Zur „Anreicherung“ der bundesrechtlichen Kriterien für die Ausweisung eines
Naturschutzgebietes durch die in §1 enthaltenen Ziele siehe Hessischer VGH, Urt.
v. 25. 01. 2017 – 4 C 2759/15.N –, juris Rn. 27.

22 Dazu näher Hoheisel etal., Planzeichen für die Landschaftsplanung, Fachlich-
methodischeGrundlagen, BfN-Skripten 461/1.
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hangs dürfte die mit der Neufassung vorgenommene systematisch-stringente
Verknüpfung der Zieltrias in §1 Abs.118 mit den sie konkretisierenden Einzel-
zielen in denAbs.2–6 noch zur Stärkung dieser Funktionen beitragen.19

Besondere normative Kraft entfalten die Zielbestimmungen des §1 in den
Fällen, bei denen im Rahmen der instrumentellen Steuerungsnormen im Hin-
blick auf die betroffenen Schutzgüter keine engen materiellen Festlegungen
(wie etwa in Form von enumerativ aufgeführten Biotoptypen im Falle des
Gesetzlichen Biotopschutzes nach §30 oder bei den Tier- und Pflanzenarten in
Anhängen bzw. untergesetzlichen Normen im Falle des Besonderen Arten-
schutzes gemäß der §§44 ff. i.V.m. §7 Abs.2 Nr. 13, 14) vorgenommen wur-
den. Solche ausfüllungsbedürftigen Regelungen bzw. Regelungskomplexe
stellen zum Beispiel die Eingriffsregelung nach den §§13 ff. (vgl. nur den
Begriff „Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts“ in §14 Abs.1)20 oder die Be-
stimmungen zu Schutzgebieten nach den §§22 ff. (vgl. etwa das Schutzgut
„bestimmte wild lebende Tier- und Pflanzenarten“ in §23 Abs.1 Nr. 1) dar.21

Weiter zählen Normen dazu, die in genereller Weise auf Belange, Gründe
oder Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege verweisen (siehe
etwa §2 Abs.4 – Bewirtschaftung von Grundflächen der öffentlichen Hand;
§59 Abs.2 – Einschränkung des Betretungsrechts; §62 – Bereitstellen von
Grundstücken für die Erholung). Über die unmittelbare interpretatorische
Funktion von §1 hinaus sind in diesen Fällen auslegungsbedürftiger bzw. mit
Abwägungs- oder Ermessensspielräumen versehener Normen die Konkreti-
sierungsleistungen der Landschaftsplanung von spezifischem Gewicht. Dabei
bezieht sich die Landschaftsplanung gemäß der §§8, 9 Abs. 1 und Abs.3 Satz 1
Nr. 2 unter zielbezogener Sicht unmittelbar auf die in §1 enthaltenen Maßga-
ben.22

Schon für die Vorgängerregelung der §§1 f. BNatSchG a.F. wurde zu Recht
darauf hingewiesen, dass die Ziel- undZweckbestimmungendesNaturschutz-
rechts über die nachfolgenden (eigenen) fachgesetzlichen Bestimmungen
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23 Stich, UPR 2002, 161 (162); i. d. S. auch Sparwasser/Engel/Voßkuhle, Umweltrecht,
§6 Rn. 65.
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24 BT-Drs. 16/12274, S. 50.
25 Gellermann, NVwZ 2010, 73 (75).
26 Meßerschmidt, BNatSchG, §1 Rn. 1.
27 Meßerschmidt, BNatSchG, §1 Rn. 5.
28 Kloepfer, Umweltrecht, § 11 Rn. 35.
29 Marzik/Wilrich, §1 a.F. Rn. 4.
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hinaus auch wichtige Hinweise für die Berücksichtigung von Naturschutzbe-
langen im sonstigen Fachrecht darstellen. Soweit das Fachrecht ausdrücklich
oder allgemein, etwa im Rahmen ausfüllungsbedürftiger Generalklauseln wie
der des Wohls der Allgemeinheit, die Berücksichtigung der Belange des
Naturschutzes vorsieht, bilden die Ziele und Grundsätze (bzw. jetzt: die kon-
kretisierten Ziele in §1 Abs.2–6) wesentliche Maßstäbe für die Aufbereitung
und Berücksichtigung dieser Belange (siehe auch §2 Abs.2 – Unterstützungs-
pflichtderBehördendesBundesundderLänder).23

Wie bei jeder gesetzlichen Zielbestimmung steht auch bei §1 die Zielverwirk-
lichung unter einem internen und externen Abwägungsvorbehalt und wird
durch den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit begrenzt (vgl. §2 Abs. 3).24

Auch wenn mit der Herausnahme der Abwägungsklausel aus der Zielbestim-
mung (vgl. §2 Abs. 1 BNatSchG a.F.) und ihrer Überführung in die Zielver-
wirklichungsnorm des §2 keine wesentlichen Änderungen verbunden sein
dürften25, so ist die legistische Gestaltung des §1 als reine Zielvorschrift doch
konsequent – der Eindruck einer sofortigen Relativierung der Zielvorgaben
wird so ein Stück weit vermieden.26 Klarstellend ist darauf hinzuweisen, dass
§1 ungeachtet seiner zentralen Bedeutung als zielbezogene Grundregelung
des gesamten Naturschutzrechts eine Aufgaben- und keine Befugnisnorm
darstellt.27 Als Rechtsgrundlage für grundrechtsrelevante Einzelakte kamen
schon die bisherigen §1 f. BNatSchG a.F. nicht in Betracht.28 Zwar ist prinzi-
piell eine mittelbar Kompetenz begründende Funktion für den Bereich der
Verwaltungstätigkeit vorstellbar, der die Grundrechte unberührt lässt29, aller-
dings existiert selbst für das in diesem Zusammenhang potenziell besonders
einschlägige Handlungsfeld der Informations- und Bildungsarbeit die spe-
zielle Norm des §2 Abs.6. Die praktische Bedeutung des §1 ergibt sich somit
auch hier nicht aus seiner direkten Anwendung, sondern aus der Verknüp-
fung mit einer spezielleren Regelung, die auf die „Ziele des Naturschutzes
und der Landschaftspflege“ Bezug nimmt.

II. Zielfestlegungen in Abs. 1

1. Schutzgegenstände, räumlicher Aufgabenbereich und
Maßnahmen

a) Schutzgegenstände: Natur und Landschaft

Mit Schutzgegenständen sind die physischen Betrachtungsobjekte gemeint,
auf die die Handlungen eines (umweltbezogenen) Aufgabenbereichs zentral
ausgerichtet sind. Schutzgegenstände des Naturschutzrechts sind Natur und
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30 Vgl. die Überschrift.
31 Kolodziejcok, in: Kolodziejcok/Endres/Krohn/Markus, NLJ, § 1 BNatSchG Rn.10;

Nusser, Zweckbestimmungen, S. 193.
32 Müller-Walter, in: Lorz/Konrad/Mühlbauer/Müller-Walter/Stöckel, Naturschutz-

recht, §1 Rn. 2: „ohnemenschliches Zutun entstanden“.
33 Vgl.A. Schumacher/J. Schumacher, in: Schumacher/Fischer-Hüftle, BNatSchG, §1

Rn. 9; Sparwasser/Engel/Voßkuhle, Umweltrecht, §6 Rn. 8.
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34 Kolodziejcok, in: Kolodziejcok/Endres/Krohn/Markus, NLJ, § 1 BNatSchGRn.10.

15

35 In vielen der älteren Naturschutzgebiete stand der Schutz bedeutsamer geologi-
scher Phänomene im Vordergrund, von Haaren, Landschaftsplanung, S. 132; vgl.
etwa Frohn/Schmoll, NuL 2006, 2 (3) zum „Drachenfels“, der als erstes Schutzge-
biet auf deutschemBoden gilt.

36 Vgl. von Haaren, Landschaftsplanung, S. 131 ff.; siehe als Beispiel aus der Land-
schaftsplanungWardenbach/Schroeder/Lücke, NuL 2010, 496.

Landschaft. Mit den beiden Teilbegriffen sind allerdings nicht gegeneinander
abgegrenzte Schutzgegenstände im Sinne eigenständiger Teilbereiche vorge-
geben. Vielmehr handelt es sich, ähnlich wie bei der Benennung des Aufga-
benfelds „Naturschutz und Landschaftspflege“30, um ein einheitliches Be-
griffspaar.31 Dabei steht „Natur“ für die nicht vom Menschen geschaffene
belebte und unbelebte Welt.32 Als „Landschaft“ wird ein als Einheit abgrenz-
barer Teilraum der Erdoberfläche bezeichnet, der sich durch seine geschichtli-
che Entwicklung, das äußere Bild wie durch die inneren Strukturen und das
(gegenwärtige) Wirkungsgefüge von anderen Teilräumen unterscheidet.33

Prägend für denNaturbegriff ist also der begrenzte Einfluss des Menschen auf
physische Erscheinungsformen und Phänomene. Das Natürliche setzt dabei
nicht vollständige kulturell-zivilisatorische Ferne voraus, sondern nur, dass
die betroffene Physis über einenWesenskern verfügt, der durch Ursprünglich-
keit bzw. durch fehlende menschliche Lenkung charakterisiert wird. Bei
Landschaften handelt es sich um gesamthafte räumliche Ausprägungen der
sinnlichwahrnehmbaren physischenUmwelt außerhalb vonGebäuden.

Unstreitig gehören zu dem Doppelbegriff „Natur und Landschaft“ wild le-
bende Tiere und Pflanzen und die geoökologischen Naturgüter Boden, Was-
ser, Luft und Klima, ebenso die daraus zusammengesetzten Lebensgemein-
schaften (Biozönosen), Lebensräume (Biotope) und Ökosysteme (vgl. auch §7
Abs.1 Nr. 2). Wasser- und Eisflächen wurden schon bisher dem Begriffsver-
ständnis von Natur und Landschaft unterstellt.34 Dies gilt jetzt gleichermaßen
für die Bereiche, auf die der Gesetzgeber in Kapitel 6 (Meeresnaturschutz)
nunmehr explizit den Geltungs- und Anwendungsbereich des Gesetzes unter
den dort genanntenMaßgaben erstreckt.

Nicht ausdrücklich vom Gesetzgeber benannt wird das Gestein einschließlich
des jeweiligen geomorphologischen Formenschatzes. Das dem Naturschutz-
recht unter anderem zu Grunde liegende landschaftsökologische Verständnis
von Natur und Landschaft (vgl. nur den Begriff „Wirkungsgefüge“ in §7
Abs.1 Nr. 2), die historische Entwicklung von Naturschutz und Landschafts-
pflege35 und die unter diesem Gesichtspunkt allgemein anerkannte aktuelle
Planungs- und Vollzugspraxis36 sprechen aber eindeutig dafür, Gestein und
Geländegestalt jedenfalls insoweit zu den Handlungsgegenständen zu zäh-
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37 BfN (Hrsg.), ArbeitsanleitungGeotopschutz, in Deutschland, S. 4.
38 Wardenbach/Schroeder/Lücke, NuL 2010, 496 (496 f.).
39 Vgl. Kolodziejcok, in: Kolodziejcok/Endres/Krohn/Markus, NLJ, § 1 BNatSchG

Rn.12.
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40 Gassner/Heugel, Das neueNaturschutzrecht, Rn. 92.
41 Meßerschmidt, BNatSchG, §1 Rn. 57.
42 Prall, Die genetische Vielfalt der Kulturpflanzen, 2006, S. 238.

len, als diese implizit Bestandteil des Naturhaushalts sind (also beispielsweise
im Kontext Bodenbildung eine Rolle spielen) oder zu den für den Menschen
insbesondere visuell wahrnehmbaren Erscheinungsformen gehören bzw. mit
diesen eine untrennbare Einheit bilden. Hiervon umfasst sind insbesondere
Geotope, also „erdgeschichtliche Bildungen der unbelebten Natur, die Kennt-
nisse über die Entwicklung der Erde oder des Lebens vermitteln. Sie umfassen
Aufschlüsse von Gesteinen, Böden, Mineralien und Fossilien sowie einzelne
Naturschöpfungen wie Quellen, Höhlen, Gletscherspuren und natürliche
Landschaftsteile“.37 Der Geotopschutz ist dabei der Bereich des „Natur- und
Landschaftsschutzes“, der sich mit der Erhaltung und Pflege schutzwürdiger
Geotope befasst.38 Tiefer gelegene Gesteinsschichten und Bodenschätze ohne
die vorgenannten Bezüge gehören danach allerdings nicht zu Natur und
Landschaft im Sinne des Gesetzes, obgleich es sich im allgemeinen Sprachge-
brauch etwa bei Bodenschätzen durchaus um (sich nicht erneuernde) Natur-
güter handelt.39

Näherer Betrachtung bedarf auch die Frage, ob Haus- und Nutztiere bzw.
Kulturpflanzen zum Handlungsgegenstand des Naturschutzrechts zählen. Im
Rahmen der Legaldefinition des Naturhaushaltsbegriffs spricht der Gesetzge-
ber von Tieren und Pflanzen, zu denen nach §7 Abs.2 Nr. 1 nur wild lebende
Tierarten und nach Nr.2 nur wild lebende Pflanzenarten gehören. Im Schrift-
tum wird teilweise darauf abgestellt, dass Kulturpflanzen und Haus- bzw.
Nutztiere ungeachtet des Wortlauts des §7 Abs.2 Nr. 1, 2 Schutzgüter des
Naturschutzrechts sein könnten, sofern sie Teil eines Biotops bzw. einer Biozö-
nose seien. Bei Kulturpflanzen sei dies vielfach der Fall, bei Weidetieren aus-
nahmsweise40 bzw. unter Umständen.41 Nach einer weiteren Auffassung er-
laubt eine systematisch-historische Betrachtung für das BNatSchG 2002 (mit
einer insoweit gleich lautenden Legaldefinition von Tieren und Pflanzen) das
Kriterium der Wildheit (hier: von Pflanzen) nur auf diejenigen Vorschriften zu
beziehen, die dem Schutz spezieller Arten dienen, nicht aber auf diejenigen,
die den flächenhaften Naturschutz regeln.42 Tatsächlich sollen nach §25
Abs.1 Nr. 3 (der insoweit der Vorgängernorm entspricht) Biosphärenreservate
vornehmlich der Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung einer durch
hergebrachte vielfältige Nutzung geprägten Landschaft und der darin histo-
risch gewachsenen Arten- und Biotopvielfalt, einschließlich „Wild- und frühe-
rer Kulturformen wirtschaftlich genutzter oder nutzbarer Tier- und Pflanzen-
arten“ dienen. In diesem Fall sieht der Gesetzgeber also ausdrücklich ein
Instrument vor, das hinsichtlich seiner Schutzziele auch Kulturformen von
Tier- und Pflanzenarten umfasst. In Anbetracht der Tatsache, dass das
BNatSchG mit der Novellierung im Jahr 2009 gerade auch in seinem Zielteil
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eine strukturell-inhaltliche Weiterentwicklung erfahren hat, der Gesetzgeber
aber andererseits an der schon zuvor geltenden Definition von Tieren und
Pflanzen festgehalten hat, kommt allerdings dem Wortlaut des §7 Abs.2 Nr. 1,
2 erhebliches Gewicht zu. Im Einzelnen ist zu differenzieren.43 Eine Einbezie-
hung von Kulturpflanzen und Haus- bzw. Nutztieren in den Schutzgegen-
standskanon des Naturschutzrechts ist zunächst angelegt, soweit der Gesetz-
geber ausdrücklich auf einen entsprechenden Schutzgegenstand in einer spe-
ziellen Vorschrift abstellt (siehe §25 Abs.1 Nr. 3). Darüber hinaus ist eine
Einbeziehung geboten, soweit Kulturformen als Funktionselement im Hin-
blick auf sonstige Schutzgegenstände angesprochen sind, also beispielsweise
Streuobstbäume im Hinblick auf ihre Lebensraumfunktion. Eine weitere
mittelbare Bezugnahme kann sich aus dem Schutzgegenstand Kulturland-
schaften bzw. „gewachsene historische Kulturlandschaften“ (siehe §1 Abs.4
Nr. 1) ergeben, z.B. bei alten Getreidesorten oder regional- und landschaftsty-
pischen Schafrassen als immanente Bestandteile bestimmter Wirtschaftsfor-
men. Hier ist jeweils zu prüfen, ob bzw. mit welcher Intensität die jeweiligen
Kulturformen aus historischer oder aktueller Perspektive die Kulturlandschaft
mitprägen und insoweit als wesentliche Teilelemente des Schutzgegenstands
„Landschaft“ auch selbst einschlägige Gegenstände im Sinne des Natur-
schutzrechts sind. Soweit in den instrumentellen Einzelbestimmungen ein-
schließlich des Artenschutzrechts allerdings explizit auf Tiere und Pflanzen
bzw. auf den Naturhaushaltsbegriff abgestellt wird, dürfte eine Einbeziehung
von Kulturformen angesichts des Wortlauts des §7 Abs.2 Nr. 1, 2 zu verneinen
sein.

Unbestritten ist, dass der Landschaftsbegriff des Naturschutzrechts nicht nur
Naturlandschaften, sondern auch und gerade Kulturlandschaften umfasst
(siehe auch §1 Abs.4 Nr. 1).44 Kulturlandschaften sind allerdings äußerst viel-
gestaltig. Insbesondere sind prinzipiell auch Siedlungsräume (vgl. den Begriff
„urbane Landschaften“) bzw. Baukörper und technische Anlagen einbezo-
gen, denn auch diese prägen als kulturell gestaltete Elemente den Raum. Vor
diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob auch Gebäude, technische Infra-
struktur und dergleichen als Bestandteile von Landschaften zum Schutzge-
genstand von Naturschutz und Landschaftspflege werden. Die Erstreckung
des Naturschutzrechts auf den besiedelten und unbesiedelten Raum (dazu
sogleich in Rn.18) hilft an dieser Stelle jedenfalls nicht weiter, weil es sich dort
um den räumlichen Aufgaben- oder Handlungsbereich, hier aber um den
Schutzgegenstand handelt. Sachgerecht dürfte eine Einbeziehung von bau-
lichen Anlagen oder Siedlungen in den Landschaftsbegriff des Naturschutz-
rechts insbesondere dann sein, wenn diese essenzielle und wertgebende Be-
standteile von historischen Kulturlandschaften oder von solchen aktuellen
Kulturlandschaften sind, die gerade auch durch Freiräume geprägt werden
und mit diesen eine untrennbare Einheit bilden. Der Gesetzgeber hat diese
Situation beispielsweise im Kontext historisch gewachsener Kulturlandschaf-
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ten erkannt, die ausweislich des §1 Abs.4 Nr. 1 „mit ihren Kultur-, Bau- und
Bodendenkmälern“ zu bewahren sind. In der Fortschreibung des Fachbei-
trags zum Landschaftsprogramm für den Freistaat Sachsen werden für den
Schutzgegenstand „Historische Kulturlandschaft“ beispielsweise auch Sied-
lungsformen wie Straßendorf, Platzdorf oder Streusiedlung bzw. Gebäudety-
pen wie Umgebindehäuser und Gutshäuser sowie als technische Anlagen
Wind- und Wassermühlen berücksichtigt.45 Die von Menschen gebauten Ele-
mente und die naturnahen Elemente bilden bei historischen Kulturlandschaf-
ten oftmals eine unzertrennliche Einheit46 und speziell für historische Bauern-
häuser wird von einer Harmonie von Bauform und Landschaft als Folge einer
„jahrhundertelangen gemeinsamen Entwicklung (Ko-Evolution)“ ausgegan-
gen.47 Im Bereich der freiraumgeprägten aktuellen Kulturlandschaften kom-
men außerhalb des Siedlungsbereichs zahlreiche Räume in Betracht, z.B.
kleinteilige Agrarlandschaften und deren landschaftsangepassten baulichen
Kleinelemente wie etwa Feldscheunen.48 Für den Siedlungsbereich selbst
spielt dagegen das Kriterium der Freiraumprägung eine besonders wichtige
Rolle. Einschlägig können hier etwa freiraumgeprägte Siedlungsrandbereiche
sein (siehe auch §1 Abs.6), bei denen bauliche Strukturen einschließlich Ein-
friedungen, gärtnerische Nutzungen, Obstwiesen, unbefestigte Wege und
weitere Elemente so miteinander verknüpft sind, dass sie das Orts- und Land-
schaftsbild (vgl. auch §29 Abs.1 Nr. 2) gesamthaft charakterisieren. Klarstel-
lend ist darauf hinzuweisen, dass es an dieser Stelle allein um die Frage der
Zuordnung von baulichen und vergleichbaren Elementen zum Schutzgegen-
stand „Kulturlandschaft“ im Sinne des Naturschutzrechts geht. Darüber hi-
naus werden Siedlungsräume einschließlich Baukörper in vielfacher anderer
Form für die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege relevant,
etwa als Lebensraum bzw. Habitatrequisiten für Tiere und Pflanzen, die an die
siedlungsökologischen Rahmenbedingungen angepasst sind.

b) Räumlicher Aufgabenbereich

Das Handlungsfeld des Naturschutzes und der Landschaftspflege bezieht sich
sowohl aufdenbesiedeltenwiedenunbesiedeltenBereich.Abgestelltwirdauf
die tatsächlichen Verhältnisse, nicht auf die bauplanungsrechtliche Einord-
nung.49 Eine Differenzierung zwischen den beiden Teilbegriffen ist, jedenfalls
imRahmenderZiel- undZweckbestimmung50, nicht erforderlich.Vielmehr soll
zumAusdruck gebracht werden, dass sichNaturschutz und Landschaftspflege
auf die gesamte Natur und Landschaft, ohne Unterschiede zwischen besie-
deltem und unbesiedeltem Bereich, erstrecken51, dass der Aufgaben- und
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Handlungsbereich also in räumlicher Hinsicht keine Begrenzung erfährt.52

Gemäß §56Abs.1 geltendieVorschriften auch imBereich derKüstengewässer
sowie mit Ausnahme des Kapitel 2 (Landschaftsplanung) nach Maßgabe des
Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen und der §§56 ff. ferner im
Bereich der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone und des Festlandso-
ckels.

c) Maßnahmen

Die neue Formulierung des Maßnahmenkatalogs (die Gesetzesbegründung
spricht von Handlungsformen) geht zunächst vom Schutzansatz aus, stellt
aber sogleich klar, dass Pflege und Entwicklung bzw., mit der Einschränkung
der Erforderlichkeit, die Wiederherstellung von Natur und Landschaft von
diesem Schutzbegriff umfasst werden. Entsprechendes gilt für die Verwen-
dung der Begriffe „Erhaltung“ und „erhalten“.53 In der Sache ist es sinnvoll,
zwischen echten physischen Maßnahmen im Sinne eines Tuns oder Unterlas-
sens in der realen Umwelt einerseits und dem Einsatz von Steuerungsinstru-
menten (gerichtet auf diese physischenMaßnahmen) andererseits zu differen-
zieren. Das Gesetz verwendet den Maßnahmenbegriff allerdings unspezifi-
scher (vgl. z.B. §9 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4, wo es sowohl um physische als auch um
„instrumentelle“Maßnahmen geht). DerMaßnahmenkatalog des §1 Abs.1 ist
in seiner Systematik grundsätzlich auf physische Maßnahmentypen ausge-
richtet, lässt aber auch ein instrumentelles Begriffsverständnis zu. Entschei-
dend ist, dass damit keine abschließenden instrumentellen Kategorien oder
Handlungsformen im Sinne der Handlungsformen des Verwaltungsrechts vor-
gegebenwerden sollen.

Schutz bedeutet im Kern, dass gegenwärtige oder potenzielle Beeinträchti-
gungen gegenüber bestimmten Schutzgegenständen des Naturschutzrechts
unterlassen bzw. aktiv abgewehrt werden sollen.54 Schutz kann sich auf Indi-
viduen bzw. Populationen von Tieren und Pflanzen, auf bestimmte reale Aus-
prägungen von Luft und Klima, Wasser, Gestein und Boden sowie auf die
entsprechenden komplexen Schutzgüter einschließlich der Landschaft in der
konkreten räumlichen Umwelt beziehen. Über die Sicherung konkreter Ob-
jekte hinaus kann es aber auch um die damit verbundene Sicherung von
Typen (z.B. Arten) gehen. Der auf die reale physische Situation abzielende
Schutz muss in Abhängigkeit von den Schutzzielen definieren, wann eine
Einwirkung auf den Schutzgegenstand eine Beeinträchtigung darstellt.

Für die Pflege ist charakteristisch, dass es sich um aktive Tätigkeiten handelt,
die für die Aufrechterhaltung oder die Erreichung von Zielzuständen erforder-
lich sind. Bei den betroffenen Arten, Biozönosen, Ökosystemen und Land-
schaften kann es sich sowohl um solche handeln, die durch Nutzung und
Pflege geprägt bzw. definiert sind als auch um solche, bei denen die jeweili-
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genMaßnahmen dauerhaft oder übergangsweise nicht mehr vorhandene öko-
logische Faktoren gewissermaßen ersetzen. Klassische Pflegemaßnahmen
sind etwa Mahd, Beweidung, Entbuschung oder auf den Stock setzen von
Gehölzen. Unter den Pflegebegriff fallen aber auch solche punktuellen Hand-
lungen, die gezielt die Situation für Schutzgüter i. S. v. Hilfsmaßnahmen ver-
bessern (z.B. Anlage von Kunsthorsten für gefährdete Vögel, Regulierung des
Wasserstandes von Seen und Teichen). Je massiver dabei allerdings grundle-
gende Veränderungen etwa der Standortbedingungen vorgenommen wer-
den, desto mehr nähert man sich dem Entwicklungs- oder Wiederherstel-
lungsbegriff.55

Ziel der Entwicklungsmaßnahmen ist entweder die Schaffung eines Zustan-
des von Natur und Landschaft, der durch dauerhafte Pflegemaßnahmen auf-
rechterhalten werden muss oder die Hinführung in einen Zustand, der sich
ohne solche Maßnahmen in mehr oder weniger dynamischer Form weiterent-
wickelt.56 Den letztgenannten Ansatz hat der Gesetzgeber bereits bei voran-
gegangenen Novellierungen, nun aber noch verstärkt auch im Rahmen der
Zielbestimmungen verankert (vgl. etwa §1 Abs.2 Nr. 3: „bestimmte Land-
schaftsteile sollen der natürlichen Dynamik überlassen bleiben“; §1 Abs. 3
Nr. 6: „der Entwicklung sich selbst regulierender Ökosysteme auf hierfür ge-
eigneten Flächen Raum und Zeit zu geben“). Typische Entwicklungsmaßnah-
men sind z.B. der Abtrag von Oberboden (etwa zur Schaffung veränderter,
häufig nährstoffärmerer, Standortverhältnisse), die Anhebung des Grundwas-
serstandes oder die bauliche Umgestaltung von vorhandenen Fließgewässern
mit dem Ziel der Renaturierung (insbesondere in Form der natürlichen Eigen-
entwicklung nach Abschluss der baulichen Maßnahmen). Konzeptionell soll
die Realisierung des Entwicklungsauftrags insbesondere von der Landschafts-
planung vorbereitet werden.

Mit der Novellierung des BNatSchG im Jahr 2002 wurde das Wiederherstel-
len von Natur und Landschaft neu aufgenommen. Dabei geht es um die An-
knüpfung an Zustände, die gegenwärtig nicht mehr oder nur noch rudimentär
existieren, die aber den Zielen von Naturschutz und Landschaftspflege ent-
sprechen.Mit der einschränkenden Formulierung „soweit erforderlich“macht
der Gesetzgeber darauf aufmerksam, dass es sich um Maßnahmen handelt,
die insofern besonders aufwändig sein können, als die gegenwärtigen Bedin-
gungen von den vormaligen gegebenenfalls deutlich abweichen. Diese „Kos-
ten“ im weitesten Sinn sollen sorgfältig bedacht werden.57 Häufig wird es um
Tätigkeiten gehen, die den verloren gegangenen Zustand an Ort und Stelle
wieder etablieren sollen, möglich wäre aber auch eine Wiederherstellung im
räumlichen Umfeld (z.B. in der gleichen naturräumlichen Haupteinheit). Bei-
spiele sind die Neuanlage von stehenden Gewässern oder die Renaturierung
von Fließgewässern, bei denen etwa ein zugeschütteter, ehemals bestehender
alter Fluss- oder Bachlauf wieder „aktiviert“ wird.
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2. Schutzgründe

a) Eigenwert

Nach einer durch das BNatSchG 2002 eingefügten Formulierung sollen Natur
und Landschaft auch auf Grund ihres eigenen Wertes geschützt werden. Der
historische Gesetzgeber folgte damit wohl im Rahmen der Diskussion um eine
öko- bzw. physiozentrische Begründung des Naturschutzes einerseits und
einer anthropozentrischen Begründung andererseits einer „Sowohl-als-auch-
Strategie“.58 I. d.S. wäre die 2002 eingefügte (und im Rahmen des BNatSchG
2010 belassene) Wendung so zu verstehen, dass Natur und Landschaft auch
um ihrer selbst willen zu berücksichtigen sind. Insoweit soll der Mensch nicht
mehr alleiniger Maßstab für den Umgang mit Natur und Landschaft sein.59 Im
Schrifttum wurde die Einschätzung geäußert, dass der Eigenwert die Legiti-
mationsbasis des Naturschutzes verbreitere, da die sittliche Verantwortung
des Menschen gegenüber seiner natürlichen Umwelt und der in ihr lebenden
Tiere und Pflanzen nun als Motiv und Rechtfertigung der Aufgabe anerkannt
seien.60 Nach der Einfügung der Eigenwert-Begründung bedürfe es keines
Nachweises mehr, dass die jeweils zu schützende Natur oder Landschaft zu-
mindest auch vonNutzen für denMenschen ist.61

Zur Beantwortung der Frage, welche Bedeutung der Eigenwertklausel im
Naturschutzrecht zukommt, ist zunächst auf die beiden Grundansätze abzu-
stellen, die Gegenstand der Debatte waren:Während sich der anthropozentri-
schen Position zufolge „überzeugende Umwelt- und Naturschutzbegründun-
gen letztlich immer auf menschliche Interessen, Bedürfnisse usw. beziehen
(müssen)“, vertritt die physiozentrische Position die Auffassung, dass einige
oder alle Naturwesen um ihrer selbst willen zu schützen sind.62 Für die physio-
zentrische Position bestehen Unterschiede im Wesentlichen hinsichtlich der
jeweiligen „moralischen Subjekte“, d.h. hinsichtlich derjenigen Subjekte, ge-
genüber denen eine direkte Pflichtbeziehung angenommen wird. Man unter-
scheidet Pathozentrismus (fühlende Tiere), Biozentrismus (alle individuellen
Lebewesen), Ökozentrismus (Ökosysteme) und Holismus (alle existierenden
„Wesen“).63 Soweit fühlende Tiere als Individuen angesprochen sind, spricht
vieles für einemoralische Subjekteigenschaft64, doch ist dieses Problem für die
hier zu lösende Aufgabe nicht relevant, da es sich unbestritten um das Hand-
lungsfeld des Tierschutzes und nicht des Naturschutzes handelt. Für die übri-
gen physiozentrischen Positionen geht es im Kern um die Frage, ob etwa die
Existenz von systemisch begriffenen Einheiten (z.B. Arten) oder gar die Exis-
tenz der gesamten (in einem bestimmtem Zeitpunkt – welchem? – konkret
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vorhandenen) Physis moralisch relevante Eigenschaften sind. Dies zu bejahen
und plausibel zu begründen, dürfte nicht leicht fallen.65 Hinzu treten erhebli-
che methodische Probleme, da die konkreten Belange einzelner Bestandteile
der materiell-physischen oder auch nur der belebten Welt (jenseits individuel-
ler Leidenserfahrungen einzelner Organismen) ausgesprochen schwer (mögli-
cherweise gar nicht) in nachvollziehbare Präferenzentscheidungen zu über-
führen sind: Irgendeine Form von Physis wird immer gegenüber einer anderen
bevorzugt – mit welcher Begründung? „Ein Gesetz wie das vorliegende kann
und will sich aber nicht seiner differenzierenden Maßstäblichkeit entäußern,
sich quasi die Messung und damit Einlösung des Wertes von Natur und Land-
schaft versagen“.66 Der Eigenwert-Ansatz im Sinne des dargelegten Ver-
ständnisses begegnet also sowohl begründungstheoretisch als auch anwen-
dungspraktisch Bedenken. Der Begriff des Eigenwertes kann im System des
BNatSchG daher nur den Sinn haben, eine kurzsichtige Bewertung von Natur
und Landschaft, z.B. unter vordergründigen Nützlichkeitsaspekten, auszu-
schließen. „Er will Natur und Landschaft in ihrer Eigenständigkeit auch dort
respektiert wissen, wo derzeit noch nicht absehbar ist, welchen Nutzen sie
einmal abwerfenwerden. Er will – im Ergebnis – auch künftigen Generationen
Optionen offen halten“.67 Dieser „Nutzen“ ist in einem sehr weiten Sinn zu
verstehen (siehe etwa §1 Abs.1 Nr. 3), wobei in der Debatte um Eigenwerte
von Natur und Landschaft auch nicht immer deutlich wurde, ob tatsächlich ein
physiozentrischer Ansatz („Natur um ihrer selbst willen“) vertreten wurde
oder ob es nicht vielmehr darum ging, Natur und Landschaft im Hinblick auf
ihre sog. inhärenten (immateriellen) Werte, also jenseits materieller, zweckra-
tionaler Nützlichkeit, in den Gesetzeskontext einzubeziehen.68 Solche Werte
gehen von Erfahrungen und Praktiken aus, die sich für ein wertendes Subjekt
um ihrer selbst willen lohnen (siehe dazu näher Rn.43 ff.).69 In diesem letztge-
nannten Sinnmag die Eigenwertklausel unterstützendwirken.

b) Lebensgrundlagen und Gesundheit

Neben dem in seinem praktischen Gehalt schwer fassbaren Eigenwert-Ansatz
liegt die zentrale Begründung des Naturschutzes in der Wendung „als Grund-
lage für Leben und Gesundheit des Menschen“. Schon vor der mit dem
BNatSchG 2010 erfolgten Ergänzung umdieGesundheit war der Grundlagen-
begriff weit zu verstehen. Mit umfasst waren und sind die immateriellen Be-
dürfnisse des Menschen bzw. die nicht materiell-zweckrationalen Nutzungs-
funktionen vonNatur und Landschaft für denMenschen, wie sich nicht zuletzt
aus den einzelnen Zielbereichen sowohl der alten wie auch nun der neuen
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Fassung ergab bzw. ergibt.70 Mit der ausdrücklichen Aufnahme des Hinwei-
ses auf die Gesundheit des Menschen soll nun noch die Bedeutung hervorge-
hobenwerden, die Natur und Landschaft – nicht nur unter demGesichtspunkt
der Erholung – für das physische, psychische und soziale Wohlbefinden des
Menschen haben.71 Darin liegt keine grundlegende Änderung der Zweckaus-
richtung von Naturschutz und Landschaftspflege, wohl aber eine Stärkung
eines Naturschutzverständnisses, das in umfassender Form auf die verschie-
denen Dimensionen menschlichen Wohlbefindens ausgerichtet ist.72 So wer-
den sowohl die materiell erfassbaren Leistungen von Natur und Landschaft
(z.B. im Hinblick auf Luftqualität, Bioklima, Trinkwasser u. s. f.) einschließlich
der Thematik „Wirkstoffe aus der Natur“ als auch deren psychosoziale Wir-
kungen einschließlich die Bereitstellung von Räumen für Bewegung, Ruhe
und Naturerlebnis im Sinne der Zielbereiche der Nr. 1–3 begrifflich etwas
breiter unterlegt.73

c) Verantwortung für künftige Generationen

§1 hebt in Übereinstimmung mit Art. 20a GG die Verantwortung gegenüber
künftigen Generationen hervor und stellt damit klar, dass Naturschutz und
Landschaftspflege nicht nur im Interesse der gegenwärtigen Generation be-
trieben werden.74 Das BNatSchG dient damit auch der Verwirklichung des
Gebots einer nachhaltigen Nutzung75, wobei die damit gegebene Verpflich-
tung auf das Gebot intergenerativer Gerechtigkeit die Natur gegenüber kurz-
fristigen materiellen Nutzungsansprüchen stärkt.76 Den künftigen Generatio-
nen sollen alle essenziellen Möglichkeiten der Nutzung der Naturgüter offen-
gehalten werden, ihre noch nicht vorauszusehenden Präferenzen und Wert-
entscheidungen sollen nicht schon im Voraus beschnitten werden.77 Auch an
dieser Stelle ist mit „Nutzen“ keine Verengung auf materielle Nutzungsan-
sprüche gemeint.78 Es geht vielmehr umfassend umBedürfnisse von künftigen
Generationen, zu denen etwa auch das Erleben undWahrnehmen der Vielfalt,
Eigenart und Schönheit von Natur und Landschaft gehören. Da aus heutiger
Perspektive diese Bedürfnisse nicht vollständig ermittelbar sind, sich vielmehr
in Ansehung der sich wandelnden ökologischen, technischen und gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen (vgl. nur die Thematik des Klimawandels)
auch neue Erfordernisse und Prioritäten ergeben können, besteht die Aufgabe
von Naturschutz und Landschaftspflege insoweit in der Aufrechterhaltung
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von Optionen und Potenzialen. Dies wird beispielsweise augenscheinlich bei
der Zielsetzung der Erhaltung von Biodiversität, für deren Schutz es eben
nicht der Rechtfertigung durch eine konkret belegte aktuelle (materielle oder
immaterielle) Nützlichkeit bedarf.

3. Zielbereiche/-dimensionen

Der Gesetzgeber hat die Zielbereiche von Naturschutz und Landschaftspflege
neu geordnet. In der jetzigen Fassung spiegeln sie die drei basalen Zieldi-
mensionen des Naturschutzes und der Landschaftspflege wider, nämlich die
Diversitätssicherung, die Sicherung der materiell-physischen Funktionen und
die Sicherung der immateriellen Funktionen im Zusammenhang mit dem
Wahrnehmen und Erleben von Natur und Landschaft.79 Der Begriff der Diver-
sitätssicherung ist im Sinne der Erhaltung des natürlichen und des kulturellen
Erbes zu verstehen. Aus den benannten Zielbereichen bzw. -dimensionen
ergibt sich eine relativ klare Struktur des naturschutzrechtlichen Zielkanons.
Diese Struktur wird in den Folgeabsätzen aufgegriffen, in dem die Abs. 2–4
grundsätzlich auf eine Zieldimension Bezug nehmen, während die Abs. 5 und
6 für mehrere Zielbereiche einschlägig sind und insoweit einen gesamthaften
Ansatz erfolgen. Bei einem naturschutzinternen Zielkonflikt sind die Ziele
untereinander abzuwägen (siehe auch §2 Abs.3), ohne dass einem Ziel von
vornherein der Vorrang zukäme.80

a) Biologische Vielfalt

§1 Abs.1 Nr. 1 benennt ausdrücklich den Schutz der biologischen Vielfalt als
Zielbereich von Naturschutz und Landschaftspflege. Die Gesetzesbegrün-
dung erläutert die Aufnahme in den Zielkanon des §1 (vgl. zuvor §2 Abs.1
Nr. 8 BNatSchG a.F.) mit dem Hinweis auf den Stand der fachlichen und
politischen Diskussion.81 Dies betrifft zum einen den besonderen Stellenwert,
den der Schutz der Biodiversität auf internationaler, europäischer und natio-
naler Ebene einnimmt; zum anderen stellt sich der Schutzansatz auch unter
schutzgutsystematischer Perspektive als spezifisch dar (siehe näher Rn.31 ff.),
sodass sich eine eigenständige Verankerung anbot. Soweit es um die Siche-
rung von Vielfalt geht, die nicht von dem Terminus „biologische Vielfalt“
abgedeckt wird, kann insbesondere auch §1 Abs.1 Nr. 3 einschlägig sein, der
explizit unter anderem auf die „Vielfalt“ von Natur und Landschaft Bezug
nimmt. Nicht mehr eigens hervorgehoben wird im Unterschied zur früheren
Fassung der Schutz der Tier- und Pflanzenwelt einschließlich der Lebensstät-
ten und Lebensräume. Der Gesetzgeber geht zu Recht davon aus, dass die
betreffenden Schutzgüter und Zielausrichtungen über die drei Zielbereiche/
-dimensionen des §1 Abs.1 Nr. 1–3 vollständig abgedeckt sind.82
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Die Bedeutung der dauerhaften Sicherung von Biodiversität kommt auf inter-
nationaler Ebene zunächst in dem Übereinkommen über die biologische
Vielfalt vom 05.06. 1992 zum Ausdruck, das auf der Konferenz der Vereinten
Nationen für Umwelt und Entwicklung (UNCED) in Rio de Janeiro verabschie-
det wurde und dem auch die Bundesrepublik Deutschland beigetreten ist.83

Die drei Ziele der Biodiversitätskonvention sind die Erhaltung der biologi-
schen Vielfalt, die nachhaltige Nutzung ihrer Bestandteile sowie die gerechte
Aufteilung der Vorteile, die sich aus der Nutzung genetischer Ressourcen
ergeben.84 Unter „biologischer Vielfalt“ versteht das Übereinkommen die
Vielfalt an Ökosystemen, die Vielfalt der Arten und die genetische Vielfalt
innerhalb von Arten, wobei sich dies sowohl auf wild lebende als auch auf
domestizierte Arten bezieht.85 Im europäischen Kontext sind auf der Umset-
zungs- bzw. Konkretisierungsebene insbesondere die Vogelschutz- sowie die
FFH-Richtlinie zu nennen.86 Das Bundeskabinett hat am 07.11. 2007 die Na-
tionale Strategie zur biologischen Vielfalt beschlossen.87 Danach soll sich im
Naturschutz beispielsweise bis zum Jahr 2010 der Anteil der vom Aussterben
und stark gefährdeten Arten verringern und sich bis 2020 die Gefährdungssi-
tuation des größten Teils der sogen. Rote-Liste-Arten um eine Stufe verbes-
sern.88

Biodiversität wird definiert als „die Eigenschaft von Lebewesen und der
durch sie aufgebauten Lebensräume, voneinander spezifisch verschieden zu
sein“.89 In Anlehnung an die Begriffsbestimmung in der Biodiversitätskonven-
tion sind unter Biodiversität im Sinne des BNatSchG nach §7 Abs.1 Nr. 1 die
Vielfalt der Tier- und Pflanzenarten einschließlich der innerartlichen Vielfalt
sowie die Vielfalt an Formen von Lebensgemeinschaften und Biotopen zu
verstehen. Dabei geht es nicht darum, für bestimmte Raumausschnitte eine
möglichst hohe Zahl an Arten oder Biotoptypen anzustreben. Gemeint ist
vielmehr die dauerhafte Sicherung von verschiedenartigen Ausprägungen
von Natur und Landschaft sowohl in der Gegenwart als auch zukünftig im
Sinne eines natürlichen bzw. kulturellen Erbes derMenschheit. Diese Ausprä-
gungen können sich als typologische Einheiten darstellen (etwa im Falle von
Tier- und Pflanzenarten) oder auch als individuelle, häufig komplexe physi-
sche Gegebenheiten (wie etwa im Falle von sehr spezifischen, „einmaligen“
Ökosystemen oder Landschaften). Betrachtet man den Zweck der Erhaltung
von Diversität i. d.S., so stößt man zunächst auf den Begriff der Information.
Steht beispielsweise die Art X unmittelbar vor der endgültigen Ausrottung, so
gründet ihr Wert in der Rettung von (vermutlich sonst unwiderruflich verlore-
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nen) Informationen, die potenziell oder gar schon konkret für Zwecke der
Ernährung, der Pharmazie etc. genutzt werden können.90 Welche Informatio-
nen in welchen Ausprägungen gespeichert sind und in welchem Zusammen-
hang diese einmal nützlich werden könnten, lässt sich aus gegenwärtiger
Perspektive nicht bestimmen. Es geht daher an dieser Stelle, auch in Anse-
hung der Verantwortung gegenüber künftigen Generationen, um die Auf-
rechterhaltung von Optionen und Potenzialen. Die Bedeutung von Diversität
reicht allerdings über den Informationswert weit hinaus. §1 Abs. 1 umfasst in
Nr. 2 der Vorschrift die konkreten materiell-physischen und in Nr. 3 die imma-
teriellen Leistungen und Funktionen von Natur und Landschaft. Um diese in
ihrer ganzen Bandbreite, ihrer ganzen „Vielfalt“ wirksam werden zu lassen,
ist die Bewahrung von (Bio-)Diversität erforderlich: Ausgestorbene Tier- und
Pflanzenarten etwa vermögen keinen Beitrag im Naturhaushalt mehr zu leis-
ten und sie sind unwiderruflich dem Erleben und Wahrnehmen durch den
Menschen entzogen. Die Erhaltung von Diversität begründet sich daher über
den Informationswert hinaus in der Möglichkeit, die Leistung und Funktion
von Arten, Lebensgemeinschaften, Ökosystemen und Landschaften im jewei-
ligen räumlichen Kontext konkret geltendmachen zu können.

Eine Art setzt sich natürlicherweise aus einer Vielzahl von Populationen zu-
sammen, die sich in Bezug auf ihr Erbgut mehr oder weniger stark unterschei-
den (vgl. §7 Abs. 1 Nr. 1: „innerartliche Vielfalt“). Die genetische Information
einer Art besteht daher aus der Summe der Informationen, die in den jeweils
existierenden Populationen gespeichert sind – mit anderen Worten: jede Ein-
zelpopulation trägt zu dem Gesamtinformationsgehalt der Art bei. Sind be-
stimmte Genotypen einer Art an abgrenzbare geografische Räume gebunden,
so können diese als eigene Unterarten oder Rassen benannt werden.91 Von
besonderer Bedeutung ist insofern zwar die Erhaltung mindestens einer (der
letzten) Population einer Tier- oder Pflanzenart. Eine größere Zahl von Popu-
lationen aber steigert die Diversität und ist insoweit grundsätzlich darüber
hinaus erstrebenswert. Da in einem begrenzten Raum jedoch nicht von jeder
Art beliebig viele Populationen gesichert bzw. gefördert werden können, sind
hier Prioritätensetzungen erforderlich, die unter anderem nach dem Beitrag
konkreter Populationen zum Erhalt der Art und zur Auffächerung der geneti-
schen Information bzw. generell zur Erfüllung der in §1 Abs.1 Nr. 1–3 mani-
festierten Grundziele fragen. Beispielsweise sind Vorkommen am Rande des
Verbreitungsareals einer Art nicht notwendigerweise genetisch identisch mit
den Vorkommen im Kerngebiet. Diese Randvorkommen können im Hinblick
auf künftige Anpassungserfordernisse (Stichwort: Klimatischer Wandel), be-
sonders schutzwürdig sein (z.B. bei Arten aus dem Mittelmeerraum, die in
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Mitteleuropa nur auf Wärmeinseln vorkommen).92 Sowohl in der Biodiversi-
tätskonvention als auch in der Fachdiskussion ist die Erhaltung des Nutzpflan-
zen- und Nutztierspektrums mit ihrer genetischen Vielfalt Bestandteil der
Aufgabe der Biodiversitätssicherung.93 Für das Bundesnaturschutzgesetz gilt
dies aufgrund der Legaldefinition in §7 Abs.2 Nr. 1, 2 allerdings nur im einge-
schränkten Sinn, d.h. insbesondere im kulturlandschaftlichen Kontext (siehe
Rn.16).

Arten sind definiert als eine durch Fortpflanzungsbarrieren abgeschlossene
Fortpflanzungsgemeinschaft. Im Unterschied zu diesen natürlich differenten
Einheiten sind typologische oder individuell-räumliche Abgrenzungen bei
Pflanzengesellschaften und anderen, hierarchisch aufsteigenden Organisa-
tionsebenen wie Biotopen, Ökosystemen oder Landschaften schwieriger. Im
Gegensatz zu Arten setzt etwa die Kartierung von Biotopen bzw. Biotoptypen
zunächst deren Definition und Beschreibung voraus, da es sich hier um abs-
trakte Objekte handelt, mit denen derMensch versucht, Ordnung in die natür-
liche landschaftliche Vielfalt zu bringen.94 Da allerdings eine Beschränkung
auf Arten bzw. die innerartliche Vielfalt eine nicht vertretbare Verengung des
Biodiversitätsverständnisses bedeuten würde und auch die Biodiversitätskon-
vention ausdrücklich die Ökosystemebene beinhaltet, hat der Gesetzgeber
diese komplexeren Schutzgüter in die Legaldefinition des §7 Abs.1 Nr. 1 und
in die Zielmaßgaben des §1 Abs.2 (Lebensgemeinschaften, Biotope, Ökosys-
teme, Landschaftsteile) zu Recht einbezogen. Dabei ist zwischen diversitäts-
bezogenen Ansätzen zu unterscheiden, bei denen Schutzgüter typologisch
betrachtet werden (häufig z.B. bei Pflanzengesellschaften95, Biotoptypen
– siehe z.B. §30 oder Lebensraumtypen – siehe die Lebensraumtypen des
Anhangs I der FFH-RL), während in anderen Fällen das „spezifisch Anders-
sein“ als Ausdruck von Diversität an individuell-räumlichen Ausprägungen
festgemacht wird (insbesondere etwa bei Ökosystemen oder Landschaften
bzw. Landschaftsausschnitten). Zur Operationalisierung ist hierbei die Land-
schaftsplanung gefragt, räumliche Konkretisierungen finden auch über die
Ausweisung von Schutzgebieten (§§23 ff.) statt (siehe zum Beispiel National-
parke, Biosphärenreservate, Naturparke, Landschaftsschutzgebiete).

Bei der Operationalisierung der Aufgabe „Dauerhafte Sicherung von Diver-
sität“ stehen zwei Kriterien im Mittelpunkt, nämlich die Gefährdung der je-
weiligen typologischen Einheit bzw. der individuell-räumlichen Ausprägung
und die Bedeutung, die einem konkreten Vorkommen oder einer konkreten
Ausprägung für die Gesamtverbreitung zukommt. Der letztgenannte Aspekt
wird auch als Maß der Verantwortung bezeichnet, die ein bestimmter Raum
für die weltweite Erhaltung des Schutzgutes hat.96 Bei typologisch abgrenzba-
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ren Schutzgütern finden sich verbreitet enumerative Auflistungen einzelner,
für die Zieldimension des §1 Abs.1 Nr. 1 wertgebender, Arten und anderer
Einheiten im Kontext bestimmter Steuerungsinstrumente (vgl. die Anhänge
der FFH- und Vogelschutzrichtlinie, die Anhänge im Rahmen nationaler Ar-
tenschutzbestimmungen oder die Aufzählung in §30 Abs.2). Welche Bedeu-
tung die Aufgabe der Diversitätssicherung bei den jeweiligen Instrumenten
hat und welche weiteren Zielbereiche instrumentell auch oder sogar vorran-
gig damit bedient werden sollen, muss den entsprechenden Regelungen
durch Auslegung entnommen werden. Aus fachlich-inhaltlicher Perspektive
treten als Operationalisierungsansatz die „Roten Listen“ hinzu, die in ihrer
modernen Form häufig gezielt auf die Kriterien Gefährdung und Verantwor-
tung ausgerichtet sind.97 Ergänzend ist es zielführend, auf eine repräsentative
Auswahl von konkreten Lebensgemeinschaften, Biotopen und Ökosystemen
sowie charakteristischen Landschaftsteilen (vgl. §1 Abs. 2 Nr. 3) bzw. Land-
schaften (vgl. §1 Abs. 4 Nr. 1) abzustellen, da eine allein typisierende Vorge-
hensweise aufgrund der hohen Individualität der Betrachtungsgegenstände
nicht sinnvoll wäre. Hierfür sind räumliche Konkretisierungen erforderlich,
wie sie insbesondere die Landschaftsplanung bereitstellen soll.

Eine besondere Aktualität erfährt die Aufgabe der Biodiversitätssicherung
durch den anstehenden Klimawandel. Es wird für möglich gehalten, dass sich
etwa die Verbreitungsgebiete der Florenelemente (Pflanzenareale) bei fort-
schreitender Klimaänderung maßgeblich verändern98, befürchtet werden
auch zusätzliche Gefährdungen von FFH-Tierarten.99 Damit würde sich unter
anderem auch die Verantwortung für den Schutz mancher Arten verlagern.
Der Klimawandel führt im Hinblick auf Aspekte wie Anpassungsfähigkeit von
Ökosystemen an neue Umweltbedingungen oder Durchlässigkeit der Land-
schaft (Ausbreitungsmöglichkeiten für Arten in für sie günstigere Lebens-
räume)100 zu erheblichen Herausforderungen des biodiversitätsbezogenen
Naturschutzes101 und somit auch des korrespondierenden Naturschutz-
rechts.102
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b) Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts einschließlich
Regenerationsfähigkeit und nachhaltige Nutzungsfähigkeit der
Naturgüter

Der Gesetzgeber hat die beiden Zielaspekte „Leistungs- und Funktionsfähig-
keit des Naturhaushalts“ sowie „Regenerationsfähigkeit und nachhaltige
Nutzungsfähigkeit der Naturgüter“ im Unterschied zur Vorgängerregelung
(vgl. §1 Nr. 1, 2 BNatSchG a.F.) in §1 Abs.1 Nr. 2 zusammengeführt. Damit
wird noch klarer als bisher die enge Verknüpfung dieser beiden Aspekte zum
Ausdruck gebracht, wobei sich aus der Formulierung „einschließlich“ (und
der Legaldefinition in §7 Abs.1 Nr. 2) ergibt, dass Naturgüter Bestandteil des
Naturhaushalts sind. Den Begriff Naturhaushalt definiert der Gesetzgeber in
§7 Abs.1 Nr. 2 als die Naturgüter Boden, Wasser, Luft, Klima, Tiere und
Pflanzen sowie das Wirkungsgefüge zwischen ihnen. Damit werden die
Grundkompartimente benannt, aus denen sich der Naturhaushalt zusammen-
setzt. Zugleich macht die Wendung „sowie das Wirkungsgefüge zwischen
ihnen“ deutlich, dass davon auch komplexe Schutzgegenstände wie Biotope,
Lebensgemeinschaften und Ökosysteme umfasst werden. Das Gestein bzw.
die Geländegestalt werden nicht explizit genannt, sind aber jedenfalls in ihrer
landschaftsökologischen Verknüpfung mit den aufgeführten Schutzgegen-
ständen, insbesondere mit dem Boden, ein essenzieller Bestandteil des Natur-
haushalts.

Mit der im Rahmen der Novellierung aus dem Jahr 2002 vorgenommenen
Ergänzung der Leistungsfähigkeit um die Funktionsfähigkeit sollte ausweis-
lich der Gesetzesbegründung die Orientierung des Zielkatalogs an den künf-
tigen Generationen unterstrichen werden.103 Gemeint sei danach insbeson-
dere eine „langfristige ökologische Funktionsfähigkeit“.104 Letztendlich
handelt es sich bei „Leistungs- und Funktionsfähigkeit“ wieder um einen
Doppelbegriff, bei dem möglicherweise der Terminus „Leistung“ eher den
Aspekt der messbaren Größe und „Funktion“ eher die Zweckausrichtung
betont.105DieseDifferenzierung kann aber letztendlich dahinstehen; entschei-
dend ist vielmehr, dass der Sachbegriff „Naturhaushalt“ mit einer normativen
Zielsetzung verbunden wird, die sich in Funktionen bzw. in nachweisbaren
(auch potenziellen)106 Leistungen zur Erfüllung von Funktionen ausdrücken.
Diese normativen Zielsetzungen sind dem Gesetz (§1 bzw. einzelnen Steue-
rungs- und Kontextnormen), gegebenenfalls unter Einbeziehung fachwissen-
schaftlicher Erkenntnisse, im Rahmen der Auslegung zu entnehmen. Auf der
Basis des Gesetzes leistet darüber hinaus die Landschaftsplanung einen zen-
tralen Beitrag zu ihrer raumbezogenen Konkretisierung. Ohne normative Aus-
richtung bleibt die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts
inhaltsleer. Denn der Naturhaushalt selbst „funktioniert“ immer, er funktio-
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niert auch immer „ökologisch“107, nämlich nach beschreibbaren und nach
Möglichkeit naturwissenschaftlich erklärbaren Prinzipien. Es gibt allerdings
keinen als solchen vorgegebenen „ökoidealen“ Zustand der Natur bzw. des
Naturhaushalts, sondern dieser muss gesellschaftlich vereinbart bzw. recht-
lich-normativ verankert werden. Der Naturhaushalt des Naturschutzrechts ist
dabei im Kern gebunden an konkrete, räumlich eingrenzbare Erschei-
nungen108 in der Landschaft („Landschaftshaushalt“), doch zeigen etwa die
Problematik des Klimawandels und die möglichen Beiträge des Naturschutzes
(z.B. Speicher- bzw. Senkenfunktion von Mooren, Wäldern und Grünland)109

dass, ausgehend von diesen räumlichen Bezügen, mittelbar auch globale
Betrachtungen („CO2- bzw. globaler Klimahaushalt“) relevant werden
können.

Inhaltlich geht es bei §1 Abs. 1 Nr. 2 um den sog.materiell-physischen Zielbe-
reich von Naturschutz und Landschaftspflege, also um zweckrational nach-
weisbare Leistungen bzw. Funktionen von geoökologischen Kompartimenten,
Organismen und komplexen Schutzgegenständen wie Biotopen, Lebensge-
meinschaften und Ökosystemen in einem bestimmten Raumausschnitt. Dabei
informiert §1 Abs. 3 darüber, welche Gegenstandsbereiche insbesondere he-
ranzuziehen sind. Die Zweckbestimmung des Aufgabenfeldes Naturschutz
und Landschaftspflege ist im Rahmen dieser Zieldimension ausgerichtet auf
körperlich-physische Grundbedürfnisse des Menschen bzw. auf gesellschaft-
lich relevante Grundfunktionen (Reinhaltung der Atemluft, Sicherung von der
Gesundheit zuträglichen Klimaverhältnissen im Siedlungsraum, Reinhaltung
der Oberflächengewässer, qualitative und quantitative Sicherung der Grund-
wasservorräte, Produktion von gesunden Nahrungsmitteln, Schutz vor Hoch-
wasserereignissen, Schutz vor Schäden im Umfeld von Steillagen etc.). Damit
wird aber zugleich ihre Nähe zum Umweltschutz110, zur Infrastrukturplanung
und zur Land-, Forst- und Wasserwirtschaft deutlich, woraus sich Fragen sinn-
voller Aufgabenzuordnung einschließlich möglicher Verknüpfungen erge-
ben. Bereits an dieser Stelle ist auf die begriffliche Differenzierung zwischen
der „dauerhaften Sicherung der Nutzungsfähigkeit der Naturgüter“ (Aufgabe
von Naturschutz und Landschaftspflege) und der konkreten Nutzung ein-
schließlich wirtschaftlicher Verwertungsinteressen hinzuweisen (siehe etwa
für den Boden näher Rn.64 ff.).

Für wild lebende Tiere oder Pflanzen bzw. die Vegetation sind im Rahmen
des materiell-physischen Begründungskomplexes unter dem Gesichtspunkt
des konkreten Vorkommens z.B. die Funktionen Auf- und Abbauleistungen
in Böden und Gewässern durch Wirbellose, Schutzfunktionen der Vegetation
bei Hochgebirgsökosystemen bzw. generell bei Steillagen oder Blütenbestäu-
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hagen etal., NuLp 2010, 304.
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bung von Wild- und Kulturpflanzen durch Insekten111 zu berücksichtigen. In
all diesen Fällen geht es nicht darum, materiellen Nutzen aus einem bestimm-
ten Muster, einem Typus zu ziehen; vielmehr kommt es auf die konkrete
„Leistung“ der einzelnen Organismen „vor Ort“ an. Infolgedessen sind in
diesem Fall das Vorliegen bzw. die Größe und Struktur der konkreten Popula-
tion maßgebliche Determinanten für die potenzielle Leistungs- und Funk-
tionsfähigkeit. Tiere und Pflanzen sind also nicht allein dadurch funktional,
dass sie noch an irgendeinem Ort als Typus existieren. Das Erlöschen lokaler
oder regionaler Populationen führt vielmehr im Kontext dieser Zieldimension,
insbesondere in Verbindung mit fehlenden oder erschwerten Bedingungen
der Reetablierung, unmittelbar zu einer Minderung der potenziellen oder
konkreten funktionellen Beiträge. Auch für konkret vorhandene Biotope und
Ökosysteme lassen sich Funktionen ermitteln, die eine gesellschaftlicheWert-
schätzung erfahren. Beispielsweise besteht die Multifunktionalität von Moo-
ren in der Speicherung von Feststoffen bzw. der Immobilisierung von Nähr-
stoffenwährend des Torfbildungsprozesses112, der Filtration bei Überflutungs-
und Quellmooren, der Retention von Überschusswasser durch vorüberge-
hende Überflutung und langsame Abgabe113 sowie in der Senkenfunktion für
CO2 im Kontext globaler Klimahaushalt. An dieser Stelle wird nochmals deut-
lich, dass der oben behandelte Typusschutz von Arten und höher aggregierter
Einheiten wie Ökosystemen nicht allein in der Sicherung ihrer Informations-
funktionen liegt, sondern insbesondere auch in der Bewahrung der Möglich-
keit, den mit konkreten Vorkommen oder Ausprägungen verbundenen Wert
auch zukünftig geltend machen zu können. Dies gilt vor allem dann, wenn
entsprechende Reproduktionen und Ausbreitungsprozesse möglich sind. Mit
dem Aussterben von Arten oder dem endgültigen Verlust eines bestimmten
Biotoptyps geht dieseMöglichkeit verloren.

Der Begriff der Naturgüter richtet den Blick im Unterschied zur integrativ
ausgerichteten Naturhaushaltsbetrachtung stärker auf einzelne Schutzgegen-
stände bzw. auf die damit verbundenen Funktionen. In der raumkonkreten
Herausarbeitung dieser Funktionen im Zuge der Landschaftsplanung finden
sich sowohl stärker landschaftsökologisch-integrative Ansätze (unter Ein-
schluss der Naturgüter) als auch schutzgutspezifische Ausrichtungen. Das
Merkmal der Regenerationsfähigkeit bezieht sich auf sich erneuernde
Ressourcen bzw. Schutzgegenstände und soll sicherstellen, dass der Naturver-
brauch die Erneuerungsrate langfristig nicht übersteigt; zugleich sollen Ein-
wirkungen auf den Naturhaushalt verhindert werden, welche die Erneuer-
ungsfähigkeit der Naturgüter beeinträchtigen (siehe auch §1 Abs.3 Nr. 1).114

Jenseits des realen oder potenziellen Nutzens sind insoweit die betroffenen
Naturgüter schutzwürdig. Nachhaltige Nutzungsfähigkeit bedeutet, dass an-
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121 Gassner/Heugel, Das neueNaturschutzrecht, Rn. 70.

stelle kurzfristiger Nützlichkeitserwägungen das Ziel bedacht werden muss,
die „Nachhaltigkeit“ im Umgang mit Naturgütern zu sichern115, damit eine
Nutzung dauerhaft überhaupt möglich ist. Es bestand und besteht Konsens,
dass das BNatSchG nicht die unmittelbare (physische) Nutzung der Naturgü-
ter bezweckt und fördert. Einschlägig kann eine solche Nutzung allerdings
z.B. bei privaten Aneignungsrechten wie Blumen pflücken oder Pilze sam-
meln sein. Im Kern ist es vielmehr Aufgabe des Naturschutzes, ausgehend von
der Notwendigkeit der Naturgüternutzung diese im Interesse der dauerhaften
Nutzungsfähigkeit zu regulieren und Raubbau zu verhindern.116 Der Begriff
der Nutzung darf dabei nicht auf vordergründige Utilität verkürzt werden.
Sinn und Zweck des BNatSchG gebieten ein weites Nutzungsverständnis, das
sich an der breiten Skala möglicher Nutzungen orientiert.117 Dazu gehört auch
die Verwirklichung von Naturschutzzielen.118 Mit den Begriffen Regenera-
tionsfähigkeit, Nachhaltigkeit und dauerhafte Sicherung der Leistungs- und
Funktionsfähigkeit macht der Gesetzgeber deutlich, dass er grundsätzlich von
einem Verständnis des Umgangs mit Natur und Landschaft ausgeht, dass auf
Stoff- und Energiekreisläufe ausgerichtet ist und bei dem der bewusste Ver-
brauch endlicher Ressourcen unter zielbezogener Sicht die Ausnahme sein
soll. Andererseits liegt in jeder irreversiblen Veränderung von Standorten und
ganzen Landschaften ein Verbrauch praktisch nicht erneuerbarer Naturgüter
(vgl. allerdings immerhin den Ansatz des Flächenrecyclings für nicht mehr
genutzte versiegelte Flächen in §1 Abs.3 Nr. 2, 2. Halbs.), die das Gesetz nicht
wirklich vollständig ausschließen will (das zeigt allein die Ausgestaltung der
Eingriffsregelung). Vor diesem Hintergrund ist es nur konsequent, dass in §1
Abs.3 Nr. 1 für Naturgüter, die sich nicht erneuern, ihre sparsame und scho-
nendeNutzung gebotenwird.

Eine besondere Stellung nehmen in diesem Kontext Tier- und Pflanzenarten
ein. Dabei sind die individuellen Tiere und Pflanzen grundsätzlich reproduk-
tionsfähig, also erneuerbare Naturgüter, nicht aber die Tier- und Pflanzenar-
ten.119 Biodiversität ist als essenzieller Bestandteil des Naturkapitals aufzufas-
sen. Dieses Naturkapital ist als Lebensgrundlage zu erhalten, d.h. der Mensch
soll von „Zinsen“ und nicht von der Substanz leben.120 Tier- und Pflanzenar-
ten zählen somit zu den Naturgütern, ihre dauerhafte Erhaltung im Sinne der
Bewahrung der biologischenVielfalt (§1 Abs. 1 Nr. 1) ist Bestandteil der Siche-
rung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts.121 Soweit
daher im Rahmen einzelner Steuerungsinstrumente (z.B. §§14 ff. – Eingriffs-
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regelung; §26 Abs.1 Nr. 1 – Landschaftsschutzgebiete) der Begriff Leistungs-
und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts Verwendung findet, sind damit
Tiere und Pflanzen bzw. Vegetation in doppelter Form angesprochen: Zum
einen in ihrer konkreten landschaftsökologischen Bedeutung als funktional
wirksame Population bzw. Vorkommen (siehe dazu auch §1 Abs.3 Nr. 5), zum
anderen als Teil der Individuen bzw. Populationen, die in ihrer Gesamtheit die
Tier- oder Pflanzenart als sich nicht erneuerndes Naturgut ausmachen.122

Während die Bedeutung dieser Vorkommen sich im ersten Kontext aus der
Abschätzung ihrer funktionalen Einordnung im Naturhaushalt bzw. als ein-
zelne „nutzbare“ Naturgüter ergibt, wird sich die Bewertung im Kontext Bio-
diversität an der Bedeutung der Vorkommen zur Arterhaltung ausrichten.

Die aufgezeigte Differenzierung gilt in ähnlicher Form für Lebensgemein-
schaften und Lebensräume sowie für die geoökologischen Schutzgüter, die
von der Definition des §7 Abs.1 Nr. 2 umfasst werden. Dies betrifft insbeson-
dere auch den Boden, der ebenfalls sowohl in seiner typologischen Ausprä-
gung als auch als konkreter Bestandteil des Naturhaushalts (siehe §1 Abs.3
Nr. 2) zu betrachten ist. Die Sicherung typologisch fassbarer Ausprägungen
des Bodens bezieht sich unter zweckorientierter Perspektive im Rahmen des
§1 Abs.1 Nr. 2 zum einen auf die Bewahrung des Informationswertes („Ar-
chivfunktion von Böden“, vgl. auch §2 Abs.2 Nr. 2 BBodSchG) und zum ande-
ren auf die Vorhaltung eines Naturgutes, das einen konkreten lokalen bzw.
regionalen Beitrag zum Erleben und Wahrnehmen von Natur und Landschaft
für heutige und für künftige Generationen leistet. In diesem Sinn trägt der
dauerhafte Schutz von Naturgütern als Teil des zweiten Zielbereichs dazu bei,
dass Funktionen im Sinne des dritten Zielbereichs (siehe näher Rn.43 ff.) er-
füllt werden können.

c) Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie Erholungswert von Natur und
Landschaft

Nach §1 Abs.1 Nr. 3 sind die Vielfalt, die Eigenart und Schönheit sowie der
Erholungswert von Natur und Landschaft auf Dauer zu sichern. Ausweislich
der Gesetzesbegründung werden damit die immateriellen Funktionen im
Zusammenhang mit dem Erleben und Wahrnehmen von Natur und Land-
schaft als Bestandteil der Zielbestimmung angesprochen.123 Die Erlebnis- und
Wahrnehmungsqualität umfasst all jene Funktionen, die nicht physisch-mate-
riell messbar sind, sondern sich erst in Begründungszusammenhängen wie
etwa Naturerlebnis oder landschaftsgebundene Erholung als wertbehaftet
darstellen. Der Gesetzgeber hat die Trias Vielfalt, Eigenart und Schönheit
dem Aspekt Erholungswert als eigenständigen Teilbereich vorangestellt. Er-
holung umfasst dabei gemäß der Legaldefinition in §7 Abs.1 Nr. 3 ausdrück-
lich auch das Naturerlebnis, bezieht sich also in einem umfassenden Sinn auf
das Erleben und Wahrnehmen von Natur und Landschaft. Auch im Rahmen
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der Zielkonkretisierung in §1 Abs.4 wird der Schutz von Naturlandschaften
und historisch gewachsenen Kulturlandschaften in Nr. 1 der Regelung als
eigenständiger Aspekt neben den Erholungsbezug in Nr. 2 gestellt. Damit
wird deutlich, dass §1 Abs.1 Nr. 3 nicht nur auf die sinnliche Wahrnehmbar-
keit und die bewusste Wertschätzung des Wahrgenommenen in der Gegen-
wart abstellt, sondern darüber hinaus auch jenseits konkret fassbarer aktueller
Funktionen Natur und Landschaft in all ihrer Vielfalt und Eigenart als natürli-
ches und kulturelles Erbe bewahren will. Der hier verankerte Schutz der
Vielfalt der Kultur- undNaturlandschaften ergänzt insofern den Schutzauftrag
bezüglich der biologischenVielfalt nachAbs.1 Nr. 1.124

Schutzgegenstände sind Natur und Landschaft, also über die Naturgüter des
§7 Abs.1 Nr. 2 hinaus auchGestein undGeländegestalt unabhängig von land-
schaftsökologischen Bezügen sowie die Landschaft. Umgekehrt darf die Vor-
schrift nicht auf das Schutzgut Landschaft verengt werden.125 Vielmehr sind
auch geoökologische Ausprägungen, Tiere und Pflanzen sowie komplexe
Schutzgüter wie Lebensräume, Lebensgemeinschaften und Ökosysteme Teile
von Natur und Landschaft. Vor diesem Hintergrund erfährt auch das Gebot
der Erhaltung der biologischen Vielfalt im Sinne des Gesetzes, obgleich be-
reits über §1 Abs.1 Nr. 1 vollständig abgedeckt, über §1 Abs.1 Nr. 3 eine
zusätzliche Stärkung.126 Soweit das Gesetz im Rahmen der Eingriffsregelung
(siehe §14 Abs.1) das Landschaftsbild als Pendant neben die Leistungs- und
Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts stellt, wird damit auf §1 Abs.1 Nr. 3
Bezug genommen.127

Die Trias „Vielfalt, Eigenart und Schönheit“ ist als gemeinsamer Begriff mit
verschiedenen Facetten oder Faktoren zu sehen.128 Vielfalt stellt zunächst auf
den Reichtum an Formen und Ausprägungen von Natur und Landschaft ab.
Dies betrifft die geoökologischen Bestandteile, Tiere und Pflanzen, Lebens-
räume und Lebensgemeinschaften, Ökosysteme sowie Landschaften. Neben
den Schutzgegenständen der biologischen Vielfalt sind dies etwa Felsköpfe,
Steilwände und andere geologische Erscheinungen, Höhlen, Dünenzüge, Bo-
denformen, Wasserfälle, Quellen u.v.m., bei den Landschaften Naturland-
schaften und historisch gewachsene Kulturlandschaften (siehe §1 Abs.4
Nr. 1), darüber hinaus aber auch weitere charakteristische, mit wertgebenden
Attributen versehene Formen von Landschaft. Ähnlich wie bei den Komplex-



33Mengel

§1 BNatSchGZiele des Naturschutzes und der Landschaftspflege

46

129 Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, §1 a.F. Rn. 26.
130 Hoppenstedt/Schmidt, NuLp 2002, 237 (238); vgl. den Gegenbegriff Uniformität bei

Kolodziejcok, in: Kolodziejcok/Endres/Krohn/Markus, NLJ, § 1 BNatSchGRn.38.
131 Jessel, NuLp 1998, 356 (358).
132 Meßerschmidt, BNatSchG, §1 Rn. 62.
133 In diesem Sinn ist Eigenart dann kein „wertneutraler Begriff“, so aber Fischer-
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Schutzgütern im Rahmen der biologischen Vielfalt (z.B. Pflanzengesellschaf-
ten, Biotop- oder Ökosystemtypen) sind hier allerdings Ordnungssysteme er-
forderlich, die Typen bzw. Einzelausprägungen voneinander abgrenzen und
sortieren. Darüber hinaus erfordert gerade der Landschaftsbegriff wertge-
bende Kriterien und Merkmale, denn in irgendeiner Form ist jeder Land-
schaftsraum vielfältig (und sei es nur als Summe verschiedenster Gewerbege-
biete und Infrastruktureinrichtungen). Die Bindung an die naturräumliche
Eigenart, die in einer bestimmten Landschaft zum Ausdruck kommt, sind
ebenso wie das Fehlen bzw. Zurücktreten von anthropogenen Einflüssen (Na-
turlandschaften) oder die Prägung durch eine Jahrhunderte währende Nut-
zungsgeschichte (historisch gewachsene Kulturlandschaften) solche wertge-
bendenAttribute.

Auch die Eigenart setzt das Abgrenzen und Sortieren von Erscheinungsfor-
men von Natur und Landschaft voraus. Akzentuiert wird dabei das Spezifi-
sche, das Charakteristische129 eines ganz bestimmten Typus (z.B. die Fär-
bung, der Ruf oder das Verhalten einer Vogelart), eines Einzelelements (z.B.
markante geologische Aufschlüsse; alte, einzeln stehende Großbäume in
Siedlungen oder auf Weideflächen) oder eines bestimmten Landschaftsaus-
schnitts (z.B. konkrete natürliche Gegebenheiten in Verknüpfung mit regio-
nal spezifischen Nutzungsmustern und Kulturformen einer Landschaft bzw.
eines Landschaftsteils130). In den Fällen, in denen Eigenart über eine be-
stimmte Konstellation natürlicher und kultureller Elemente, wie sie sich im
Laufe einer ablesbaren historischen Entwicklung herausgebildet hat, entsteht,
wird eine solche mit der Zeit „gewordene“ Eigenart von Landschaft i. S. v.
Unverwechselbarkeit als Voraussetzung (oder jedenfalls als wichtiger Faktor)
für menschliche Verwurzelung und Heimatgefühl gesehen.131 Wenn im
Schrifttum darauf hingewiesenwird, dass Eigenart nicht mit Schönheit einher-
gehen muss132, so bezieht sich diese Einschätzung auf ein Verständnis von
Schönheit als ein von vielen Betrachtern geteiltes positives ästhetisches Urteil
über Natur und Landschaft. In diesem Sinn ist es richtig, dass eigenartige
Erscheinungsformen von Natur und Landschaft nicht immer mehrheitlich als
schön empfunden werden; wohl aber kann in bestimmten Formen von Eigen-
art eine Verankerung des Schönen gefunden werden, in dem sich etwa eine
Landschaft in ihrer Unberührtheit gegenüber menschlichen Einflüssen be-
gründet anders darstellt als unzählige andere.133 Die Begriffe Eigenart und
Vielfalt sind eng miteinander verknüpft, schon weil das „Eigenartig-Sein“
Voraussetzung für vielfältigeWahrnehmungsangebote ist. Vor diesemHinter-
grund ist die Einschätzung zutreffend, dass dem Begriff der Eigenart eine
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zentrale Stellung innerhalb der Zieltrias des §1 Abs.1 Nr. 3 zukommt.134 Dies
gilt gleichermaßen für Arten wie für Lebensgemeinschaften, Ökosysteme oder
Landschaften. Die einer Tierart, einem Biotoptyp oder einer Landschaftsaus-
prägung zugeordnete Gefährdungskategorie spielt dabei unter funktionaler
Betrachtung nur eine mittelbare Rolle: Gefährdete Erscheinungsformen von
Natur und Landschaft sind häufiger als nicht gefährdete an ganz bestimmte,
„eigenartige“ Standortausprägungen oder an spezifische Nutzungsmuster
bzw. vollständige Störungsfreiheit gebunden. Im Übrigen können ausdrück-
lich z.B. auch ungefährdete charakteristische Tier- und Pflanzenarten oder die
eine Region prägenden Lebensräume wertgebend im Sinne des Kriteriums
Eigenart sein. Soweit es allerdings um den über die funktionale Zweckbestim-
mung hinausreichenden Ansatz der Diversitätssicherung geht, ist die Frage
des Rückgangs und der Bedrohung dieser Formen definitionsgemäß von er-
heblicher Bedeutung.135

Der Begriff der Schönheit ist in besonderer Weise mit sinnlicher Wahrneh-
mung und ästhetischen Werturteilen verknüpft. Ungeachtet der damit ver-
bundenen methodischen Schwierigkeiten wird in der Rechtsprechung zutref-
fend darauf hingewiesen, dass das Naturschutzrecht auf die Verwendung
derartiger unbestimmter Rechtsbegriffe nicht verzichten kann.136 Unstrittig
ist, dass der Schönheitsbegriff des §1 Abs.1 Nr. 3 sich nicht auf das visuelle
Erleben von Natur und Landschaft beschränkt, sondern alle Sinneswahrneh-
mungen einschließt.137 Der Verweis auf den Maßstab des „gebildeten, für die
Gedanken des Natur- und Landschaftsschutzes aufgeschlossenen Durch-
schnittsbetrachters“138 darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass die das Ge-
setz vollziehende Verwaltung auf naturschutzfachlicher Grundlage agieren
muss, was in dem vorliegenden Zusammenhang insbesondere die Befassung
mit ästhetischen Aspekten umfasst.139 Bestimmte Erscheinungsformen von
Natur und Landschaft werden gemeinhin als schön empfunden, so z.B. die
meisten Orchideenarten oder bunt schillernde Schmetterlinge140 („konsensu-
ale Schönheit“). Bereits die Einordnung von besonders naturnahen Land-
schaften „als Inbegriff des Schönen“141 unterliegt allerdings Differenzierun-
gen je nach Blickwinkel des Betrachters (vgl. z.B. Erholungssuchende einer-
seits und Landnutzer andererseits). Hinzu kommt, dass das Empfinden etwa
von Landschaftsschönheit sich nicht als starr darstellt, sondern einem kulturel-
len Wandel unterliegt (vgl. etwa die erst in jüngerer Zeit sich entwickelnde
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143 BT-Drs. 14/6378, S. 34.
144 SkeptischMeßerschmidt, BNatSchG, §1 Rn. 64.
145 Siehe zur Problematik Frohn/Rosebrock/Schmoll (Bearb.), „Wenn sich alle in der

Natur erholen, wo erholt sich dann dieNatur?“.
146 Meßerschmidt, BNatSchG, §7 Rn. 16; vgl. auch Gellermann, NVwZ 2002, 1025

(1027), „Abmilderung“ einer ansonsten gegebenen Problematik durch die Legal-
definition.

Wertschätzung von alten Industrielandschaften). Berücksichtigt man schließ-
lich, dass die Schönheit von Natur und Landschaft eine „Aufladung“ durch
Verknüpfungen mit Symbolträgern, etwa geschichtlich-kulturelle Symbole
(z.B. Loreleyfelsen142, Tiere und Pflanzen in Mythen, Märchen oder alten
Volksliedern) erfahren kann, so wird deutlich, dass der Schönheitsbegriff
neben affektiven Aspekten auch kognitive Bezüge aufweist. Dies gilt glei-
chermaßen ebenso im Zusammenhang mit dem biologischen Formenreichtum
oder mit geomorphologischen Ausprägungen als Ausdruck der Landschafts-
genese. Auch unterschiedliche Perspektiven in Abhängigkeit von den jeweili-
gen Nutzungsansprüchen, kultureller Wandel sowie die Abhängigkeit ästhe-
tischer Urteile auch von Vorwissen und kognitiver Einbindung lassen den
Schönheitsbegriff aber nicht beliebig werden – sie verlangen allerdings eine
gründliche Befassung und eine nachvollziehbare Ableitung von Wertmaßstä-
ben und Präferenzentscheidungen. Ein wichtiges Instrument hierbei ist die
Landschaftsplanung. Die Anforderungen fachlicher Gründlichkeit und Nach-
vollziehbarkeit gegenüber Dritten gelten für die gesamte Begriffstrias Vielfalt,
Eigenart und Schönheit – auch und gerade vor demHintergrund der Tatsache,
dass der Gesetzgeber diese oder verwandte Begriffe im Rahmen der Schutz-
zwecke für bestimmte Schutzgebietskategorien in Kapitel 4 verwendet (siehe
etwa §§23Abs.1 Nr. 3, 24 Abs. 4 Nr. 2, 26 Abs. 1 Nr. 2 und 28Abs.1 Nr. 2).

Mit der Novellierung des BNatSchG im Jahr 2002 wurde die Erholungsfunk-
tion in die Zielbereiche integriert, während sie zuvor als übergreifender
Schutzgrund fungierte. Ob damit eine Verstärkung verbunden war (so die
Gesetzesbegründung)143, mag dahinstehen.144 In der jetzigen Fassung wird
die Erholung jedenfalls mit der 2009 eingefügten Wendung „als Grundlage
für [Leben und] Gesundheit des Menschen“ in einen zentralen Begründungs-
zusammenhang gestellt. Dabei versteht der Gesetzgeber unter Erholung
gemäß §7 Abs.1 Nr. 3 natur- und landschaftsverträglich ausgestaltetes Natur-
und Freizeiterleben einschließlich natur- und landschaftsverträglicher sport-
licher Betätigung in der freien Landschaft, soweit dadurch die sonstigen Ziele
des Naturschutzes und der Landschaftspflege nicht beeinträchtigt werden.
Der letztgenannte Halbsatz macht auf ein mögliches Konfliktpotenzial mit
anderen Naturschutzzielen aufmerksam.145 Solche Konflikte können auch
zwischen anderen Einzelzielen bzw. Zielbereichen auftreten, im Falle der
Erholung(snutzung) statuiert der Gesetzgeber aber einen prinzipiellen Vorbe-
halt146 im Unterschied zur allgemeinen Konfliktlösungsregelung des §2 Abs.3
(Abwägung). Erholung im Sinne des Naturschutzrechts zielt auf die durch das
Natur- und Landschaftserlebnis und den Naturgenuss bewirkte Verbesserung
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147 Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, §1 Rn. 27.
148 Gassner, in: Gassner/Bendomir-Kahlo/Schmidt-Räntsch, BNatSchG, §1 a.F. Rn. 64.
149 Gassner/Heugel, Das neueNaturschutzrecht, Rn. 96.

und Wiederherstellung des physischen und psychischen Leistungsvermö-
gens.147 Der Begriff „freie Landschaft“ in der Legaldefinition ist an die Stelle
der Formulierung „freie Natur“ getreten. Es fragt sich nun noch mehr als bei
der Vorgängerformulierung, welcher Bereich hiermit genau gemeint ist. Eine
Ausgrenzung des Siedlungsbereichs würde jedenfalls keinen Sinn ergeben,
weder im bauplanungsrechtlichen noch im real-physischen Sinn. Zum einen
erstrecken sich Naturschutz und Landschaftspflege ausdrücklich auch auf den
besiedelten Bereich, zum anderen hat der Gesetzgeber die Bedeutung der
Erholungsfunktion im besiedelten und siedlungsnahen Bereich durch die Ziel-
konkretisierung in §1 Abs.4 Nr. 2 und der übergreifenden Regelung in §1
Abs.6 gerade akzentuiert. Auch eine eigentumsrechtliche Differenzierung der
betroffenen Flächen kann schon deshalb nicht unbesehen entscheidend sein,
weil etwa der größte Teil der landwirtschaftlich genutzten Bereiche (mit ihrer
unstreitigen Relevanz für die Erholung) privaten Eigentümern oder Pächtern
zugeordnet ist. Ansatzpunkt kann daher nur die reale Ausprägung der Grund-
stücke, Flächen oder Gebiete sein. Vor dem Hintergrund der Schutzgegen-
stände Natur und Landschaft (siehe Rn.13 ff.) zählt zur freien Landschaft im
Sinne des für die Erholung einschlägigen Bereichs zum einen die freie, d.h.
die durch wild lebende Tier- und Pflanzenarten und entsprechende Schutz-
gegenstände (z.B. Fließgewässer) geprägte Natur (vgl. auch den Begriff „Na-
turerlebnis“ in §7 Abs.1 Nr. 3). Dies betrifft etwa auch die für das Erleben und
Wahrnehmen so relevanten (Rand-)Flächen im Umfeld von Straßen, Wegen
oder Böschungen („Spontanvegetation“). Zum anderen zählen als Teil des
naturschutzrechtlichen Landschaftsbegriffs solche Bereiche hinzu, die durch
Freiräume geprägt werden (siehe Rn.101). Dies umfasst etwa Parkanlagen
und andere Grünflächen sowie die in den Siedlungsraum hineinreichenden
Freiräume im Sinne des §1 Abs.6. Auch Hausgärten können in Abhängigkeit
von ihrer Größe, Lage und Ausgestaltung für die allgemeine Erholung rele-
vant werden. Inwieweit solche privat zugeordneten, nicht über Betretungs-
recht zugänglichen Flächen zur „freien Landschaft“ im Sinne des Gesetzes
zählen, dürfte insbesondere vom jeweiligen instrumentellen Kontext abhän-
gen. In der Landschaftsplanung beispielsweise ist eine Einbeziehung der Flä-
chen sicherlich häufig zielführend. Der Erholungswert ergibt sich nicht nur
aus visuellen Qualitäten; vielmehr ist die Wahrnehmung von Natur und Land-
schaft durch alle Sinne eingeschlossen.148 Für die Bestimmung des Erholungs-
wertes gilt das schon bei der Begriffstrias Vielfalt, Eigenart und Schönheit
Ausgeführte: Heranzuziehen sind fachlich gestützte Bewertungsmaßstäbe,
die Naturschutzziele und Umsetzungsentscheidungen unter Einbeziehung
der Landschaftsplanung nachvollziehbar machen.149 Instrumentell wird die
Erholung insbesondere in Kapitel 7 aufgegriffen, einschlägige Schutzgebiets-
kategorien sind z.B. Naturpark (§27) und Landschaftsschutzgebiet (§26).
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150 Meßerschmidt, BNatSchG, §1 Rn. 66.
151 Rehbinder, in: Hansmann/Sellner (Hrsg.), Grundzüge des Umweltrechts, Rn. 82.
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152 Zur fehlenden systematischen Geschlossenheit der Grundsätze des §2 BNatSchG
(a.F.)Gellermann, NVwZ 2002, 1025 (1027); Sparwasser/Engel/Voßkuhle, Umwelt-
recht, §6 Rn. 66; ebensoKloepfer, Umweltrecht, §11 Rn. 35.

153 BT-Drs. 16/12274, S. 50.
154 Meßerschmidt, BNatSchG, §1 Rn. 80.
155 Meßerschmidt, BNatSchG, §1 Rn. 75.

4. Schutzniveau

Natur und Landschaft sind so schützen, dass die aus den in §1 Abs.1 Nr. 1–3
festgelegten Grundzielen sich ergebenden Qualitätszustände dauerhaft gesi-
chert sind. Diese Maßgabe des Naturschutzrechts manifestiert ein anspruchs-
volles Schutzniveau, mit dem hohe Anforderungen an das darauf bezogene
Steuerungsinstrumentarium einhergehen. Über die eigentlichen Steuerungs-
instrumente hinaus sind aber auch ergänzende Normen („Kontextnormen“)
von Bedeutung. Hierzu zählt beispielsweise die Beobachtung von Natur und
Landschaft (§6), denn nur bei hinreichender Kenntnis des jeweiligen bzw. des
prognostisch abzuleitenden Zustands von Natur und Landschaft ist eine Ein-
schätzung darüber möglich, ob dem Sicherungsgebot des §1 Abs.1 Genüge
getan ist. Im Schrifttum wird darauf hingewiesen, dass das Gebot der dauer-
haften Sicherungmit demNachhaltigkeitsgebot einhergehe.150 In §1 Abs.1 ist
allerdings nicht die Nachhaltigkeitstrias („Ökologie, Ökonomie, Soziales“) als
„konfliktgeladene Einheit“151 gemeint, sondern die zeitliche Dimension von
Nachhaltigkeit im Sinne der dauerhaften Erhaltung eines durch die Zielberei-
che definierten Zustandes von Natur und Landschaft unter Berücksichtigung
der Bedürfnisse künftiger Generationen.

III. Zielkonkretisierungen in Abs. 2–6

1. Allgemeines

Im Unterschied zur Vorgängerregelung (§2 BNatSchG a.F.)152 enthalten die
Abs. 2–4 Konkretisierungen zu dem in Abs.1 verankerten Kern der neuen
Zielbestimmung inFormeiner systematischenZuordnung.DieAbsätze 5und6
dagegen umfassen Querschnittsaspekte, bei denen diese Zuordnung aus
inhaltlichen Gründen nicht sinnvoll ist.153 Zwischen den Einzelzielen besteht
keine abstrakte Rangordnung.154 Erst die konkrete Betrachtung der einzelnen
Schutzgüter im räumlichen Kontext – auf der Basis der durch zahlreiche
unbestimmteRechtsbegriffe155konstituierten Ziele und gegebenenfalls opera-
tionalisiert durch die Landschaftsplanung – ermöglicht eine sachgerechte
Abwägung gemäß §2 Abs.3. Im Übrigen wird das spezifische Gewicht der
Schutzgüter auch durch die jeweiligen Steuerungsinstrumente (siehe z.B. das
besondere Artenschutzrecht oder das Schutzgebietsregime Natura 2000) mit-
bestimmt. Die Sicherung des Naturhaushalts nimmt insoweit eine besondere
Stellung ein, als dieser zum einen die einzelnen Naturgüter des §7 Abs.1 Nr. 2
umfasst und zum anderen neben dem Zielbereich der materiell-physischen
Leistungen im engeren Sinn (funktionale Natur- und Landschaftshaushaltsbe-
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156 Zur besonderen Bedeutung desNaturhaushalts siehe BT-Drs. 14/6378, S. 35.

51

157 Siehe beispielsweise Gruttke (Bearb.), Ermittlung der Verantwortlichkeit für die
Erhaltungmitteleuropäischer Arten; Ludwig/Schnittler, NuL 2007, 536;BfN (Hrsg.),
Daten zur Natur 2008, S. 17 ff., 21 ff.

158 Zur Methodik der Gefährdungsanalyse siehe Ludwig etal., in: Haupt et al., Rote
Liste gefährdeter Tiere, Pflanzen und Pilze Deutschlands, Band Wirbeltiere (2009),
23 ff.; siehe auchBfN (Hrsg.), Daten zur Natur 2008, 25 ff.

159 Siehe etwa Haupt etal., Rote Liste gefährdeter Tiere, Pflanzen und Pilze Deutsch-
lands, BandWirbeltiere (2009).

160 Finck etal., Rote Liste der gefährdeten BiotoptypenDeutschlands (2017).

trachtung)auchdieErhaltungderDiversität (Naturgüter im typologischenSinn
bzw. als spezifische Einzelausprägungen) als Aufgabe bzw. Grundziel bein-
haltet.156DieKataloge derAbs. 2–6 sind,wie sich aus dem jeweils verwendeten
Wort „insbesondere“ ergibt, nicht abschließend. Der Gesetzgeber hat durch
die Bestimmungen Akzentuierungen und inhaltliche Klarstellungen vorge-
nommen, gleichzeitig aber auch in verschiedenen Bereichen auf eine nähere
Konkretisierung verzichtet (siehe z.B. den umfassenden Zielbereich des §1
Abs.1 Nr. 3, der lediglich im Hinblick auf bestimmte Landschaften sowie die
siedlungsbezogeneErholungspezifiziertwird).

2. Biologische Vielfalt

§1 Abs.2 enthält drei spezifische Maßgaben, die das Grundziel der dauer-
haftenSicherungderbiologischenVielfalt konturieren.Vorangestellt ist diesen
drei Maßgaben das für die Biodiversitätssicherung zentrale Kriterium des
Gefährdungsgrades (siehe dazu bereits Rn.34). Die Formulierung „entspre-
chenddem jeweiligenGefährdungsgrad“ bedeutet, dass sich auf allen Ebenen
der biologischen Vielfalt das Gewicht des jeweiligen Schutzgutes maßgeblich
aus der Gefährdungseinstufung ergibt, soweit der Schutzgegenstand in Bezie-
hung zu dieser Zieldimension gesetzt wird. Klarstellend sei hinzugefügt, dass
sich diese Einstufung im Hinblick auf die beiden weiteren Zieldimensionen
anders darstellen kann. Beispielsweise mag das Vorkommen einer noch häu-
figen, ungefährdeten Tier- oder Pflanzenart unter funktionell-landschaftsöko-
logischen Gesichtspunkten oder für den Naturerlebniswert von hoher Bedeu-
tung sein.Das zweitebesonderswichtigeKriterium imKontextBiodiversitätssi-
cherung,nämlichdasMaßderVerantwortung, die einbestimmterBezugsraum
für die weltweite Erhaltung der jeweiligen Typen bzw. Einzelausprägungen
hat, wird imNormtext nicht explizit genannt. Damit soll aber nicht die Berück-
sichtigung dieses aus naturschutzfachlicher Sicht anerkannten Gewichtungs-
maßstabs157 ausgeschlossen werden. Zudem nimmt das Gesetz an anderer
einschlägigerStelle ausdrücklichdaraufBezug,nämlich imRahmendesArten-
schutzes (siehe die Rechtsverordnungsermächtigung in §54 Abs.1 und 2 mit
den Schutzkriterien Gefährdung und Verantwortlichkeit Deutschlands). Eine
ZuordnungdesGefährdungsgradeserlauben insbesonderedieRotenListen.158

Dies ist derzeit beispielsweise aus bundesweiter Perspektive für verschiedene
Artengruppen159 und für Biotoptypen160 der Fall. Darüber hinaus können
Ansätze einschlägig sein, die im Zusammenhang mit konkreten Steuerungs-
instrumenten stehen, so etwa der nationale Bericht gemäß Art. 17 der FFH-RL,
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161 Kruess etal., NuL 2010, 282 (284), mit Hinweis auf Balzer etal., NuL 2008, 111;
Balzer etal., in: Balzer/Dieterich/Kolk (Bearb.): Management- undArtenschutzkon-
zepte bei der Umsetzung der FFH-Richtlinie, S. 13 ff.

162 Siehe Doerpinghaus/Dröschmeiser/Fritsche, Naturschutz-Monitoring in Deutsch-
land.
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163 Siehe für Viele dazu aus fachlicher SichtAmler etal. (Hrsg.), Populationsbiologie in
der Naturschutzpraxis.

164 Burkhardt etal., Empfehlungen zur Umsetzung des §3 BNatSchG „Biotopver-
bund“;Reck etal., Lebensraumkorridore fürMensch undNatur.

165 Zur genetischen Diversität im Naturschutzkontext siehe am Beispiel von Pflanzen-
gesellschaftenDonath/Eckstein, NuLp 2008, 21.

bei dem der Erhaltungszustand der Arten gemeinschaftlicher Bedeutung bzw.
der Lebensraumtypen systematischbewertetwird.161Generell ist zur Einschät-
zung der Gefährdungssituation und der Gefährdungsursachen der jeweiligen
Schutzgüter und damit für sämtliche Maßgaben des Zielbereichs Biodiversi-
tätssicherung ein qualitativ hochwertiges Naturschutz-Monitoring162 geboten
(vgl. auch§6).

a) Lebensfähige Populationen wild lebender Tiere und Pflanzen;
Austausch zwischen den Populationen (Nr.1)

§1Abs.2 Nr. 1 zielt auf die Schutzgüter Tiere und Pflanzen einschließlich ihrer
jeweiligen konkreten Lebensstätten („regelmäßige Aufenthaltsorte“, vgl. §7
Abs. 2 Nr. 5). Angesprochen werden zunächst ganz generell lebensfähige
Populationenwild lebender Tiere und Pflanzen. Unter Population versteht das
Gesetz eine biologisch oder geografisch abgegrenzte Zahl von Individuen
einer Art (§7 Abs. 2 Nr. 6). Während der Begriff „lebensfähig“ auf die quanti-
tative (Populationsgröße) und qualitative (z.B. Geschlechterverteilung, Alter)
Struktur der Population abstellt, bezieht der zweite Halbsatz (Austausch zwi-
schen den Populationen sowie Wanderungen und Wiederbesiedlung) den
Aspekt des sich räumlich abbildenden Zusammenhangs der Populationen mit
ein.163 Damit wird auch ein Bezug zu den Ansätzen des Biotopverbunds (§21
Abs.1–4 und 5)164 und der Biotopvernetzung (§21 Abs.6) sowie zur räum-
lichen Ausprägung des Kohärenzgedankens des Natura 2000-Netzes
(§§31 ff.) hergestellt. Die Umsetzung der generellen Anforderungen des Bio-
topverbunds, der Biotopvernetzung und der raumstrukturellen Komponente
des Natura 2000-Netzes in ein konkretes Raumkonzept ist insbesondere der
Landschaftsplanung aufgegeben (§9 Abs.3 Satz 1 Nr. 4 lit. d)). Der popula-
tionsbezogene Ansatz des §1 Abs.2 Nr. 1 erlaubt die Berücksichtigung der
ersten Organisationsebene der biologischen Vielfalt im Sinne der Legaldefini-
tion in §7 Abs.1 Nr. 1 („einschließlich der innerartlichen Vielfalt“).165 Insge-
samt ist im Rahmen dieser biodiversitätsbezogenen Zielmaßgabe die Ver-
knüpfung mit dem Gefährdungskriterium von besonderer Relevanz, weil es
im Rahmen der Zieldimension des §1 Abs.1 Nr. 1 nicht darum geht, möglichst
viele lebensfähige Populationen irgendwelcher Arten zu erhalten oder zu
fördern, sondern vor allem jene, bei denen die entsprechenden Arten ein-
schließlich innerartlicher Diversifizierungen bedroht sind.
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166 BT-Drs. 16/12274, S. 50.
167 Riecken, NuL 2006, 12 (12).

Einschlägig zur Umsetzung der Zielmaßgabe sind neben den genannten In-
strumenten im Kontext Biotopverbund verschiedenste Steuerungsinstru-
mente des Naturschutzrechts, so unter anderem Schutzgebiete, der Gesetzli-
che Biotopschutz und der allgemeine wie der besondere Artenschutz, die
FFH-Verträglichkeitsprüfung sowie die Eingriffsregelung. Im Hinblick auf die
Durchlässigkeit der Landschaft im Sinne der Erhaltung und Förderung der
Austauschmöglichkeit zwischen den Populationen (einschließlich Wande-
rungsbewegungen und Wiederbesiedelung) sind auch die raumbezogene
Gesamtplanung (qualifiziert durch die räumlichen Konkretisierungen der
Landschaftsplanung) bzw. die einschlägigen Zulassungsverfahren der Infra-
strukturfachplanung (ebenfalls unter Einbeziehung der FFH-Verträglichkeits-
prüfung und der Eingriffsregelung; siehe auch §1 Abs.5 Satz 1 und 3) von
Relevanz, für den Bereich der landwirtschaftlichen Nutzung auch die Maßga-
ben zur Guten fachlichen Praxis, hier insbesondere §5 Abs.2 Nr. 3.

b) Gefährdungen von natürlich vorkommenden Ökosystemen, Biotopen,
Arten (Nr.2)

In §1 Abs.2 Nr. 2 sind über die Tier- und Pflanzenarten hinaus auch Ökosys-
teme und Biotope als Schutzgegenstände einbezogen. Nach der Gesetzesbe-
gründung sind unter dem Begriff Ökosysteme Wirkungsgefüge aus Arten und
Lebensgemeinschaften und ihrer unbelebten natürlichen und anthropogenen
Umwelt zu verstehen.166 Während der Begriff Biotop gemäß der Legaldefini-
tion in §7 Abs.2 Nr. 4 gewissermaßen aus der Perspektive der Arten bestimmt
wird (Lebensraum einer Lebensgemeinschaft wild lebender Tiere und Pflan-
zen), sollen Ökosysteme als ganzheitliche Erscheinungsformen der physi-
schen Umwelt verstanden werden, bei der ausdrücklich auch die unbelebten
Bestandteile mit umfasst sind. Jedenfalls in diesem integrierten Sinne werden
somit auch das Gestein und die Geländegestalt in den biodiversitätsbezoge-
nen Schutzgutbegriff einbezogen. Häufig werden allerdings in der prakti-
schen Anwendung und zum Teil auch im Rahmen von konkreten Steuerungs-
instrumenten mit dem Biotopbegriff bereits wesentliche Teile der Zönose (ins-
besondere der vegetationstypologische Teil) mit abgedeckt, sodass in diesen
Fällen bereits von Ökosystemschutz (Ökosystem = Biotop + Biozönose) ge-
sprochen werden kann.167 Auch wenn insoweit ein definitorisch präziser Um-
gang mit den beiden Begriffen nicht immer gegeben ist, ist die ausdrückliche
gesetzliche Bezugnahme auf Ökosysteme als umfassende Komplexschutzgü-
ter dennoch zu begrüßen. Angesichts der Vielfalt und Anpassungsfähigkeit
tierischen und pflanzlichen Lebens unterfallen auch physische Umwelten
größter anthropogener Überprägung dem Biotop- bzw. Ökosystembegriff
(z.B. intensiv genutzte Siedlungs- und Infrastrukturbereiche). Vermutlich um
zu verdeutlichen, dass es im Rahmen der Sicherung biologischer Vielfalt ins-
besondere um Biotope und Ökosysteme geht, die nicht oder nur in geringem
Umfang von menschlichen Gestaltungseingriffen abhängen, hat der Gesetz-
geber das Attribut „natürlich vorkommende“ eingefügt. Ein anderes Ver-
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ständnis, etwa die Beschränkung auf im engeren Sinn natürliche, also gänz-
lich ohne menschlichen Einfluss entstandene bzw. zu erhaltende Biotope und
Ökosysteme, würde den Schutzauftrag in einer Weise verengen, wie er weder
dem umfassenden Ansatz des §1 Abs.1 Nr. 1 i.V.m. §7 Abs.1 Nr. 1 noch den
Schutzgutkonkretisierungen im Rahmen einzelner Steuerungsinstrumente
(siehe etwa §30 Abs.2 Nr. 2, 3 – Einbeziehung kulturlandschaftsgeprägter
Biotoptypen; vgl. auch die Lebensraumtypen des Anhangs I der FFH-RL)
entsprechen würde. Eventuell soll auch eine Abgrenzung gegenüber nicht-
heimischen bzw. invasiven Arten getroffen werden (vgl. §40). Ganz glücklich
ist diese Formulierung angesichts ihres schwer fassbaren Gehalts allerdings
nicht. Soweit eine typologische Ordnung von Natur und Landschaft fachin-
haltlich bzw. methodisch möglich ist (siehe etwa den Biotoptyp als abstrahier-
ter Typus aus der Gesamtheit gleichartiger Biotope)168, lässt sich das Gefähr-
dungskriterium des §1 Abs.2 auf die definierten typologischen Einheiten an-
wenden. I. d.S. sind dann besonders gefährdete Biotoptypen auch von beson-
derer Schutzwürdigkeit. Dies gilt in ähnlicher Weise für Ökosystemtypen. Mit
derMaßgabe, Gefährdungen der betroffenen Schutzgüter entgegenzuwirken,
ist die Handlungsebene angesprochen. So wie sich die jeweiligen Schutzgüter
bezüglich ihres Gefährdungsgrades kategorisieren lassen, ist umgekehrt in
vielen Fällen auch eine systematische Zuordnung von Gefährdungsfaktoren
möglich.169 Diese Gefährdungsfaktoren zuminimieren oder gänzlich aufzuhe-
ben zählt zumZielkanon desNaturschutzrechts.

Wie auch bei Nr. 1 der Vorschrift sind hier verschiedenste Steuerungsinstru-
mente des Naturschutzrechts einschlägig. Hinzuweisen ist an dieser Stelle
neben den verschiedenen Schutzgebietskategorien und den Regelungen des
Gesetzlichen Biotopschutzes und des besonderen Artenschutzes auch auf die
Eingriffsregelung.

c) Repräsentative Verteilung von Lebensgemeinschaften und Biotopen;
Landschaftsteile mit natürlicher Dynamik (Nr.3)

§1 Abs.2 Nr. 3 enthält zwei Zielkonkretisierungen, bei denen es zwar inhaltli-
che Bezüge gibt, die aber gleichwohl auch einen jeweils eigenständigen An-
satz darstellen. Mit der ersten Maßgabe, Lebensgemeinschaften und Biotope
mit ihren strukturellen und geografischen Eigenheiten in einer repräsentati-
ven Verteilung zu erhalten, nimmt der Gesetzgeber auf einen naturschutz-
fachlichen Aspekt der Biodiversitätssicherung Bezug. Wie in Rn.33 ausge-
führt, spielen mit steigender Komplexität der Schutzgüter individuelle – d.h.
sich in einem konkreten Objekt widerspiegelnde Merkmale – eine zuneh-
mende Rolle. Der für den Diversitätsansatz zentrale Aspekt, „spezifisch ver-
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170 Zu beachten sind in diesem Zusammenhang auch die unterschiedlichen Konkreti-
sierungsgrade der typologischen Zuordnung, siehe z.B. die Biotoptypen des Ge-
setzlichen Biotopschutzes nach §30: seggen- und binsenreiche Nasswiesen oder
Bruch-, Sumpf- und Auenwälder, die Lebensraumtypen des Anhang I FFH-RL:
6510Magere Flachland-Mähwiesen (Alopecurus pratensis, Sanguisorba officinalis)
oder 9110 Hainsimsen-Buchenwald (Luzulo-Fagetum) und die Biotoptypen der
Roten Liste Deutschlands 2017 (Finck etal.): 34.07.01 Artenreiches, frisches Grün-
land in tieferen Lagen oder 43.07.04 Buchen(misch)wälder frischer, basenarmer
Standorte.

171 Vgl.Meßerschmidt, BNatSchG, §1 Rn. 84.
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172 Siehe auch das in der nationalen Biodiversitätsstrategie verankerte Ziel von 2%
Wildnisflächen (gemessen an der Gesamtfläche der Bundesrepublik Deutschland)
bis zum Jahr 2020, BT-Drs. 16/7082, S. 22.

173 Altmoss/Durka, NuLp 1998, 291 (292); zur Fachdiskussion siehe etwa Felinks/
Wiegleb, NuLp 1998, 298; SRU, Sondergutachten Naturschutz, 2002, Tz. 36; Piecho-
cki/Wiersbinski/Potthast/Ott, Vilmer Thesen zum Prozessschutz, NuL 2004, 53; für
eine gezielte Integration von anthropogenen Störungsintervallen in die Landschaft,
da die Kleinräumigkeit bzw. Grundrechte und/oder Nachbarschaftsrechte des Ein-
zelnen nicht alle ursprünglichen Prozesse mehr zuließen plädieren Bönsel/Matthes,
NuL 2007, 323 (325).

schieden“ zu sein, lässt sich hier oftmals nicht allein mit einem Typusbegriff170

erfassen. Vielmehr wird die besondere Qualität der jeweiligen Ausprägung
i.S. v. Spezifität möglicherweise gerade aufgrund zusätzlicher Attribute wie
Flächengröße, Nutzungsgeschichte bzw. Alter, Höhenlage, Kontinentalität
u. s. f. erreicht, die der Gesetzgeber mit den Begriffen „strukturelle und geo-
grafische Eigenheiten“ erfasst. Da aber jede Lebensgemeinschaft und jeder
konkrete Lebensraum sich im Detail von anderen individuellen Lebensge-
meinschaften und Lebensräumen des gleichen Typus unterscheidet, muss
eine sinnvolle Begrenzung des Schutzauftrags gefunden werden. Anderen-
falls würde mit Inkrafttreten des Gesetzes die Erhaltung der in diesem Zeit-
punkt vorfindlichen diversen Ausbildung an Biozönosen und Biotopen zum
Zielauftrag des Naturschutzrechts erhoben.171 Eine solche sinnvolle Begren-
zung liegt in demAnsatz der Sicherung einer repräsentativen Verteilung, also
in einer Bewahrung dessen, was in fachlich angemessener Weise die struktu-
relle und geografische Vielfalt innerhalb der betrachteten typologischen
Grundformen abdeckt.

Die zweite Zielkonkretisierung bezieht sich ebenfalls auf konkrete räumliche
Ausprägungen (hier: Landschaftsteile), spezifiziert diese aber mit dem Merk-
mal der natürlichen Dynamik. Damit trägt der Gesetzgeber der fachlich be-
gründeten Einschätzung Rechnung, dass zu einem ganzheitlichen und umfas-
senden Naturschutz neben dem Ansatz der gezielten Sicherung von typolo-
gisch definierten Arten, Biozönosen, Biotopen und Ökosystemen auch das
bewusste Zulassen natürlicher Entwicklungsprozesse gehört.172 Unter Pro-
zessschutz versteht man das Zulassen aller selbstständig und natürlich ablau-
fenden Vorgänge und Veränderungen auf natürlichen, kulturell oder techno-
gen entstandenen Standorten, die ab sofort vom Menschen nicht aktiv beein-
flusst werden.173 Im Hinblick auf die Zielsystematik des §1 Abs.1 ist darauf
hinzuweisen, dass sich der Prozessschutzansatz für alle drei Zieldimensionen
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174 §1 Abs. 4 Nr. 1 (Naturlandschaften) umfasst, wie in Rn. 79 ausgeführt, eine über den
konkreten Erlebniswert hinausgehende Zielkomponente im Sinne der Sicherung
bestimmter Landschaftstypen und Einzellandschaften.

175 Scherzinger, Naturschutz im Wald – Qualitätsziele einer dynamischen Waldent-
wicklung, S. 118.

176 Knapp, in: Finck etal., Schutz und Förderung dynamischer Prozesse in der Land-
schaft, S. 401 (408).

177 Haucke, in: Finck etal., Schutz und Förderung dynamischer Prozesse in der Land-
schaft, S. 375 (381 ff.).

178 Riecken etal., in: Finck etal., Schutz und Förderung dynamischer Prozesse in der
Landschaft, S. 7 (8 f.).
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als relevant erweist. Unter dem Gesichtspunkt Diversitätssicherung geht es
um die Bewahrung oder Schaffung von Landschaftsteilen, die gerade durch
das Zulassen eigendynamischer Entwicklungen geprägt sind. Dies können
auchÖkosystem- oder Biotoptypen sein, zu derenCharakter definitionsgemäß
bestimmte Erscheinungsformen dynamischer Prozesse gehören (z.B. großflä-
chige, natürliche bzw. naturnahe Wälder oder Fluss- und Stromauen mit ihrer
Überflutungsdynamik). Die typologische Zuordnung ist aber gerade nicht
zwingend, geht es doch um die dynamische Entwicklung in der Landschaft als
eigenständige Zielkonkretisierung, bei der durchaus auch neue, zufällige,
typologisch nicht oder noch nicht systematisierte Ausprägungen entstehen.
Aus der Perspektive der materiell-physischen Funktionen sind die Selbststeu-
erungsleistungen (siehe auch §1 Abs.3 Nr. 6) der betroffenen Ausprägungen
des Naturhaushalts von Bedeutung (z.B. Verringerung der Pflegeintensität
durch vollständige oder teilgesteuerte Eigendynamik). Schließlich ist im Kon-
text des Naturerlebnis- und Wahrnehmungswertes daran zu denken, dass
ergebnisoffene, „natürliche“ Entwicklungen und Einzelereignisse in beson-
derer Weise ein Gegengewicht zu dem umfassenden Steuerungs- und Gestal-
tungsimpetus moderner Zivilisationsgesellschaften repräsentieren (siehe §1
Abs.1 Nr. 3 sowie die beiden Zielkonkretisierungen in §1 Abs.4).174 Aus groß-
räumiger Sicht sind inhaltliche Schwerpunkte der Erhaltung und Reetablie-
rung dynamischer Prozesse Küsten, Wälder175, Fließgewässer und Auen, Still-
gewässer (z.B. Seespiegelschwankungen), Moore, Hochgebirge sowie Fels-
gebiete176, ehemalige militärische Übungsplätze (insbesondere bei geringem
Zerschneidungsgrad und Nährstoffarmut) oder Bergbaufolgelandschaften177.
Formen der Dynamik stellen zeitlich befristete, unvorhersagbare (stochasti-
sche) bzw. episodische Ereignisse dar. Hierzu zählen beispielsweise: Extreme
Hochwasser und Überflutungen, Eisschur, Sturmfluten, Bergrutsche, Ero-
sionsvorgänge, Wind- und Eisbruch, Feuer, Einfluss von Großherbivoren,
Biber usw., Massenentwicklung von Phytophagen und Parasiten. Durch diese
natürlichen Prozesse werden u.a. immer wieder Pioniersituationen geschaf-
fen, wie z.B. neue Kiesbänke und Anlandungen, Schotter-, Geröllflächen und
Abbruchkanten an Fließgewässern oder Meeresküsten oder es wird die natür-
liche Sukzession um viele Stufen zurückgedreht (z.B. durch Waldbrand oder
Windwurf).178

Aus räumlich-konzeptioneller Sicht ist auch hier wieder die Landschaftspla-
nung angesprochen, in Schutzgebieten sind spezielle Pflege- und Entwick-
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179 Zu möglichen Konflikten in Nationalparks zwischen Arten- und Biotopschutz auf
der einen und Prozessschutz auf der anderen Seite siehe beispielsweise Kuhn,
NuL 2007, 56 (hier: Nationalpark Eifel).

180 Vgl.Hoheisel/Schweiger, NuLp 2009, 101.
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181 Gassner, in: Gassner/Bendomir-Kahlo/Schmidt-Räntsch, BNatSchG, §2 a.F. Rn. 42.
182 Marzik/Wilrich, BNatSchG, §2 a.F. Rn. 13.
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lungs- bzw. Managementpläne in Verbindung mit der jeweiligen Schutzge-
bietsverordnung zu entwickeln bzw. heranzuziehen. Einschlägig ist hier zu-
nächst die Schutzgebietskategorie Nationalpark (§24)179, aber etwa auch Na-
turschutzgebiete (§23) oder Biosphärenreservate mit ihren Kernzonen (§25)
kommen in Frage. Darüber hinaus ist an eigentumsrechtlich orientierte Strate-
gien (z.B. Einbeziehung von Flächen der öffentlichen Hand, vgl. §2 Abs. 4;
naturschutzbezogene private Stiftungen180) sowie an die Zusammenarbeit mit
anderen Fachverwaltungen (z.B. Forstwirtschaft, Wasserwirtschaft, Berg-
rechtsbehörden u.a., vgl. §2 Abs. 2) zu denken.

3. Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts

a) Wirkungsgefüge des Naturhaushalts; Naturgüter (Nr. 1)

Gemäß §1 Abs.3 Nr. 1, 1. Halbs. sind die räumlich abgrenzbaren Teile des
Wirkungsgefüges des Naturhaushalts im Hinblick auf die prägenden biologi-
schen Funktionen, Stoff- und Energieflüsse sowie landschaftlichen Strukturen
zu schützen. Die Vorschrift macht zweierlei deutlich: Zum einen den umfas-
senden, ganzheitlichen Ansatz des Naturschutzrechts, der die gesamte physi-
sche Umwelt umfasst, soweit sie im landschaftsökologischen Sinne von Rele-
vanz ist, d.h. zum „Haushalt der Natur“ im konkreten Raum gehört. Zum
zweiten, dass der Naturhaushalt nur durch mehrfache Konkretisierung er-
schlossen werden kann, wobei das Verständnis als Haushalt eines bestimmten
Landschaftsraums insbesondere auf das Instrument der Landschaftsplanung
verweist.181 Der Zielmaßgabe wurde bereits in der Vorgängerfassung eine
große Bedeutung auch für die Auslegung, Anwendung und Tragweite der
übrigenGrundsätze bzw. jetzt: Zielkonkretisierungen, zugesprochen.182

Auch die Maßgaben bezüglich der Nutzungsfähigkeit der Naturgüter wirken
auf die weiteren Zielmaßgaben ein, ebenso auch auf andere Vorschriften des
Gesetzes, soweit diese im Rahmen der Auslegung und Anwendung (Abwä-
gung/Ermessen) entsprechend Raum lassen bzw. auf Konkretisierung ange-
legt sind. Sowar das Gebot der umweltschonenden Flächennutzung insbeson-
dere durch die land- und forstwirtschaftliche Nutzung (vgl. §5) im Grundsatz
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183 Rehbinder, in: Czybulka (Hrsg.), Wege zu einemwirksamenNaturschutz: Das neue
BNatSchG –Analyse und Kritik (2004), S. 30 (36).

184 Zur Guten fachlichen Praxis in der Landwirtschaft siehe Knickel/Janßen/Schra-
mek/Käppel, Naturschutz und Landwirtschaft: Kriterienkatalog zur „Guten fach-
lichen Praxis“; Plachter/Stachow/Werner, Methoden zur naturschutzfachlichen
Konkretisierung der „Guten fachlichen Praxis“ in der Landwirtschaft; Agena, NuR
2012, 297; Möckel, ZUR 2014, 14; Zur Guten fachlichen Praxis der Forstwirtschaft
siehe Winkel/Schaich/Konold/Volz, Naturschutz und Forstwirtschaft: Bausteine
einer Naturschutzstrategie imWald.
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185 Meßerschmidt, BNatSchG, §1 Rn. 89.
186 A. Schumacher/J. Schumacher, in: Schumacher/Fischer-Hüftle, BNatSchG, §1

Rn. 94; Meßerschmidt, BNatSchG, §1 Rn. 89; Kolodziejcok, in: Kolodziejcok/End-
res/Krohn/Markus, NLJ, § 2 BNatSchGRn.52.

187 Marzik/Wilrich, BNatSchG, §1 a.F. Rn. 29.
188 Marzik/Wilrich, BNatSchG, §1 a.F. Rn. 29.
189 Vgl. Kolodziejcok, in: Kolodziejcok/Endres/Krohn/Markus, NLJ, § 2 BNatSchG

Rn.52.
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190 Riecken, NuL 1992, 527 (534).

des §2 Abs.1 Nr. 2 BNatSchG a.F. (nachhaltige Nutzung der Naturgüter)
niedergelegt183, der nun in §1 Abs.3 Nr. 1, 2. und 3. Halbs. aufgegangen ist.184

Sich nicht erneuernde Naturgüter sind sparsam und schonend zu nutzen (§1
Abs.3 Nr. 1, 2. Halbs.). Nicht erneuerbare Naturgüter sind solche, die von der
Natur nicht mehr oder nur in sehr langen Zeiträumen geschaffen werden.185

Hierzu zählen Bodenschätze (soweit diese Bestandteil des Begriffs Natur und
Landschaft sind, siehe Rn.13 ff.), der Boden, Tier- und Pflanzenarten186 sowie
bestimmte Biotop- und Landschaftstypen.187 Hinzu können bestimmte kon-
krete Ausprägungen von Natur und Landschaft kommen, die auf Grund von
Beeinträchtigungen nicht oder nur mit erheblichem Aufwand regenerations-
fähig sind, so etwa Grundwasserverhältnisse in einer spezifischen räumlichen
Situation.188 Das Gebot der Sparsamkeit bezieht sich auf eine Nutzung durch
Substanzverbrauch, die Maßgabe „schonend“ auf eine Minimierung der Be-
einträchtigung.189

Sich erneuernde Naturgüter dürfen nur so genutzt werden, dass sie auf Dauer
zur Verfügung stehen (§1 Abs.3 Nr. 1, 3. Halbs.). Zu den erneuerbaren Natur-
gütern zählen grundsätzlich das Wasser, Luft und Klima sowie die Populatio-
nen von Tieren und Pflanzen. Die Betonung liegt auf grundsätzlich, denn
beispielsweise Wasservorräte (siehe Rn.68 ff.) können so stark beeinträchtigt
werden, dass eine Erneuerung i.S. v. Regeneration nicht oder jedenfalls nur in
sehr langen Zeiträumen vorstellbar ist. Tiere und Pflanzen sind zwar einerseits
reproduktionsfähig, andererseits unterliegt die „Erneuerbarkeit“ von lokalen
bzw. regionalen Populationen deutlichen Einschränkungen. Sowohl für die
Zielfindung in Bezug auf konkrete Raumausschnitte als auch für die Bewer-
tung kann daher als allgemein anerkannter Grundsatz gelten, dass im Zwei-
felsfall die Priorität in der Erhaltung bestehender schutzwürdiger und schutz-
bedürftiger Lebensräume liegt, weil Regenerierung oder gar Neuetablierung
oft nicht, nur bedingt oder erst nach sehr langen Zeiträumen möglich ist.190

Dabei ergeben sich die Grenzen der Regenerierbarkeit insbesondere auf-
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191 Riecken, NuL 1992, 527; Kaule, Arten- und Biotopschutz, S. 264 ff.
192 Blab, Grundlagen des Biotopschutzes für Tiere, 1993, S. 44 f.
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193 Meßerschmidt, BNatSchG, §1 Rn. 89.
194 Meßerschmidt, BNatSchG, §1 Rn. 89.
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195 Wittig/Streit, Ökologie, S. 190.
196 Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, §2 a.F. Rn. 12.

grund veränderter abiotischer Rahmenbedingungen, der fehlenden Präsenz
der Arten im Raum (fehlende Zuwanderungsmöglichkeit) und der Reife- bzw.
Entwicklungszeit wertbestimmender Ausprägungen (z.B. Totholz großer
Mächtigkeit).191 Vielfach gut regenerier- und ersetzbar sind beispielsweise
Lebensstätten mit hoher natürlicher Dynamik („Pionierbiotope“) und auf
diese Bedingungen in der Ausbreitungsökologie angepasste Tier- und Pflan-
zenarten wie etwa Einjährigengesellschaften. Auf der anderen Seite gibt es
Ökosysteme, wie beispielsweise ausgereifte Hochmoore oder ursprüngliche
Wälder, die in ihrer natürlichen Identität in überschaubaren Zeiträumen nicht
neu geschaffen werden können. So lässt sich Wald zwar sehr schnell neu
anpflanzen – bis daraus aber eine vollständige Gesellschaft mit allen Altholz-
spezialistenwird, vergehen ausgesprochen lange Zeiträume.192

Der Verbrauch erneuerbarer Ressourcen hat sich nach ihrer Regenerations-
und Reproduktionsfähigkeit zu richten.193 Damit liegt immerhin ein operatio-
nalisierter Maßstab vor, der den nicht erneuerbaren Naturgütern fehlt.194 An-
sätze, diese methodische Schwäche auszugleichen, sind fixierte Naturschutz-
ziele, wie sie etwa in der Landschaftsplanung, aber auch in programmatischen
Vereinbarungen (z.B. Nationale Biodiversitätsstrategie), verbindlichen Kon-
ventionen (z.B. Biodiversitätskonvention) und in konkreten Steuerungsinstru-
menten (z.B. Natura 2000) enthalten sind.

b) Böden; versiegelte Flächen (Nr.2)

Gemäß §1 Abs.3 Nr. 2, 1. Halbs. sind Böden so zu erhalten, dass sie ihre
Funktion im Naturhaushalt erfüllen können. Unter Boden versteht man die
aus verwittertem Gestein und organischer Substanz bestehende oberste
Schicht der Erdrinde. Boden ist also ein Umwandlungs- und Vermischungs-
produkt aus mineralischen und organischen Substanzen.195 Der Begriff des
Bodens darf nicht vorschnell unter Rückgriff auf die in §2 Abs.1 BBodSchG
enthaltene Definition bestimmt werden. So wird der dort vorgenommene Aus-
schluss der Gewässerbetten den spezifischen Zwecksetzungen des Natur-
schutzrechts nicht gerecht. Vielmehr bleibt es dabei, dass Boden im Kontext
des Naturschutzes und der Landschaftspflege als die oberste, von Tieren und
Pflanzen belebte Schicht der Erdoberfläche auf dem festen Land und unter der
Wasserfläche in Bächen, Flüssen, Seen und im Meer anzusehen ist.196 Über-
haupt stehen BBodSchG und BNatSchG grundsätzlich nebeneinander. Soweit
nicht einzelne Bestimmungen des BBodSchG als lex specialis vorgehen (was
jeweils durch Auslegung zu bestimmen ist), bleibt Raum für die entsprechen-
den Naturschutznormen. Selbst die umfassende Definition der Bodenfunktio-
nen im BBodSchG muss nicht notwendigerweise alles abdecken, was der
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197 Gassner, in: Gassner/Bendomir-Kahlo/Schmidt-Räntsch, BNatSchG, §2 a.F. Rn. 48.
198 BT-Drs. 16/12274, S. 50.
199 Vgl. Bosch & Partner/Wolf, Wiederherstellungsmöglichkeiten von Bodenfunktio-

nen im Rahmen der Eingriffsregelung, S. 46 ff.
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200 Vgl. von Haaren, Landschaftsplanung, S. 141 ff. und S. 314 ff.; Jessel/Tobias, Ökolo-
gisch orientierte Planung, S. 160 ff.

Begriff des Naturgutes einschließt197, umgekehrt kann der naturschutzrechtli-
che Funktionsbegriff insbesondere imHinblick auf einige stark nutzungs- und
verwertungsbezogenen Funktionen des BBodSchG auch enger sein. Dabei
beziehen sich die Funktionen des Bodens in §1 Abs.3 Nr. 2 ausdrücklich auf
den Naturhaushalt. Die Gesetzesbegründung stellt hinsichtlich des Schutzes
der Bodenfunktionen im Sinne des §1 Abs.3 Nr. 2 insbesondere auf die Filter-,
Puffer- und Stoffumwandlungseigenschaften sowie auf die Lebensraumfunk-
tion und die natürliche Fruchtbarkeit ab.198 In Verbindung mit den Maßgaben
des §1 Abs.1 und der übergreifenden Regelung in §1 Abs.3 Nr. 1 lassen sich
danach folgende Funktionsbereiche ausdifferenzieren199: die Lebensraum-
funktion für Bodenorganismen (Edaphon), Pflanzen/Vegetation (Standort)
und Tiere (Habitatfunktion); die Regler- und Speicherfunktion (Wasserkreis-
lauf mit Wasserspeicherung, Wasserrückhaltung, Grundwasserneubildung;
Nährstoffkreisläufe); die Filter- und Pufferfunktion (u. a. mechanischer Filter;
Pufferung potenzieller Schadstoffe, Säurepufferung); die biotische Ertragsfä-
higkeit bzw. die natürliche Ertragsfunktion des Bodens (ergänzend zur allge-
meinen Funktion als Pflanzenstandort); Boden als spezifische Ausprägung
von Natur und Landschaft (Archivfunktion, d.h. Böden als „Dokument“ der
Natur- und der Kulturgeschichte; Böden als Ausdruck der Eigenart).

Bei den aufgeführten Funktionsbereichen ist der Boden einerseits selbst
Schutzgut, andererseits teilweise auch schützendes Medium bzw. Lebens-
raumbestandteil gegenüber anderen Handlungsgegenständen. Mit der bioti-
schen Ertragsfähigkeit bzw. der natürlichen Ertragsfunktion200 des Bodens ist
nicht die unmittelbare landwirtschaftliche Produktionsfunktion, sondern die
dauerhafte Vorhaltung eines nutzungsfähigen Naturgutes angesprochen. Da
auch für andere, ungenau als „ökologisch“ bezeichnete, Funktionen deren
potenzielle Zweckdienlichkeit für den Menschen zu Recht argumentativ ins
Feld geführt wird (z.B. Grundwasserneubildung und Grundwasserschutz
auch im Hinblick auf potenzielle Beiträge zur Trinkwasserversorgung) ist die-
ser Ansatz auch im Hinblick auf die aus §1 Abs.1 herausgearbeiteten Zieldi-
mensionen und -bereiche schlüssig. Soweit der Boden als spezifische Ausprä-
gung von Natur und Landschaft betrachtet wird, ist zugleich der Zielbereich
des §1 Abs.1 Nr. 3 betroffen. Da es sich bei Böden aber um Bestandteile des
Naturhaushalts (§7 Abs. 1 Nr. 2) und zugleich um sich nicht bzw. nur in sehr
langen Zeiträumen erneuernde Naturgüter handelt, ergibt sich auch eine Zu-
ordnung zum Naturhaushaltsschutz des §1 Abs.1 Nr. 2 i. S.d. Typusschutzes.
Der durch den Naturhaushaltsschutz bewirkte Sicherungsauftrag gegenüber
bestimmten Bodentypen, Bodenformen und anderen bodenbezogenen Kate-
gorisierungen umfasst dabei also auch die geoökologische Diversitätssiche-
rung im Hinblick auf zukünftige Generationen und kommt gleichzeitig, ge-
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201 Vgl. etwa Jungmann, Arbeitshilfe Boden undWasser, S. 101 ff.
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202 Kloepfer, Umweltrecht, § 12 Rn. 52.
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203 Kolodziejcok, in: Kolodziejcok/Endres/Krohn/Markus, NLJ, § 1 BNatSchGRn.57.
204 Kolodziejcok, in: Kolodziejcok/Endres/Krohn/Markus, NLJ, § 1 BNatSchGRn.57.

wissermaßen als Reflex, den Funktionsbereichen des §1 Abs.1 Nr. 3 im Sinne
des Naturerlebniswertes zugute. Unter dem Gesichtspunkt der geoökologi-
schen Diversitätssicherung ist dabei herauszuarbeiten, welche typologischen
Ausprägungen dauerhaft zu erhalten sind und welche Bedeutung dem kon-
kreten Planungsraum dabei zukommt. Dies zu operationalisieren ist Aufgabe
der Landschaftsplanung, die im Kontext Boden generell sowohl besondere
Leistungsfähigkeiten (Eignungen) als auch Empfindlichkeiten raumbezogen
dargestellt.201

Über die spezifischen Funktionsbereiche hinaus gehört der generelle Boden-
schutz zum Zielkanon des Naturschutzrechts, der mit dem Freiraumschutz
einhergeht, soweit Freiraum als nicht versiegelte/bebaute Fläche definiert
wird. Instrumentell ist hier insoweit auf die durch die Landschaftsplanung
unterstützte Vertretung der Naturschutzbelange im Rahmen der raumbezoge-
nen Gesamtplanung und der Infrastrukturplanung zu verweisen. In der Ge-
samtfläche ist die landwirtschaftliche Nutzung ein entscheidendes Hand-
lungsfeld des Bodenschutzes. Hierfür sind raumkonkrete, operationalisierbare
Maßgaben im Rahmen der Guten fachlichen Praxis (siehe §5 Abs.2) erforder-
lich. Je nach spezifischer Problemlage kann Boden in seinem Bestand auch
durch die Ausweisung als Schutzgebiet gesichert oder wiederhergestellt wer-
den202, wobei hier insbesondere qualifizierten Landschaftsschutzgebieten
einewichtige Rolle zukommen kann.

Nach Halbs. 2 der Regelung sind nicht mehr genutzte versiegelte Flächen zu
renaturieren, oder, soweit eine Entsiegelung nicht möglich oder nicht zumut-
bar ist, der natürlichen Entwicklung zu überlassen. Renaturierung meint Auf-
bruch der Versiegelung und damit das Zugänglichmachen des versiegelten
Bodens zunächst für den pflanzlichen Bewuchs, also nicht Herstellung des
ursprünglichen Zustands, sondern Schaffung der Voraussetzungen, dass eine
Besiedelung mit standortgeeigneten Lebensgemeinschaften erfolgen kann.203

Bei der natürlichen Entwicklung ist die Inbesitznahme durch die Natur zu
dulden und zu fördern, störende menschliche Eingriffe in diesem Prozess sind
zu unterlassen bzw. zu verhindern. Die Wahl zwischen den beiden genannten
Alternativen erfordert die Prüfung der Verhältnismäßigkeit der gegebenen-
falls mit erheblichem Aufwand verbundenen aktiven Entsiegelung. Dabei ist
auch zu berücksichtigen, welche Schutzgüter des Naturschutzes in welchem
Umfang von der Entsiegelungsmaßnahme profitieren würden und ob mit den
erforderlichen Finanzmitteln nicht effizienter an anderer Stelle Naturschutz-
ziele erreicht werden können. Nicht unterschieden wird bei der Vorschrift, ob
die versiegelte Fläche nicht mehr für ihre frühere Nutzung oder eine neue,
andersartige Nutzung benötigt wird. Daraus lässt sich auch die Forderung
ableiten, dass vor einer Inanspruchnahme neuer, bisher nicht versiegelter
Flächen, bereits versiegelte, aber „aufgegebene“ Flächen umzuwidmen und
anders neu zu nutzen sind.204
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205 Zum Meeresnaturschutz siehe etwa Wende etal., NuLp 2007, 79; Krause/Henning
vonNordheim, NuL 2008, 118.

206 Aus dem fachlichen Schrifttum siehe etwaWittig/Streit, Ökologie, S. 135.
207 Zum Verhältnis Naturschutz und Wasserrahmenrichtlinie siehe etwa: Fuchs etal.,

Wasserrahmenrichtlinie und Natura 2000; Korn/Jessel/Hasch/Mühlinghaus, Fluss-
auen undWasserrahmenrichtlinie.

208 Zur eigendynamischenGewässerentwicklung siehe etwaGroll, NuLp 2009, 193.
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c) Meeres- und Binnengewässer; Hochwasserschutz; Grundwasserschutz;
Niederschlags-Abflusshaushalt (Nr. 3)

Nach §1 Abs.3 Nr. 3, 1. Halbs. sind Meeres- und Binnengewässer vor Beein-
trächtigungen zu bewahren und ihre natürliche Selbstreinigungsfähigkeit
und Dynamik zu erhalten. Dies gilt nach Halbs. 2 insbesondere für natürliche
und naturnahe Gewässer einschließlich ihrer Ufer, Auen und sonstigen Rück-
halteflächen. Mit dem BegriffMeeresgewässer nimmt der Gesetzgeber Bezug
auf Kapitel 6 bzw. §56 Abs.1, wonach die Vorschriften des BNatSchG auch im
Bereich der Küstengewässer und, mit Ausnahme der Landschaftsplanung,
auch – nach Maßgabe des Seerechtsübereinkommens und der Abs. 1 nachfol-
genden Vorschriften – im Bereich der deutschen ausschließlichen Wirtschafts-
zone und des Festlandssockels gelten.205 Binnengewässer sind stehende und
fließende Gewässer des Festlands einschließlich der Quellen. Zu den Binnen-
gewässern gehört zwar grundsätzlich auch das Grundwasser.206 Aus dem
nachfolgenden Halbsatz („einschließlich ihrer Ufer, Auen und sonstigen
Rückhalteflächen“) und der expliziten Bezugnahme auf das Grundwasser in
Halbs. 4 dürfte sich allerdings ergeben, dass an dieser Stelle in erster Linie die
oberirdischen Gewässer gemeint sind. Die Vorschrift statuiert in umfassender
Form die Maßgabe, dass prinzipiell alle Gewässer vor Beeinträchtigungen zu
schützen sind und akzentuiert dies durch Herausstellung der naturschutzspe-
zifischen Gewässermerkmale der natürlichen Selbstreinigungsfähigkeit und
Dynamik. Ungeachtet des für den Gewässerschutz so wichtigen Wasser-
rechts207 wird damit klargestellt, dass die Gewässer auch für den Aufgabenbe-
reich des Naturschutzes und der Landschaftspflege eine maßgebliche Rolle
spielen. Angesichts der umfassenden räumlichen Zuständigkeit des Natur-
schutzes („besiedelter und unbesiedelter Bereich“), der zentralen Rolle von
Wasser und Gewässern im Naturhaushalt und den zahlreichen an Gewässer
gebundene Tier- und Pflanzenarten bzw. gewässerspezifischen Biotop-, Öko-
system- und Landschaftstypen (z.B. große Stromauen; Seenlandschaften)
sowie der besonderen Bedeutung der Gewässer für Naturerlebnis und Erho-
lung kann dies auch gar nicht anders sein. Die Betonung des Merkmals der
natürlichen Dynamik fügt sich ein in die auch an weiteren Stellen der Ziel-
maßgaben vorgenommenen Stärkung der prozesshaften Eigenentwicklung
von Natur und Landschaft (siehe auch §1 Abs.2 Nr. 3, 2. Halbs., Abs. 3 Nr. 6
sowie Abs. 4 Nr. 1 – Naturlandschaften).208

Halbs. 2 hebt die Bedeutung natürlicher und naturnaher Gewässer hervor
und bezieht dabei ihre Ufer, Auen und sonstigen Rückhalteflächen mit ein.
Ausdrücklichwird damit eine integrative Einheit vonGewässer und den damit
unmittelbar verbundenen Landflächen zur Grundlage gemacht, wie dies für



50 Mengel

BNatSchG §1 Allgemeine Vorschriften

70

209 Zum Ausmaß des Verlustes an natürlichen Überschwemmungsgebieten siehe BfN
(Hrsg.), Flussauen in Deutschland.
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einen modernen Gewässerschutz schon lange als zielführend gilt. Flüsse und
Bäche bilden mit ihren Auen und anderen mit ihnen verknüpften Rückhalte-
flächen eine untrennbare Einheit, was entsprechend angepasste Nutzungsfor-
men auf diesen Flächen geboten sein lässt. Die Abwehr von Beeinträchtigun-
gen und die Erhaltung der natürlichen Selbstreinigungsfähigkeit und Dyna-
mik gilt als Gebot in gesteigerter Form für die natürlichen und naturnahen
Gewässer, also für solche, die sich noch in einem natürlichen bzw. naturnahen
Zustand befinden oder die in einen entsprechenden Zustand bereits zurück-
geführt wurden. Diese aus Naturschutzsicht besonders wertvollen Gewässer-
ökosysteme werden durch die Vorschrift somit in ihrer Bedeutung hervorge-
hoben. Da der Gesetzgeber aber die Formulierung „insbesondere“ in Halbs. 2
verwendet und die Begriffe schützen, bewahren oder erhalten aber immer
auch die Pflege und Entwicklung bzw. – soweit erforderlich – auch dieWieder-
herstellung umfassen (§1 Abs.1, Halbs. 2), bezieht sich die Maßgabe in einem
erweiterten Sinn auch auf die zukünftig erforderliche naturnahe Umgestal-
tung von Gewässern, soweit ein entsprechendes Entwicklungspotenzial vor-
handen ist und die räumlicheGesamtsituation dies zulässt.

Hochwasserschutz hat gemäß §1 Abs.3 Nr. 3, 3. Halbs. auch durch natürliche
oder naturnahe Maßnahmen zu erfolgen. Damit wird zunächst der in Rn.69
aufgezeigte Funktionszusammenhang von Fluss- und Bachlauf auf der einen
und der damit verknüpften Aue auf der anderen Seite aufgegriffen: Die Erhal-
tung oder Rückgewinnung von Überschwemmungsflächen209 und deren
hochwasserangepasste Nutzung bzw. Ausprägung (z.B. Grünland; Sukzes-
sionsflächen bzw. feuchte Hochstaudenfluren; (Au-)Wald) dient dem vorsor-
genden Hochwasserschutz und erfüllt häufig (in Abhängigkeit von der kon-
kreten Ausgestaltung, z.B. der Intensität der Grünlandnutzung) zugleich Na-
turschutzziele. Darüber hinaus können in manchen Fällen auch bei stärker
technisch ausgelegten Hochwasserschutzmaßnahmen, z.B. gesteuerte Polder,
Naturschutzziele integriert werden. Die Vorschrift ruft dazu auf, diese Mög-
lichkeiten zu nutzen.

Nach Halbs. 4 ist für einen vorsorgenden Grundwasserschutz sowie für einen
ausgeglichenen Niederschlags-Abflusshalt auch durch Maßnahmen des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege Sorgen zu tragen. Damit wird klarge-
stellt, dass Naturschutz und Landschaftspflege auch im Bereich vorsorgender
Grundwasserschutz einen umfassenden, wenn auch gegenüber dem Wasser-
recht ergänzenden, Handlungsauftrag haben. Der vorsorgende Grundwasser-
schutz umfasst quantitative und qualitative Aspekte. In quantitativer Hinsicht
geht es um die Verhinderung dauerhafter oder vorübergehender (aber den-
noch schutzgutrelevanter) Grundwasserabsenkungen, qualitativ meint die
Abwehr von stofflichen bzw. generell von Zustandsbeeinträchtigungen des
Grundwassers. Einschlägig sind hier im Aufgabenspektrum des Naturschut-
zes unter anderem die Auswirkungen bodengebundener Landnutzungen, mit
denen sich die Landschaftsplanung in flächendeckender und eben gerade
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210 Vgl. methodisch zum vorsorgenden (quantitativen und qualitativen) Grundwasser-
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212 Kritisch dazuMeßerschmidt, BNatSchG, §1 Rn. 98.

perspektivisch-vorsorgender Form zu beschäftigen hat210 sowie die Erarbei-
tung spezifischer Schutz- und Gefährdungsprofile von bestimmten Schutzgü-
tern. Hinzu kommt die ebenfalls flächendeckend zu behandelnde Aufgabe,
für einen ausgeglichenen Niederschlags-Abflusshaushalt Sorge zu tragen.
Der Begriff „ausgeglichen“ enthält eine normative Komponente, deren Sinn-
gehalt sich aus funktionaler Perspektive ergibt. Dies überschneidet sich in
Teilbereichen mit dem Gebot vorsorgenden Hochwasserschutzes und dem
geforderten Beitrag zum quantitativen vorsorgenden Grundwasserschutz,
reicht aber darüber hinaus. Umfasst sind auch die Abwehr von Beeinträchti-
gungen in der Gesamtfläche jenseits des Hochwasserschutzes, z.B. durch
Starkniederschläge und ihre Auswirkungen auf Hanglagen (Erosion, Erdrut-
sche u.a.) und die generelle Maßgabe der Wasserrückhaltung, wo dies aus
Sicht der Funktionen des Landschaftshaushalts sachdienlich erscheint.211 Im
letztgenannten Sinn erlangt die Maßgabe z.B. Relevanz im Hinblick auf die
Speisung von Quellen, Fließgewässern (Stichwort: Mindestwasserführung),
Tümpeln, Gräben etc., die als komplexe Schutzgüter des Naturschutzes und
der Landschaftspflege von erheblicher Bedeutung sind.

d) Luft und Klima; erneuerbare Energien (Nr.4)

Nach §1 Abs.3 Nr. 4 sind Luft und Klima auch durch Maßnahmen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege zu schützen; dies gilt insbesondere für
Flächen mit günstiger lufthygienischer Wirkung wie Frisch- und Kaltluftent-
stehungsgebiete oder Luftaustauschbahnen. Im Unterschied zur Vorgänger-
regelung umfasst die Vorschrift nicht mehr sämtliche schädlichen Umweltein-
wirkungen im Sinne des §3 Abs.1 BImSchG, sondern jetzt ausschließlich Luft
und Klima, weshalb z.B. Lärm, Licht und Erschütterungen ausscheiden.212

Angesichts der Hervorhebung der Bedeutung von Naturschutz und Land-
schaftspflege auch für den Schutz der menschlichen Gesundheit in §1 Abs.1
ist allerdings nicht davon auszugehen, dass etwa Beeinträchtigungen durch
Lärm oder Licht vom Aufgabenbereich ausgenommen sein sollen. Vielmehr
sind diese Beeinträchtigungsformen im Zusammenhang mit den generellen
Maßgaben der Erholungsfunktion aufzugreifen. Weiter können sie im Hin-
blick auf faunistische Schutzgüter (Störungen) einschlägig sein (siehe §1
Abs.2 und Abs.3 Nr. 5). Auch der Hinweis auf die besonders empfindlichen
Bestandteile des Naturhaushalts in §2 Abs.1 Nr. 5, 2. Halbs. BNatSchG a.F.
wird in der Neufassung nicht als Formulierung übernommen, gehört aber
inhaltlich über die allgemeinen Maßgaben des Naturhaushaltsschutzes in
Abs. 3 Nr. 1 nach wie vor implizit zum Zielekatalog des Naturschutzes. Jede
räumlich differenzierte Betrachtung der Funktionsfähigkeit des Naturhaus-
halts verlangt auch eine Einbeziehung der Empfindlichkeit der jeweiligen
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213 Siehe beispielsweise aus dem fachlichen Schrifttum M. Makala/C. Makala, in: von
Haaren (Hrsg.), Landschaftsplanung, S. 192 ff. und S. 339 ff.

214 Siehe Jessel/Tobias, Ökologisch orientierte Planung, S. 196.
215 Jessel/Tobias, Ökologisch orientierte Planung, S. 196.
216 Jessel/Tobias, Ökologisch orientierte Planung, S. 196.
217 Mosimann etal., NuLp 1999: 101 f.; zur Berücksichtigung von Kaltluftabflüssen in

der Bauleitplanung siehe etwaWetzel, UVP-report 5/2008, 225.
218 Katzschner, RuR 1997, 59 (63).
219 Marzik/Willrich, BNatSchG, §2 a.F. Rn. 22.
220 Marzik/Willrich, BNatSchG, §2 a.F. Rn. 24.

Schutzgüter, die in der Landschaftsplanung darzustellen und im Rahmen von
Fachplanungen (z.B. Verkehrswegebau, Abfallplanung, wasserwirtschaftli-
che Planung), insbesondere aber auch im Rahmen von Lärmminderungs- und
Luftreinhalteplänen, zu berücksichtigen ist.

Die Wendung „auch durch Maßnahmen des Naturschutzes“ macht deutlich,
dass daneben Aufgabenbereiche existieren, die sich ebenfalls, im Falle des
Immissionsschutzrechts sogar zentral, um die Schutzgüter Luft und Klima
kümmern. Der Gesetzgeber hat aber mit §1 Abs. 3 Nr. 4, 2. Halbs. deutlich
gemacht, in welchem Handlungsfeld eine besondere Kompetenz von Natur-
schutz und Landschaftspflege besteht, nämlich in der flächenbezogenen
Betrachtung der Landschaft unter landschaftsökologisch-funktionalen
Gesichtspunkten.213Unter Kaltluft ist dabei die bei windstillen, antizyklonalen
Wetterlagen autochthon gebildete, gegenüber Normallagen kühlere Luft zu
verstehen.214 Infolge der Ausstrahlung kühlt sich nachts der Erdboden und
damit auch die darüber liegende Luftschicht lokal ab, sodass es zur Bildung
einer bodennahen Kaltluftschicht kommt. An Hängen und Tälern mit ausrei-
chender Neigung setzt sich die Kaltluft aufgrund der Schwerkraft demGefälle
folgend in Bewegung.215 Als Frischluftquellgebiete gelten beispielsweise
Wälder. Sie kämmen Schadstoffe aus der Luft und produzieren dadurch ver-
gleichsweise saubereLuftmit nur geringenAnteilen anStaubundgasförmigen
Schadstoffen.216Zuunterscheiden sindAusgleichsräume,Wirkungsräumeund
verbindende Strukturen (Luftleit- oder Luftaustauschbahnen). Ein Ausgleichs-
raum ist dabei ein vegetationsgeprägter, unbebauter Raum, der durch die
Bildung kühlerer und frischerer Luft über funktionsfähige Austauschbezie-
hungen lufthygienische oder bioklimatische Belastungen in Wirkungsräumen
vermindern oder abbauenkann. EinWirkungsraum ist ein belasteter, bebauter
oder zur Bebauung vorgesehener Raum, der über Luftaustauschprozesse an
einen angrenzenden oder über eine Luftleitbahn erschlossenen Ausgleichs-
raumangebunden ist.217Wesentliche Faktoren zur Bestimmung der Leistungs-
fähigkeitderAusgleichsräume i.S. v.Kalt- bzw.Frischluftentstehungsgebieten
sind die Topografie (Hangneigung, Hanglänge, Horizontalwölbung) und die
Realnutzung.218 Weitere mögliche physische Maßnahmen des Naturschutzes
und der Landschaftspflege im Kontext Luft und Klima sind beispielsweise die
Anlage von Wällen, Hecken oder anderen Bepflanzungen als Schutz gegen
lufthygienischeBelastungen219bzw. die PflanzungundErhaltung vonBäumen
und anderenVegetationselementen im Siedlungsbereich220 zur unmittelbaren
Verbesserung der bioklimatischen Situation. Vor demHintergrund des Klima-
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222 Meßerschmidt, BNatSchG, §1 Rn. 102.
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kungen erneuerbarer Energien.

224 Gellermann, NVwZ 2002, 1025 (1027); kritisch auch Sparwasser/Engel/Voßkuhle,
Umweltrecht, §6 Rn. 66; Kloepfer, Umweltrecht, §11 Rn. 36.

wandels werden hier zunehmend Beiträge des Naturschutzes einschließlich
der Landschaftsplanung gefordert sein.221 Instrumentell ist hier insbesondere
die Qualifizierung der raumbezogenen Gesamtplanung (Raumordnung/Bau-
leitplanung) durch die Landschaftsplanung, unterstützt durch die Umweltprü-
fung,vonBedeutung.

InHalbs. 3 der Vorschrift hat derGesetzgeber dieAussage untergebracht, dass
dem Aufbau einer nachhaltigen Energieversorgung insbesondere durch
zunehmende Nutzung erneuerbarer Energien eine besondere Bedeutung
zukommt. Mit dieser zuvor in §2 Abs.1 Nr. 6 BNatSchG a.F. enthaltenen und
während der Gesetzesberatungen eingeführten Klausel222 soll offensichtlich
die Bedeutung der erneuerbaren Energien auch für den Naturschutz verdeut-
licht werden. Dabei ist inhaltlich offenkundig, dass die Nutzung von Wind-
energie, Wasserkraft, Freiflächen-Fotovoltaik oder Biomasse neben ihrem
Beitrag zu einer nachhaltigen Energieversorgung für einzelne Schutzgüter des
Naturschutzrechts auch beeinträchtigend wirken kann. Insofern wird ein im
Grundeexterner, durchAbwägungaufzulösender Zielkonflikt (Energiegewin-
nungsanlagen stellen klassische „sonstige Anforderungen der Allgemeinheit
anNatur undLandschaft“ dar)mittels eines „gesetzestechnischenKunstgriffs“
in den Katalog der Naturschutzziele internalisiert.223 Die Erneuerbare-Ener-
gien-Klausel erscheint dort als Fremdkörper und ist daher zu Recht bereits in
der Vorgängerfassung auf Kritik gestoßen.224 Schon in der Vergangenheit war
allerdings nicht davon auszugehen, dass der Gesetzgeber tatsächlich die Ziele
von Naturschutz und Landschaftspflege bereits vor der eigentlichen Abwä-
gungsentscheidung bzw. vor der Anwendung spezifischer Steuerungsinstru-
mente (z.B. im besonderen Artenschutzrecht) maßgeblich relativieren wollte.
EntsprechendhatdieRegelung, soweit ersichtlich, auchkeinediesbezüglichen
Auswirkungen entfaltet. Da der Gesetzgeber gerade die Zielbestimmungen
des §1 neu strukturiert hat, eine Änderung der Erneuerbare-Energien-Klausel
aber nicht vorgenommen wurde, spricht wenig dafür, dass nun gerade mit der
NeufassungeineessenzielleKonterkarierungdesZielkanonsbeabsichtigtwar.
Eher ist die im Laufe der Gesetzesberatungen eingefügte Formulierung als
Sorge zu interpretieren, eineHerausnahme ließe sich als gezielte Schwächung
der erneuerbarenEnergien imKonfliktmit demNaturschutz interpretieren, die
nun tatsächlich nicht gewollt war. In der praktischen Anwendung ist die
Bestimmung also nach wie vor so auszulegen, dass damit nur auf die sachge-
rechteBerücksichtigungeinesAspektes aufmerksamgemachtwerden soll, der
sich auch für den Naturschutz aus der umweltpolitischen Gesamtschau positiv
auswirken kann. Klarstellend ist darauf hinzuweisen, dass es sich bei der
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225 Galler, Garten und Landschaft 2/2010, 14 (15).
226 Holtmeier, Tiere in der Landschaft, 138 ff.
227 Holtmeier, Tiere in der Landschaft, 138 ff.

Errichtung von Anlagen im Kontext erneuerbarer Energien bzw. bei entspre-
chenden Formen der Landnutzung (z.B. Maisanbau zur Biomassenutzung)
nicht um Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege handelt.
Die Tatsache, dass mittelbar bestimmte Formen der Energiegewinnung im
Hinblick auf die Verlangsamung oder Minderung des Klimawandels auch
positive Auswirkungen auf die Schutzgüter des Naturschutzes haben können,
macht diese nicht zum Bestandteil der Aufgabe von Naturschutz und Land-
schaftspflege – genau so wenig wie Abwasseranlagen oder neue Eisenbahn-
trassen zur Unterstützung der Reduzierung des motorisierten Individualver-
kehrs.

e) Tiere, Pflanzen, Lebensgemeinschaften, Biotope und Lebensstätten als
Teil des Naturhaushalts (Nr. 5)

Gemäß §1 Abs.3 Nr. 5 sind wild lebende Tiere und Pflanzen, ihre Lebensge-
meinschaften sowie ihre Biotope und Lebensstätten auch im Hinblick auf ihre
jeweiligen Funktionen im Naturhaushalt zu erhalten. Damit sind die konkre-
ten materiell-physischen Leistungen bzw. Funktionen von Tieren und Pflan-
zen sowie die der genannten zusammengesetzten Schutzgüter (Biozönosen,
Biotope, Aufenthaltsorte von Arten) gemeint. Bezogen auf bestimmte Funk-
tionsräume und Ausprägungen (vgl. §1 Abs. 3 Nr. 1: „räumlich abgrenzbare
Teile seines Wirkungsgefüges“) gilt es dabei herauszuarbeiten, welche Bei-
träge von den betroffenen Schutzgütern zu erwarten sind bzw. im konkreten
Fall tatsächlich erbracht werden. Wie bereits in Rn.39 ausgeführt, zählen
hierzu z.B. die Funktionen Auf- und Abbauleistungen in Böden und Gewäs-
sern durch Wirbellose, Schutzfunktionen der Vegetation bei Hochgebirgsöko-
systemen bzw. generell bei Steillagen oder Blütenbestäubung von Wild- und
Kulturpflanzen durch Insekten. Eine wichtige Rolle spielt dabei etwa auch die
Senkenfunktion von Wäldern, Grünland und Mooren im Kontext globaler
Klimahaushalt. Diese wird zukünftig verstärkt zu berücksichtigen und auch in
der Landschaftsplanung zu bearbeiten sein.225 Hinzu treten Funktionsbezüge
von Tieren und Pflanzen, die sich unmittelbar auf andere Arten auswirken,
z.B. in Form der Samenverbreitung (Zoochorie)226, der Schaffung von Habita-
ten (z.B. die Baumhöhlen des Schwarzspechts) oder als landschaftsgestal-
tende Schlüsselarten (z.B. Biber).227 Der Schutz- und Gestaltungsauftrag des
Naturschutzrechts bezieht sich in all diesen Fällen sowohl auf die Erhaltung
von typologischen Ausprägungen (Biodiversitätssicherung) als auch auf die
Bewahrung und Förderung von Populationen, Lebensgemeinschaften und Le-
bensräumen, die im jeweiligen Landschaftsraum entsprechende Funktionen
erfüllen oder erfüllen können. Das konkrete Gewicht der Naturschutzziele
bzw. -belange steigt dabei mit dem substanziellen Gehalt der Herleitung und
Begründung der funktionellen Beiträge dieser Bestandteile des Naturhaus-
halts.
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f) Sich selbst regulierende Ökosysteme (Nr.6)

Nach §1Abs.3 Nr. 6 ist der Entwicklung sich selbst regulierender Ökosysteme
auf hierfür geeigneten Flächen Raum und Zeit zu geben. Die Maßgabe greift
die bereits in §1 Abs.2 Nr. 3 angesprochene Zielstellung einer dynamischen
Eigenentwicklung von Natur und Landschaft auf. Während sich die Vorschrift
des Abs. 2 aber zentral auf die dauerhafte Sicherung von Biodiversität bezieht
und als Bezugsraum Landschaftsteile benennt, geht es an dieser Stelle auch
um konkrete funktionelle Aspekte. Dabei ist die Sicherung des vorhandenen
Arten-, Biotoptypen- bzw. Ökosystemtypenspektrums bzw. spezifischer indi-
vidueller Ausprägungen im Sinne nicht erneuerbarer Naturgüter stets Be-
standteil der dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit
des Naturhaushalts, siehe Rn.61). Die Vorschrift umfasst aber darüber hinaus
generell Ökosysteme, die durch Selbstregulation definiert sind, und zwar un-
abhängig von einer festgestellten Gefährdung eines bestimmten Typus oder
einer einmaligen, spezifischen räumlichen Situation. MöglicheWohlfahrtswir-
kungen sind beispielsweise die Gewinnung von Informationen über Funk-
tionsmechanismen von Ökosystemen (z.B. bei Wäldern) oder die Rückfüh-
rung des Pflege- und Unterhaltungsaufwands (z.B. bei Fließgewässern). Eine
erhebliche Bedeutung kommt entwicklungsoffenen, selbstregulativen Flä-
chen auch für das Naturerlebnis bzw. den Erholungswert zu, wobei die Vor-
schrift in diesem Funktionszusammenhang eigentlich in Abs. 4 oder Abs. 6 zu
verorten gewesen wäre. Mit dem Flächenbegriff sind prinzipiell auch kleinere
räumliche Einheiten einbezogen, wogegen das Bezugsobjekt Ökosystem
dann doch eher für eine großräumige Betrachtung oder jedenfalls für funktio-
nell abgrenzbare Bereiche (z.B. stehende Gewässer) spricht. Die erforderliche
Größe wie auch die notwendigen zeitlichen Entwicklungsspannen ergeben
sich letztendlich aus landschaftsökologischen Gesetzmäßigkeiten, z.B. im
Hinblick auf die Mindestgrößen von sich selbst regulierenden Waldökosyste-
men oder Überflutungsauen. Da diese Form des Naturschutzes in einem stark
besiedelten und ganz überwiegend kulturlandschaftlich geprägten Land wie
Deutschland nur in Teilbereichen möglich sein wird, schränkt der Gesetzge-
ber die Zielmaßgabe auf „hierfür geeignete Flächen“ ein. Geeignet sind Flä-
chen, die aufgrund ihrer konkreten Ausprägung von Natur und Landschaft,
ihrer aktuellen Nutzung, ihrer Lage im Raum (einschließlich ihres Zuschnitts),
ihrer Entwicklungspotenziale und weiterer Faktoren eine ganz oder weitge-
hend ungesteuerte Entwicklung vor dem Hintergrund der gesamten Zielpa-
lette des Naturschutzes und der Landschaftspflege als sachdienlich erschei-
nen lassen.

4. Vielfalt, Eigenart, Schönheit sowie Erholungswert von Natur
und Landschaft

a) Allgemeines

Der Gesetzgeber hat in §1 Abs.4 zwei Zielmaßgaben eingeführt, von denen
sich die erste auf das Schutzgut Landschaft und die zweite auf die Erholung,
insbesondere im Siedlungskontext, bezieht. Die Tatsache, dass Abs. 4 im
Unterschied zu den voranstehenden Maßgaben nur zwei Teilaspekte auf-
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228 Kolodziejcok, in: Kolodziejcok/Endres/Krohn/Markus, NLJ, § 1 BNatSchG Rn.70;
den Regelungsgehalt der Vorschrift für das Schutzgut „historisch gewachsene Kul-
turlandschaften“ zu sehr auf „subjektive Ansätze“ ausrichtend dagegen Kemper,
NuL 2011, 340 (342).

229 Siehe zur Ergänzung der beiden im Gesetz explizit benannten Landschaftskatego-
rien nun Schwarzer etal., Bedeutsame Landschaften in Deutschland, S. 56 ff.
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230 Vgl. etwa Heiland, in: Henckel et al. (Hrsg.), Planen – Bauen – Umwelt, 278 (282):
„vomMenschen nicht oder nur gering beeinflusste Landschaften“.

greift, ist nicht auf eine geringere naturschutzrechtliche Bedeutung der dritten
Zieldimension (Erleben und Wahrnehmen von Natur und Landschaft) zurück-
zuführen. Ursächlich dürfte eher sein, dass der Gesetzgeber Dopplungen hin-
sichtlich der einzelnen Schutzgegenstände vermeiden wollte, die sich auf-
grund der umfangreichen Aufzählungen in §1 Abs.2 und 3 sowie in Bezug auf
einige Teilaspekte in Abs. 5 (z.B. Schutz von unzerschnittenen Landschafts-
räumen) bzw. hinsichtlich sämtlicher Beispielflächen und -elemente in Abs. 6
ergeben hätten.

b) Naturlandschaften und historisch gewachsene Kulturlandschaften
(Nr.1)

§1 Abs.4 Nr. 1 umfasst die Maßgabe, bestimmte Landschaften zum einen
ohne definierte Nutzungszuweisung als natürliches und kulturelles Erbe und
zum anderen funktional für das konkrete Natur- und Landschaftserlebnis in
einem bestimmten Raum zu sichern. Für die Zielausrichtung „Landschaften
als natürliches und kulturelles Erbe“ bildet der Schutzauftrag unter anderem
die Grundlage für die Pflicht zur Unterstützung der Umsetzung der Weltkul-
tur- und Weltnaturerbekonvention gemäß §2 Abs.5 S.2.228 Die in §1 Abs.4
Nr. 1 genannten Landschaften sind nicht in einem abschließenden Sinn (vgl.
„insbesondere“) zu verstehen. Einschlägig können beispielsweise auch natur-
nahe Kulturlandschaften mit geringer Überprägung durch technische Ele-
mente sein, ebenso Prozessschutzlandschaften (z.B. nach militärischer oder
bergbaulicher Nutzung) oder Landschaften, die in hervorgehobener Weise
Symbol- bzw. Erinnerungscharakter haben (zum Beispiel das Grüne Band –
über die Bedeutung als Teil des Biotopverbunds in §21 Abs.3 Satz 2 Nr. 4
hinaus).229

§1 Abs.4 Nr. 1 führt als Schutzgüter explizit Naturlandschaften und historisch
gewachsene Kulturlandschaften auf. Naturlandschaften sind charakterisiert
durch ihre geringe bzw. fehlende menschliche Prägung.230 Unter mitteleuro-
päischen Verhältnissen sind menschliche Einflüsse allerdings kaum gänzlich
auszuschließen. Gemeint sind daher Landschaften, die sich im Wesentlichen
aus Ökosystemtypen zusammensetzen, die nicht durch aktuelle oder ehema-
lige Nutzungen definiert werden. Hierzu dürften beispielsweise zählen: das
Wattenmeer einschließlich der Salz- und Küstendünenkomplexe; die Ostsee
und Ostseeküste mit Boddengewässern, Steilküsten u.a.; verschiedene Fließ-
gewässersysteme, z.B. die großen Stromtäler mit Auenkomplexen, angren-
zenden Trockenhängen und Binnendünenkomplexen oder die Durchbruch-
stäler der silikatischen Mittelgebirge und Juragebirgszüge; Seen- und natur-
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231 Zusammenstellung nach Ssymank, in: Ssymank (Bearb.), Vorrangflächen, Schutz-
gebietssysteme und naturschutzfachliche Bewertung großer Räume in Deutsch-
land, S. 11 (Tab. 8: NaturnaheÖkosysteme und Landschaftskomplexe von besonde-
rer Bedeutung); vgl. auch Scherfose (Bearb.), Bundesweit bedeutsame Gebiete für
denNaturschutz.
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232 ZuKulturlandschaftselementen vgl.Marschall, NNA-Berichte, Heft 1 (2010), 70.
233 A. Schumacher/J. Schumacher, in: Schumacher/Fischer-Hüftle, BNatSchG, §1

Rn. 139.
234 Gunzelmann, in: Blucha/Körner/Nagel/Wiersbinski (Bearb.), Denkmalschutz und

Naturschutz – voneinander lernen und Synergien nutzen, S. 47 (53).

nahe Stillgewässersysteme einschließlich Verlandungszonationen, z.B. glazi-
ale Seenlandschaften Norddeutschlands; Moorlandschaften, z.B. Hochmoor-
komplexe der Alpen, der Mittelgebirge und des Flachlandes; natürli-
che/naturnahe Waldlandschaften (einschließlich zahlreicher Einzelelemente
wie etwa kleinere Fließgewässer, Felsen, Schluchten), z.B. bodensaure Bu-
chenwaldökosysteme, Kalkbuchenwälder oder Nadelmischwaldkomplexe
der Mittelgebirge sowie weitere Landschaften, z.B. natürlich waldfreie Zona-
tionskomplexe der Hochlagen der Kalkalpen.231

Erstrebenswert sind großflächige und möglichst beeinträchtigungsfreie, „na-
türliche“ Ausprägungen. Schutzwürdig sind angesichts der Nutzungs- und
Bevölkerungsdichte in Mitteleuropa aber auch schon weniger optimale Land-
schaftsausschnitte, insbesondere bei einer Verzahnung mit naturnahen Kul-
turlandschaftsteilen. Dabei ist zwar zu berücksichtigen, dass die Vorschrift mit
dem Begriff „bewahren“ den Ansatz der Sicherung vorhandener Qualitäten
akzentuiert. Zu diesen vorgefundenen Qualitäten kann allerdings beispiels-
weise auch die Zerschneidungsfreiheit gehören.

Historisch gewachsene Kulturlandschaften werden von Nutzungsformen,
Einzelelementen und sonstigen räumlichen Strukturen geprägt, die aus vor-
angegangenen Epochen und Zeitabschnitten stammen. Gleichwohl können
Elemente, Strukturen und Bereiche aus unterschiedlichen zeitlichen Schich-
ten nebeneinander und in Wechselwirkung miteinander vorkommen.232 Im
Schrifttum wird zum Teil darauf abgestellt, dass Strukturen und Elemente
einer Kulturlandschaft dann historisch seien, wenn sie in der heutigen Zeit aus
wirtschaftlichen, sozialen, politischen oder ästhetischen Gründen nicht mehr
in der vorgefundenen Weise geschaffen würden, sie also aus einer abge-
schlossenen Geschichtsepoche stammen.233 Beispielsweise seien Weinberg-
terrassen mit Trockenmauern deshalb als historisches Element der Kultur-
landschaft zu betrachten, da heute niemand mehr auf die Idee komme, sie bei
der Neuanlage oder der Bereinigung eines Weinbergs zu errichten.234 Soweit
das Kriterium des Abgeschlossenseins allerdings als zwingend vorausgesetzt
wird, ist dies sowohl angesichts desWortlauts („historisch gewachsene Kultur-
landschaften“) als auch im Hinblick auf Sinn und Zweck der Regelung zu
hinterfragen. Zu prüfen wäre bei einem zu engen Verständnis beispielsweise,
ob Nutzungsformen als abgeschlossen gelten, wenn sie in der heutigen Zeit
nicht mehr rentabel „am Markt“ betrieben werden können, gleichwohl aber
aus ideellen Gründen einschließlich der Eigenverwertung der gewonnenen
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235 Siehe Ellenberg, Bauernhaus und Landschaft, 368.
236 Meßerschmidt, BNatSchG, §1 Rn. 112.
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237 Kategorien nachWalz etal., NuL 2010, 17 (17) und Burggraaff/Kleefeld, Historische
Kulturlandschaft und Kulturlandschaftselemente; Beispiele ergänzt nach Bütt-
ner/Leicht, IzR 2008, 289 (293).

Erzeugnisse fortgesetzt werden. Ziel der Vorschrift ist es sicher nicht, etwa
Streuobstwiesen, die die Siedlungen in manchen Regionen Deutschlands tra-
ditionell umgaben235, aus dem Begriff der historisch gewachsenen Kulturland-
schaften dann auszuklammern, sofern diese aktuell noch zur Obstgewinnung
dienen. Auch die Neupflanzung von Obstbäumen („Neuerrichtung“) kann
nicht grundsätzlich zum Ausschluss aus dem Schutzgegenstandsbegriff füh-
ren, weil anderenfalls der Schutzzweck dauerhaft gar nicht erreichbar wäre.
Einschränkungen können sich allerdings bei Neugründungen aus der Bin-
dung an die historische Lage ergeben, wobei dann jeweils der als Maßstab
dienende Raum (Parzelle, Flur, Gemarkung, Region?) zu berücksichtigen
bleibt. Entscheidend ist stets, ob diese Landschaften und Landschaftsteile
Zeugen bestimmter geschichtlicher Ereignisse, Epochen oder Entwicklungen
sind, ob sie uns also eine Vorstellung der historischen Umwelt und Kultur
durch ihr physisches Gegenwärtigsein vermitteln. Dies umfasst sowohl wis-
senschaftlich-historische Zweckbezüge als auch immateriell-funktionsbezo-
gene, letztere insbesondere i. S. v. Kulturlandschaft als wichtiger Bestandteil
vonHeimat.236

Die einzelnen Kulturlandschaftselementtypen lassen sich verschiedenen
Funktionsbereichen bzw. -kategorien zuordnen.237 Hierzu zählen etwa: Land-
wirtschaft (z.B. alte Weinberge mit Trockenmauern; Obstgärten und Streu-
obstwiesen; Streuwiesen; Wässerwiesen; Almen, Buckelwiesen; Borstgrasra-
sen, Trocken- und Magerrasen, Zwergstrauch- und Wacholderheiden; Acker-
terrassen, Wölb- oder Hochäcker; Lesesteinwälle, -haufen, -mauern mit/ohne
Heckenbestände, Wallhecken und Knicks; historische Flurformen wie Radial-
hufenflur), Forstwirtschaft (z.B. alte Bauernwälder; Hütewald; Niederwald,
Mittelwald; Köhlerplätze), Siedlungsformen und Gebäudetypen (z.B. Anger-
dorf, Straßendorf, Waldhufendorf; z.B. Gutshäuser und Herrensitze ein-
schließlich Parkanlagen, Alleen u.a.), Jagdwesen und Fischerei (z.B. herr-
schaftliche Jagdanlagen; z.B. historische Teichanlagen), Rohstoffabbau (z.B.
Zeugen des Altbergbaus auf Erz/Steinkohle/Braunkohle; Handtorfstiche; ehe-
malige Steinbrüche), Ver- und Entsorgung (z.B. Windmühlen, Wassermüh-
len), Verkehr (z.B. Hohlwege; Alleen; Altstraßen/Alteisenbahnlinien vor
1900, alte Brücken; alte Kanäle und Deichanlagen), Verteidigung/Verwal-
tung/Repräsentation (z.B. Landwehr mit Wall/Graben; Burgen, Schlösser; his-
torische Gartenformen wie Renaissance-, Barock-, Rokoko- oder Landschafts-
gärten sowie Volksgärten), Religion (z.B. Klosteranlagen, Kapellen mit Sta-
tionsweg). Bei Baukörpern gilt die bereits unter Rn.17 erläuterte Einbindung
in den landschaftlichen Gesamtkontext als Voraussetzung für eine kompeten-
zielle Zuständigkeit des Naturschutzrechts. Im Schrifttum wurden Zweifel
geäußert, ob die neue Formulierung „historisch gewachsene Kulturlandschaf-
ten“ absichtlich vom Menschen entworfene und geschaffene Landschaften
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238 Hönes, DÖV 2010, 11 (16), der aber zu Recht darauf hinweist, dass §2 Abs. 5 Satz 2
(vgl. das Übereinkommen zum Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt) diese
mögliche Einschränkung relativiert.
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239 Zu Bewertungsansätzen siehe beispielsweise Wanja/Brande/Zerbe, NuLp 2007,
337.

240 Hierfür sind, wie auch für Naturlandschaften, überregionale Bewertungsmaßstäbe
notwendig; vgl. zur Forderung einer Roten Liste „Landschaften“: SRU, Sondergut-
achtenNaturschutz, 2002, dort Tabellen 2–6.

241 Meßerschmidt, BNatSchG, §1 Rn. 114.
242 Gassner, in: Gassner/Bendomir-Kahlo/A. Schmidt-Räntsch/J. Schmidt-Räntsch,

BNatSchG, §2 a.F. Rn. 99.
243 Vgl. hierzu etwa Regierung von Oberfranken (Hrsg.), Landschaftsentwicklungs-

konzept Oberfranken-West (LEK 4), Bayreuth 2005; zu Inhalt bzw. Planungsmetho-
dik sowie zur Einbindung in die Regionalplanung Büttner/Leicht, IzR 5/2008, 289;
siehe auch Blucha/Körner/Nagel/Wiersbinski (Bearb.), Denkmalschutz und Natur-
schutz – voneinander lernen und Synergien nutzen.

84

wie historische Gärten und Parks ausschließe.238 Dies ist im Ergebnis zu ver-
neinen, schon weil auch außerhalb von Gärten und Parks der bewusste Ge-
staltungswille nicht selten (siehe die soeben vorgestellten Beispiele) offenbar
wird und der Begriff „gewachsen“ auch in diesen Fällen eine Zugehörigkeit
zum Schutzgutbereich nicht hindert. Allerdings dürfte das für Baukörper an-
gesprochene kontextuelle Einbindungserfordernis in grundsätzlich ähnlicher,
wenn auch angesichts des Freiraumcharakters dieser Objekte abgeschwäch-
ten, Form gelten.

Die Ermittlung der Schutzwürdigkeit einer historischen Kulturlandschaft239

verlangt, wie schon bei Naturlandschaften, sowohl eine Berücksichtigung der
Zielstellung, bestimmte Landschaftstypen bzw. individuelle Landschaften
auch für kommende Generationen zu sichern240 als auch die Operationalisie-
rung der konkreten immateriellen Funktion i. S. v. Erleben und Wahrnehmen
von Natur und Landschaft – hier insbesondere auch unter dem Blickwinkel
„Heimat und lokale/regionale Identität“. Die Landschaftsplanung hat die Auf-
gabe, diese Ziel- und Bewertungsmaßstäbe für den konkreten Planungsraum
fassbar zu machen und daraus entsprechende Ableitungen i.S. v. Erfordernis-
sen und Maßnahmen zu formulieren. Das Bewahrungsgebot des §1 Abs.4
Nr. 1 schließt solche Landschaften ausdrücklich ein, die auch von Kultur-, Bau-
und Bodendenkmälern geprägt werden. Dabei ist darauf abzustellen, ob die
Landschaft wegen der Ausstrahlung des Denkmals auf seine Umgebung
schutzwürdig ist.241 Ist dies der Fall bzw. erfährt eine historisch gewachsene
Kulturlandschaft durch Kultur-, Bau- oder Bodendenkmäler einen weiteren
Bedeutungs- und Wertzuwachs, so handelt es sich um ein eigenständiges,
naturschutzrechtliches Schutzgut, dem gegenüber dem Denkmalrecht nicht
etwa nur dienende Funktion zukommt.242 In der Vollzugspraxis ist hier eine
enge Zusammenarbeit vonNaturschutz undDenkmalschutz sachdienlich.243

Die benannten Landschaften sind vor Verunstaltung, Zersiedelung und sonsti-
gen Beeinträchtigungen zu bewahren. Der Gesetzgeber nennt damit beispiel-
haft zwei Formen von Beeinträchtigungen, die sich auf das wahrnehmbare
Erscheinungsbild des betroffenen Raums auswirken, im Falle der Zersiedlung
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244 Zu eng Huck, Rechtliche Grundlagen und Wirkungen der Festlegung von Kultur-
landschaften, 192–195.

245 Dazu näher Mengel etal., Naturschutzrechtliche Steuerungspotenziale des Ge-
bietsschutzes – Schwerpunkt Landschaftsschutzgebiete, S. 21–113.

246 Vgl. zum Verhältnis der historischen Kulturlandschaften zur Eingiffsregelung
Hönes, NuR 2013 12 (19).

247 Siehe generell zur Integration des Schutzgutes „(Historische) Kulturlandschaft“ in
die RegionalplanungHein/Heinl, IzR 2008, 303.
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248 Kolodziejcok, in: Kolodziejcok/Endres/Krohn/Markus, NLJ, § 1 BNatSchGRn.72.
249 A. Schumacher/J. Schumacher, in: Schumacher/Fischer-Hüftle, BNatSchG, §1

Rn. 145.

in ihrer Wirkung aber auch darüber hinausgehen. Die sonstigen möglichen
Beeinträchtigungen sind ausgesprochen vielfältig und reichen von Nähr- und
Schadstoffeinträgen über Störungen des Wasserhaushalts bis zu Belastungen
durch den Tourismus, die nicht bereits über die Begriffe Verunstaltung und
Zersiedelung erfasst sind. Mit dem Begriff „bewahren“ akzentuiert der Ge-
setzgeber den erhaltenden Ansatz von Naturschutz und Landschaftspflege
(vgl. auch §1 Abs.5 Satz 1). Daraus lässt sich allerdings nicht schlussfolgern,
dass Entwicklungen, die die wertbehafteten Landschaftsräume weiter qualifi-
zieren, von der Zielkonkretisierung nicht umfasst würden.244 Als Steuerungs-
instrumente kommen zunächst verschiedene Schutzgebietskategorien in-
frage, z.B. Nationalparks, Nationale Naturmonumente, Naturschutzgebiete
oder auch Kernzonen von Biosphärenreservaten für Naturlandschaften bzw.
Biosphärenreservate, Nationale Naturmonumente, Naturschutzgebiete, Land-
schaftsschutzgebiete, Geschützte Landschaftsbestandteile sowie gegebenen-
falls qualifizierte Naturparke für historisch gewachsene Kulturlandschaf-
ten.245 Hinzu treten der Schutz von Einzelobjekten durch das Instrument des
Naturdenkmals und der Gesetzliche Biotopschutz. Auch der Eingriffsrege-
lung246 kann im Hinblick auf das Schutzgut Landschaft („Landschaftsbild“)
eine wichtige Rolle zukommen, insbesondere dann, wenn einschlägige ak-
tuelle Aussagen der Landschaftsplanung vorliegen. Die Landschaftsplanung
erlangt darüber hinaus Bedeutung im Hinblick auf die diesbezügliche Qualifi-
zierung der raumbezogenenGesamtplanung, z.B. der Regionalplanung.247

c) Erholung (Nr.2)

Nach §1 Abs.4 Nr. 2 sind zum Zwecke der Erholung in der freien Landschaft
nach ihrer Beschaffenheit und Lage geeignete Flächen vor allem im besiedel-
ten und siedlungsnahen Bereich zu schützen und zugänglich zu machen.
Dabei ist gemäß §7 Abs.1 Nr. 3 unter Erholung im Sinne des Naturschutz-
rechts natur- und landschaftsverträglich ausgestaltetes Natur- und Freizeiter-
leben einschließlich natur- und landschaftsverträglicher sportlicher Betäti-
gung in der freien Landschaft zu verstehen, soweit dadurch die sonstigen
Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege nicht beeinträchtigt wer-
den. Sowohl die das Wohlbefinden und die Gesundheit fördernden Vorzüge
der freien Natur (reine Luft, günstiges Klima – z.B. Schneesicherheit248, sau-
beres Wasser, Ruhe etc.)249, also Erholung in der Natur, als auch das spezifi-
sche Natur- und Landschaftserlebnis im engeren Sinn – Erholung durch die
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250 Im Sinne dieser doppelten Ausrichtung des naturschutzrechtlichen Erholungsbe-
griffs auchMeßerschmidt, §1 Rn. 116.

251 Kolodziejcok, in: Kolodziejcok/Endres/Krohn/Markus, NLJ, § 1 BNatSchGRn.72.
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252 Zum Konfliktfeld Naturschutz und Erholung siehe Frohn/Rosebrock/Schmoll
(Bear.), „Wenn sich alle in der Natur erholen, wo erholt sich dann dieNatur?“.

253 Zum Wandern und Trecking als Freizeitaktivität und mögliche landschaftsplaneri-
sche Schlussfolgerungen sieheVogt, NuLp 2009, 229.

254 Meßerschmidt, §1 Rn. 108.
255 Gassner, in: Gassner/Bendomir-Kahlo/A. Schmidt-Räntsch/J. Schmidt-Räntsch,

BNatSchG, §2 a.F. Rn. 88.
256 Siehe zur Thematik Naturschutz und Natursport auch das gleichnamige Themen-

heft 9–10/2010 der Zeitschrift „Natur und Landschaft“.
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Natur – bestimmen somit den Erholungswert.250 Das Natur- und Landschafts-
erlebnis wird geprägt von denwertgebenden Attributen Vielfalt, Eigenart und
Schönheit, wobei unter methodischen Aspekten bei der Herausarbeitung von
konkreten Ziel- und Bewertungsmaßstäben die Eigenart bzw. die Charakte-
ristik251 von Natur und Landschaft eine zentrale Rolle spielt. Zum Naturerleb-
nis selbst gehören etwa das bewusste Erfassen oder auch das als Teil des
Gesamtcharakters der räumlichen Umwelt eher beiläufige Wahrnehmen von
Tieren (z.B. Gestalt, Bewegung und Verhaltensabfolgen), Pflanzen (z.B. Blü-
tenformen und -farben, Geruch), geoökologischen/abiotischen Ausprägungen
(z.B. gurgelndes, fließendes Wasser, Wind, stoffliche Beschaffenheit von Ge-
stein/Boden) und zusammengesetzten Schutzgütern wie Biotopen und Öko-
systemen (z.B. Physiognomien von Wiesen oder Mooren, Weite und Unbe-
rührtheit naturnaher Ökosysteme/Landschaften einschließlich Vorkommen
von charakteristischenArtenwieGroßsäuger undVögel).

Die Aufnahme der Erholungsfunktion in den Zielkanon des Naturschutzrechts
ist insofern ambivalent, als es sich hierbei um eine Nutzungsform handelt, die
auch Natur und Landschaft beeinträchtigende Auswirkungen haben kann.
Dies gilt erst recht für die Einbeziehung sportlicher Aktivitäten, die als kon-
krete Nutzungen von Natur und Landschaft auch Beeinträchtigungen hervor-
rufen können. Vor diesemHintergrund hat der Gesetzgeber den Erholungsbe-
griff des Naturschutzrechts zu Recht unter den Vorbehalt der Natur- und
Landschaftsverträglichkeit gestellt.252 Im Einzelnen ist zu differenzieren: Eher
sanften Formenwie demkonventionellenWandern253 stehen stark naturbean-
spruchende Sportarten (etwaMotorsport; Sportarten, die Anlagen erforderlich
machen, wie z.B. Skilifte) gegenüber.254 Nicht vom naturschutzrechtlichen
Erholungsbegriff umfasst sind etwa Massenveranstaltungen mit gewerbli-
chem Charakter.255 Bei vielen weiteren sportlichen Betätigungen, wie z.B.
Joggen, Radfahren, Rudern bzw. Kanu fahren, Skilanglauf oder Klettern,
kommt es unter anderem auf die konkrete Ausgestaltung, die Zahl der Sport-
treibenden, die Jahres- und Tageszeit und die Sensibilität des betroffenen
Raumes an.256

Um nach der Beschaffenheit für Erholungszwecke geeignet zu sein, genügt es
nicht, dass die Fläche aus der Sicht der Erholungsvorsorge für den konkreten
Erholungszweck verwendbar ist; sie muss die Erholungsnutzung auch ver-
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kraften können.257 Der Lage nach geeignete Flächen sind solche, die von den
Erholungssuchenden leicht erreicht werden können.258 In Abhängigkeit von
den verschiedenen Formen der Erholung unterscheiden sich auch die Anfor-
derungen an die Beschaffenheit und Lage von Flächen.259 Der in der Zielmaß-
gabe an erster Stelle stehende Schutz umfasst auch die Pflege und Entwick-
lung. Da das Zugänglichmachen von Gebieten und Flächen auch eine poten-
zielle Beeinträchtigung bedeuten kann, gilt die Maßgabe nur dort, wo dies
tatsächlich notwendig ist, um eine Erholungsnutzung zu ermöglichen und nur
soweit, als andere manifestierte Naturschutzziele keine Natur- und Land-
schaftsunverträglichkeit indizieren. Im Übrigen genügen für die Zugänglich-
keit geeigneter Flächen bereits Wege, auf denen das Betretensrecht gilt (siehe
§59).260 Die Vorbereitung der entsprechenden Schutz-, Pflege- und Entwick-
lungsmaßnahmen einschließlich der Beurteilung der Flächeneignung ist eine
wichtige Aufgabe der Landschaftsplanung.

Der Zielauftrag des Schutzes bzw. des Zugänglichmachens von Erholungsflä-
chen „vor allem im besiedelten und siedlungsnahen Bereich“ ist als gesetz-
licher Hinweis zu verstehen, dass sich Naturschutz und Landschaftspflege
gerade in diesem Kontext nicht allein auf den ohnehin einschlägigen Bereich
siedlungsferner Erholungsräume und -gebiete beziehen. Die Bereitstellung
von für die Kurz- und Naherholung geeigneten Flächen im siedlungsnahen
Bereich soll – so auch die Begründung zur Vorgängerfassung – den Druck auf
noch unberührte Landschaften begrenzen.261

Als einschlägige Schutzgebietskategorien stehen insbesondere Naturparke,
Landschaftsschutzgebiete undGeschützte Landschaftsbestandteile zur Verfü-
gung. Weiter ist an die Regelung des §62 zu denken, wonach die öffentliche
Hand Grundstücke in angemessenem Umfang bereitstellt, die sich nach ihrer
natürlichen Beschaffenheit für die Erholung der Bevölkerung eignen oder die
den Zugang zu entsprechenden Grundstücken ermöglichen. Auch diese Maß-
gabe steht unter anderem unter dem Vorbehalt der Vereinbarkeit mit den
sonstigen Zielen von Naturschutz und Landschaftspflege, die sich wiederum
aus den raumbezogenen Konkretisierungen der Landschaftsplanung sowie
einzelnen instrumentellen Bestimmungen ergeben.

5. Übergreifende Ziele und Schutz vor Beeinträchtigungen von
Natur und Landschaft

a) Schutz unzerschnittener Landschaftsräume (Satz 1)

Nach Abs.5 Satz 1 sind großflächige, weitgehend unzerschnittene Land-
schaftsräume vor weiterer Zerschneidung zu bewahren. Damit manifestiert
der Gesetzgeber den eigenständigen naturschutzfachlichen Wert von Land-
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schaften, die nicht oder nur in geringem Maß von Zerschneidungseffekten
beeinträchtigt sind. Der Begriff Landschaftsräume macht dabei deutlich, dass
es sich nicht um einzelne Landschaften mit einer bestimmten Charakteristik
handeln muss, sondern dass es ganz generell um Räume geht, deren wertge-
bende Eigenschaft eben ihre Zerschneidungsfreiheit ist. Für die Zweck- und
Zielbestimmung des §1 Abs.1 Nr. 3 sind zerschneidungsfreie Landschafts-
räume sowohl im Sinne der dauerhaften Bewahrung einer bestimmten räum-
lichen Qualität als auch im Hinblick auf die konkrete Bedeutung im Kontext
Landschaftswahrnehmung einschließlich landschaftsgebundener Erholung
von erheblicher Relevanz. Die Zerschneidung von Landschaftsräumen erfolgt
insbesondere durch verschiedene Formen technischer Infrastruktur, nament-
lich der Verkehrsinfrastruktur. Zur Verkehrsinfrastruktur zählen Straßen,
Bahnstrecken und gegebenenfalls Wasserstraßen bzw. Kanäle, zur weiteren
Infrastruktur beispielsweise Energieleitungen (vgl. auch §1 Abs.5 Satz 3). Je
nach fachlichemAnsatz können unter Umständen auch Siedlungen, insbeson-
dere Siedlungsbänder, zu berücksichtigen sein.

Die Vorschrift enthält keine nähere Definition der Begriffe „großflächig“ bzw.
„Zerschneidung“ und ist insofern auf Auslegung unter Heranziehung der
inhaltlich-methodischen Erkenntnisse von Forschung und Praxis angewie-
sen. Umgekehrt können nicht unbesehen verwandte oder gleich lautende
Begriffe aus der Planungspraxis mit den gesetzlichen Bestimmungen gleich-
gesetzt werden. Unter sog. „Unzerschnittenen verkehrsarmen Räumen“
(UZVR) versteht man beispielsweise nach einem verbreiteten methodischen
Ansatz Räume, die eine Mindestgröße von 100 km² haben, von keiner Straße
(Autobahn, Bundes-, Landes- oder Kreisstraße) mit einem Verkehrsaufkom-
men > 1000 Kfz/Tag zerteilt und von keiner Bahnstrecke zerschnitten wer-
den.262 Um die Zieldimension Biodiversität, hier im Sinne der Sicherung ge-
fährdeter Arten, besser berücksichtigen zu können, wurde in der Fachliteratur
vorgeschlagen, mit sog. unzerschnittenen Funktionsräumen zu arbeiten. Un-
zerschnittene Funktionsräume werden auf Grundlage bestimmter Anspruchs-
typen von Arten definiert und berücksichtigen neben den aktuellen und po-
tenziellen Lebensräumen sowie der entsprechendenMobilität der Anspruchs-
typen auch die Barrierewirkung der Verkehrsinfrastruktur auf den betreffen-
den Anspruchstyp.263 Die Vorschrift ist insoweit offen für entsprechende
fachliche Ausdifferenzierungen, ist aber weder bei der Definition der Zer-
schneidungsparameter (z.B. hinsichtlich des Verkehrsaufkommens) auf vor-
handene Ansätze festgelegt, noch darf sie angesichts ihrer schutzgutintegrati-
venAusrichtung auf einen artenspezifischenAnsatz reduziert werden.

Ihre räumliche Konkretisierung erfährt die Maßgabe durch die Landschafts-
planung, gegebenenfalls unterstützt von entsprechenden Fachkarten. Instru-
mentell sind vor allem die Raumordnung bzw. die jeweilige Infrastruktur-
fachplanung (unterstützt durch die Umweltprüfung bzw. die Strategische Um-
weltprüfung) gefordert, diese naturschutzrechtliche Zielsetzung mit dem ge-
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botenen Gewicht zu berücksichtigen. Im Rahmen des naturschutzrechtlichen
Instrumentariums können Schutzgebiete, vor allem solche größeren Zu-
schnitts, eine Rolle spielen. Weiter ist das Gebot der Bewahrung unzerschnit-
tener Landschaftsräume im Rahmen der Anwendung der Eingriffsregelung
und der Umweltverträglichkeitsprüfung heranzuziehen.

b) Außenbereichsschutz (Satz 2)

Die Zielmaßgabe des §1 Abs.5 Satz 2 statuiert im Kontext bauliche Flächenin-
anspruchnahme einen Vorrang des Innenbereichs gegenüber dem Außenbe-
reich. Dabei unterscheidet die Regelung zwischen der erneuten Inanspruch-
nahme bereits bebauter Flächen und der Bebauung unbebauter Flächen im
beplanten und unbeplanten Innenbereich. Der Vorrang der Bebauung unbe-
planter Flächen wird davon abhängig gemacht, dass diese nicht für Grünflä-
chen vorgesehen sind. Unter „vorgesehenenGrünflächen“ dürften Flächen zu
verstehen sein, bei denen durch Planungen oder in sonstiger Form der Wille
der zuständigen Entscheidungsträger manifestiert wurde, die betroffenen
Grundstücke nicht zu versiegeln. Die Begriffe Innen- und Außenbereich er-
langen ihren konkretenGehalt aus demBauplanungsrecht.

Die aufgrund einer Stellungnahme des Bundesrates eingefügte Vorschrift
greift die Diskussion um die Problematik der baulichen Flächeninanspruch-
nahme auf. So wurde bereits in der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie der
Bundesregierung aus dem Jahr 2002 das Ziel formuliert, die tägliche bauliche
Flächeninanspruchnahme in Deutschland bis 2020 auf maximal 30 ha/Tag zu
reduzieren. Zahlreiche Forschungsvorhaben haben sich seitdemmit der Frage
auseinandergesetzt, wie dieses Ziel erreicht werden kann bzw. wie darüber
hinaus eine wirkungsvolle Reduktion (gegebenenfalls bis zu einer tatsäch-
lichen Flächenkreislaufwirtschaft mit einer Netto-Null-Versiegelungsrate) er-
reicht werden kann.264 Ein wichtiges Teilziel innerhalb dieser Aufgabenstel-
lung ist die größtmögliche Schonung des Außenbereichs, um so immerhin das
Wachsen der Siedlungsflächen nach außen bzw. das Zusammenwachsen von
bislang eigenständigen Siedlungseinheiten zu verhindern und die von Bau-
körpern weitgehend freie Landschaft zu sichern.265 Dabei ist offensichtlich,
dass dieses berechtigte Teilziel im Einzelfall mit der Maßgabe des §1 Abs.6
konfligieren kann.266 Vor diesem Hintergrund ist eine qualifizierte örtliche
Landschafts- und Grünordnungsplanung erforderlich, die in Verbindung mit
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der städtebaulichen Planung den Bedarf und die konkrete Bedeutung einzel-
ner Grünflächen im Innenbereich planerisch herausarbeitet.267

c) Schutz von Natur und Landschaft bei Infrastrukturvorhaben (Satz 3)

Gemäß §1 Abs.5 Satz 3 sollen Verkehrswege, Energieleitungen und ähnliche
Vorhaben landschaftsgerecht geführt, gestaltet und so gebündelt werden,
dass die Zerschneidung und die Inanspruchnahme der Landschaft sowie Be-
einträchtigungen des Naturhaushalts vermieden oder so gering wie möglich
gehalten werden. In dem die Vorschrift zum einen sowohl die Streckenfüh-
rung einschließlich einer eventuellen Bündelung von Trassen als auch die
konkrete Gestaltung des Vorhabens anspricht und zum anderen gleicher-
maßen den Naturhaushalt wie die Landschaft als Schutzgüter in den Blick
nimmt, enthält sie ein umfassend angelegtes Vermeidungsgebot im Hinblick
auf die negativen Auswirkungen von Eingriffen durch Infrastrukturvorhaben.
Dabei sind in erster Linie wohl lineare Vorhaben gemeint. Von dieser generel-
len Maßgabe sind die speziellen Anforderungen der Eingriffsregelung im
Sinne der §§14 ff. zu unterscheiden. Auch wenn im Rahmen der Eingriffsrege-
lung der Gesetzgeber in §15 Abs.1 Satz 2 klargestellt hat, dass sich die Ver-
meidungspflichten des Verursachers nicht auf Standortalternativen beziehen
sollen, wirkt sich die Zielmaßgabe des §1 Abs.5 Satz 3 jedenfalls im Rahmen
der fachplanerischen Abwägung bzw. (je nach Ausgestaltung des sonstigen
Fachrechts) im Rahmen der Prüfung der jeweils einschlägigen Zulassungstat-
bestände aus. Darüber hinaus ist zu bedenken, dass auch die Anforderungen
an die Kompensation des Eingriffs geringer und damit für den Eingriffsverur-
sacher „günstiger“ werden, je mehr an Beeinträchtigung durch eine land-
schaftsgerechte Führung (bzw. durch entsprechende Gestaltung und/oder
Bündelung) vermiedenwurde.

Inhaltlich setzt eine wirkungsvolle Anwendung der Vorschrift voraus, dass für
den betroffenen Raum qualifizierte und aktuelle Bestandsinformationen und
Bewertungen hinsichtlich der potenziell beeinträchtigten Schutzgüter vorlie-
gen. Damit sind vorlaufend die Beobachtung von Natur und Landschaft (siehe
§6) und die Landschaftsplanung bzw. im konkreten Verfahren die entspre-
chendenUmweltprüf- und Umweltfolgenbewältigungsinstrumente (Umwelt-
verträglichkeitsprüfung, FFH-Verträglichkeitsprüfung, Eingriffsregelung, ar-
tenschutzrechtliche Prüfung) angesprochen. Im Hinblick auf faunistische
Schutzgüter darf nicht übersehen werden, dass eine Vorhabenbündelung,
also beispielsweise die Parallelführung von Schnellbahntrasse und Autobahn,
zwar den Erhalt größerer ungestörter Flächen fördert, gleichzeitig aber die
Barrierewirkung verstärkt, weil Tiere den gesamten Bereich gegebenenfalls
ohne Unterbrechung überwinden müssen, um auf neue Lebensräume zu sto-
ßen. Dies ist bei der konkreten Trassenführung und den präferierten Abstän-
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den zwischen den Trassen zu berücksichtigen, wobei Querungseinrichtungen
gegebenenfalls Abhilfe schaffen können.268

d) Zielmaßgaben im Kontext Abbau von Bodenschätzen/Abgrabungen
und Aufschüttungen (Satz 4)

§1 Abs.5 Satz 4 enthält im ersten Halbsatz ein Vermeidungsgebot und im
zweiten Halbsatz ein Ausgleichs- bzw. Minimierungsgebot im Hinblick auf
Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft im Kontext Abbau von Boden-
schätzen bzw. generell bei Abgrabungen und Aufschüttungen. Die Vorschrift
betrifft Vorhaben im Sinne des Bundesberggesetzes und nach den Abgra-
bungsgesetzen der Länder sowie sonstige Abgrabungen und Aufschüttungen
(vgl. §29 Abs.1 BauGB).269 Abgrabungen und Aufschüttungen müssen also
nicht durch bergbauliche Tätigkeiten entstehen, sondern können auch durch
bauliche Tätigkeiten geschaffen werden (z.B. Hochwasserdämme, Deiche,
Lärmschutzwälle).270 Der Klarheit wegen wird neben der eigentlichen Tätig-
keit der Gewinnung auch bereits die vorbereitende Tätigkeit des Aufsuchens
genannt, die als solche schon von wesentlicher Bedeutung sein kann, ohne
dass es zur Gewinnung von Bodenschätzen kommenmüsste.271

Vermieden werden müssen dauernde Schäden des Naturhaushalts und Zer-
störungen wertvoller Landschaftsteile. Die Qualifikation eines Landschafts-
teils als wertvoll setzt nicht seine förmliche Unterschutzstellung voraus.272

Neben Schutzgebieten, Gesetzlich geschützten Biotopen nach §30 sowie in
den Biotopverbund einbezogenen Flächen273 kommen verschiedenste weitere
Ansatzpunkte infrage. Das einschlägige Instrument zur Erfassung und Bewer-
tung ist hier insbesondere die Landschaftsplanung.274 An erster Stelle zur
Erfüllung des Vermeidungsgebots steht die Standortwahl275, wobei auch hier
das Instrument der Landschaftsplanung kaum ersetzbar ist. Stehen dem
Abbau von Bodenschätzen überwiegende Belange des Naturschutzes und der
Landschaftspflege entgegen, so kann dies im Rahmen der Abwägung zu einer
Versagung der für den Bodenabbau erforderlichenGenehmigung führen.276

AlsAusgleichs- bzw. Minderungsmaßnahmen nennt das Gesetz in einer nicht
abschließenden Aufzählung die Förderung natürlicher Sukzession, die Rena-
turierung, die naturnahe Gestaltung (mit jeweils steigendem aktivem Gestal-
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tungsanteil), die Wiedernutzbarmachung und die Rekultivierung. Dabei zie-
len die drei erstgenannten Maßnahmentypen unmittelbar auf die Verwirk-
lichung von Naturschutzzielen, während Wiedernutzbarmachung verschie-
denste Nutzungsformen einschließlich Erholung und Naturschutz umfasst.277

Rekultivierung ist vor allem auf land- oder forstwirtschaftliche Inkulturnahme
gerichtet.278 Bei der Wiedernutzbarmachung durch Wiederherstellung des
vorherigen Zustandes ist zu beachten, dass es sich dabei im Hinblick auf
Biotope, die sich auf bergbaulichen Hinterlassenschaften gebildet haben, um
einen Eingriff in Natur und Landschaft nach §15 Abs.5 handeln kann, der bei
der entsprechenden Qualität der Biotope und bei Vorliegen der jeweiligen
naturschutzrechtlichenVoraussetzung unzulässig sein kann.279

Aus naturschutzfachlicher Sicht ist zu berücksichtigen, dass viele Biotope, die
durch den Abbau entstehen, klassische Sekundärlebensräume darstellen,
d.h. sie bieten ein Inventar, das ursprünglich in der natürlichen Umwelt be-
reitgestellt wurde, mittlerweile aber nicht mehr oder nicht mehr im gleichen
Umfang zur Verfügung steht. Dies betrifft im Falle der Abbaustellen insbeson-
dere Lebensräume dynamischer Flussauen, darüber hinaus generell nährstoff-
arme bzw. Rohbodenverhältnisse sowie Pionier- und sonstige Sukzessionssta-
dien. Für den Faunenschutz sind beispielsweise die nachfolgenden Biotopty-
pen im Kontext Abbaustellen bedeutsam:280 Perennierende (= dauernde,
wenn auch jahreszeitlich schwankende Wasserführung) und ephemere (= nur
eine bestimmte Zeit Wasser führend) Gewässer – entspricht Altwässern und
Tümpeln natürlicher Auenlandschaften; trockene und wechselfeuchte Rohbo-
denstandorte – entspricht Sand- und Kiesbänken sowie Schlickflächen; Tro-
cken- und Halbtrockenrasen – entspricht Trockenrasenvegetation auf Bren-
nen/Ruderalvegetation; vertikale Erdaufschlüsse – entspricht Uferabbrüchen;
Steinhaufen, Wurzelstöcke u.ä., Gebüschgruppen möglichst von Weiden do-
miniert – als Ersatz für Weichholzauen; Dickstämmiges Totholz – entspricht
Schwemmholz der Auen; Stellenmit Hangvernässungen durch Druckwasser –
entspricht Sickerquellen. Diese Aspekte, die in ähnlicher Form für die Vegeta-
tion gelten, sollten sowohl während der Abbauphase als auch im Anschluss an
die entsprechenden Nutzungen bei der Maßnahmenauswahl berücksichtigt
werden.281 Im fachlichen bzw. planungsmethodischen Schrifttum282 wird dies-
bezüglich empfohlen, konkrete Renaturierungsziele als Rahmen zu formulie-
ren, der im Zuge des Abbaubetriebes und der Maßnahmenumsetzung auszu-
füllen ist. Um eine Rückkoppelung an den Zielrahmen zu gewährleisten, seien



68 Mengel

BNatSchG §1 Allgemeine Vorschriften

283 Runge/Mestermann, Verbesserung der Renaturierungsmöglichkeiten bei Abbau-
vorhaben, S. 105.

284 Felinks/Wiegleb, NuLp 1998, 298 (299).
285 Vgl. Meßerschmidt, BNatSchG, §1 Rn. 128, der betont, dass der Vorschrift keine

Rangfolge zu entnehmen ist.

101

286 Siehe hierzuBurkhardt etal., UrbaneWälder.
287 Vgl.Rode/vonHaaren (Bearb.), Multifunktionale Landnutzung amStadtrand.
288 Zu Fließgewässern im Siedlungsraum siehe Miethaner/König/Lehmann, NuLp

2008, 204.
289 BT-Drs. 16/12274, S. 50; siehe hierzu auch ausführlich Schemel etal., Naturerfah-

rungsräume; Schemel/Wilke (Bearb.), Kinder und Natur in der Stadt; zur Vorberei-
tung durch die Landschaftsplanung und zu Festsetzungen durch die Bebauungs-
planung Pretzsch/Klinger/Peters/Borwieck, NuR 2019, 367 (369 f.).

Durchführungs- und Funktionskontrollen erforderlich.283 Generell ist darüber
hinaus zu bedenken, dass speziell Bergbaufolgelandschaften die Möglichkeit
bieten, abiotische Prozesse in derart großen Dimensionen zuzulassen, wie sie
in der umgebenden Kulturlandschaft völlig undenkbar sind. Dazu zählen Pro-
zesse der Bodenbildung und -umformung, verschiedene Erscheinungsformen
der Wind- und Wassererosion sowie die Fließgewässerdynamik auf dem ge-
samten Kippenareal.284 Vor dem Hintergrund der Akzentuierung des Natur-
schutzziels „Förderung bzw. Zulassung dynamischer Prozesse“, die der Ge-
setzgeber in §1 Abs.2 Nr. 3, und Abs.3 Nr. 6 vorgenommen hat, besteht zwar
kein genereller Vorrang für die drei in §1 Abs.5 Satz 4 erstgenannten Maß-
nahmentypen285, wohl aber eine besondere Prüf- und Begründungspflicht, die
die erheblichen naturschutzfachlichen Potenziale von Sukzessions-, Renatu-
rierungs- und naturnahen Gestaltungsmaßnahmen berücksichtigt. Sonstige
Funktionspotenziale des Naturhaushalts, beispielsweise solche, die mit einem
bei der Rekultivierung vorgesehenen Oberbodenauftrag verbunden sind,
müssen allerdings ebenfalls einzelfallbezogen geprüft werden.

6. Freiräume im besiedelten und siedlungsnahen Bereich

Wie §1Abs.5 behandelt Abs. 6 übergreifende Zielaspekte, allerdings bezogen
auf eine bestimmte räumliche Kategorie, nämlich Freiräume im besiedelten
und siedlungsnahen Bereich. Unter Freiräumen sind Flächen zu verstehen,
die weitgehend unversiegelt sind. Als Freiräume bzw. Bestandteile von Frei-
räumen nennt das Gesetz beispielhaft „klassische“ Erholungsflächen (Park-
anlagen, großflächige Grünanlagen und Grünzüge), weitere bodengebun-
dene Flächen- und Nutzungskategorien (Wälder286, gartenbaulich- oder land-
wirtschaftlich genutzte Flächen287), weitere naturschutzfachlich besonders re-
levante Bereiche und Elemente (Fluss- und Bachläufe288 mit ihren Uferzonen
und Auenbereichen, stehende Gewässer, Bäume und Gehölzstrukturen)
sowie, als neue Kategorie, die Naturerfahrungsräume. Unter Naturerfah-
rungsräumen sind Grünflächen mit einem hohen Erlebnispotenzial für die
Erholung von Kindern und Jugendlichen zu verstehen, die diese aufgrund
ihrer natürlichen Beschaffenheit haben, also nicht auf Grund ihrer Ausstat-
tung mit besonderer Infrastruktur.289 Aus dem Wort „wie“ zu Beginn der
Aufzählung von Freiräumen bzw. ihrer Bestandteile ergibt sich, dass die Be-
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290 Die Ausrichtung der Vorschrift auf das Erleben von Natur und Landschaft betonen
Gassner/Heugel, Das neue Naturschutzrecht, Rn. 8; zur Thematik der biologischen
Vielfalt im Siedlungsraum sieheWerner/Zahner, Biologische Vielfalt und Städte.
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nennung der Flächenkategorien und Einzelelemente dazu dient, wichtige
Freiraumtypen im Siedlungskontext zu illustrieren. Es soll deutlich werden,
dass damit beispielsweise nicht nur Park- und Grünanlagen gemeint sind,
sondern dass gerade auch Wäldern, Fließgewässern oder ackerbaulich ge-
nutzten Bereichen eine große Bedeutung zukommen kann. Dabei ist die Vor-
schrift offen für weitere, nicht aufgezählte Flächenkategorien und Elemente.
Freiräume bzw. Bestandteile von Freiräumen sind daher beispielsweise auch
die Strukturelemente des §2 Abs.1 Nr. 10 BNatSchG a.F., nämlich die Weg-
raine und Saumbiotope (wobei letztere ohnehin teilweise dem Begriff Wald-
ränder unterfallen). Der für die Vorschrift einschlägige besiedelte und sied-
lungsnahe Bereich ergibt sich aus der real-physischen Situation, nicht etwa
aus bauplanungsrechtlichen Kategorien. Siedlungsnahe Flächen sind solche,
die noch deutlich von der Siedlung selbst geprägt werden oder die Funktionen
erfüllen, deren besondere Bedeutung sich gerade aus der Nähe zur Siedlung
ergibt (z.B. im Hinblick auf den Klimahaushalt oder die Erholungsbedürfnisse
der Bevölkerung).

Mit der gesetzlichen Akzentuierung des Freiraumschutzes im besiedelten und
im siedlungsnahen Bereich in §1 Abs.6 werden grundsätzlich alle drei Zieldi-
mensionen des §1 Abs.1 angesprochen. Von besonderer Bedeutung sind die
materiell-physischen Funktionen sowie das Erleben und Wahrnehmen von
Natur und Landschaft.290 Dabei trägt die Vorschrift demGedanken Rechnung,
dass Freiräumen und Freiraumsystemen im Siedlungskontext häufig eine
multifunktionale Bedeutung zukommt. Naturnah belassene oder renaturierte
Fließgewässer mit grünlandgenutzten Auenbereichen können beispielsweise
je nach räumlicher Situation für die Biodiversitätssicherung (siehe §1 Abs.1
Nr. 1) von Relevanz werden (z.B. Herstellung der Durchgängigkeit des Ge-
wässers unter Einbeziehung der Fließstrecken in Siedlungsräumen), Bestand-
teil von Kalt- und Frischluftsystemen sein (siehe §1 Abs.3 Nr. 4), Beiträge zum
vorsorgenden Hochwasserschutz leisten (siehe §1 Abs.3 Nr. 3) sowie eine
maßgebliche Rolle für das Naturerlebnis (siehe §1 Abs.1 Nr. 3 bzw. Abs. 4
Nr. 2) „vor der Haustür“ spielen (z.B. Beobachtung von Fließgewässerorganis-
men oder von fließgewässertypischen dynamischen Prozessen wie Umlage-
rung von Kies- und Sandbänken, Uferabbrüchen u.v.m.).

§1 Abs. 6 enthält sowohl die Maßgabe der Erhaltung von Freiräumen als auch
die der Neuschaffung, soweit diese nicht ausreichend vorhanden sind. Die
Erfüllung derMaßgabe setzt voraus, dass die Freiraumsituation der jeweiligen
Siedlung bzw. des Siedlungsumfeldes am Maßstab der Zielbereiche des §1
Abs.1 geprüft und daraus entsprechender Handlungsbedarf abgeleitet wird.
Diesen planerisch-konzeptionellen Beitrag leistet die Landschaftsplanung
(siehe unter anderem §9 Abs.3 Nr. 4 lit. g)). Die Erhaltung oder Neuschaffung
von Freiräumen im Siedlungsbereich kann insofern konfliktträchtig werden,
als gleichzeitig der Schutz des Außenbereichs gewährleistet werden soll. Bei
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291 BT-Drs. 16/12274, S. 50.
292 Vgl. dazu Bruns/Mengel/Weingarten, Beiträge der flächendeckenden Landschafts-

planung zur Reduzierung der Flächeninanspruchnahme.

einem unterstellten Bedarf für eine weitere (bauliche) Flächeninanspruch-
nahme ergibt sich das Dilemma, dass die Inanspruchnahme von Flächen zur
baulichen Nutzung einerseits in den Innenbereich gelenkt werden soll, um
den Außenbereich als zusammenhängenden Freiraum zu schonen (siehe auch
§1 Abs.5 Satz 2). Andererseits können auch die siedlungsbezogenen Frei-
räume von erheblicher Bedeutung für die Ziele von Naturschutz und Land-
schaftspflege sein, wie §1 Abs.6 zu Recht deutlich macht. Die Gesetzesbe-
gründung weist vor diesem Hintergrund allerdings darauf hin, dass die Rege-
lung des §1 Abs.6 einer Inanspruchnahme von Brachflächen im Innenbereich
u.a. für Bauleitpläne der Innenentwicklung nach §13a BauGB nicht ent-
gegenstehe.291 Lösungsansätze ergeben sich zum einen aus generellen Strate-
gien zur Verminderung der baulichen Flächeninanspruchnahme von bislang
unversiegelten Bereichen, zum anderen ist eine fachlich begründete Heraus-
arbeitung der Bedeutung von konkreten Räumen und Flächen erforderlich,
wie sie insbesondere die Landschaftsplanung vorzunehmen hat.292

* §2 Abs. 4 i. d. F. d. G v. 29. 07. 2009 I 2542: Bayern – Abweichung durch Art. 1 des
Bayerischen Naturschutzgesetzes (BayNatSchG) v. 23. 02. 2011 GVBl S. 82, BayRS
791-1-UGm.W.v. 01. 03. 2011 (vgl. BGBl. I 2011, 365).
§2 Abs. 4 i. d. F.d. G v. 29. 07. 2009 I 2542: Baden-Württemberg – Abweichung durch
§2 des Gesetzes des Landes Baden-Württemberg zum Schutz der Natur und zur
Pflege der Landschaft (NatSchG) v. 23. 06. 2015 GBl. BW 2015, S. 585, geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. 11. 2017 GBl. BW 2017, S. 597, ber. S. 643, ber.
2018 S. 4, m.W.v. 14. 07. 2015 (vgl. BGBl. I 2018, 533).
§2 Abs. 4 i. d. F. d. G v. 29. 07. 2009 I 2542: Thüringen – Abweichung durch §1 Abs. 2
des Thüringer Naturschutzgesetzes (ThürNatG) v. 30. 07. 2019 GVBl TH 2019,
S. 323, 340, geändert durch Art. 1a des Gesetzes v. 30. 07. 2019, m.W.v. 20. 08. 2019
(vgl. BGBl. I 2020, 160).

§2
Verwirklichung der Ziele*

(1) Jeder soll nach seinen Möglichkeiten zur Verwirklichung der Ziele des
Naturschutzes und der Landschaftspflege beitragen und sich so verhalten,
dass Natur und Landschaft nicht mehr als nach den Umständen unvermeid-
bar beeinträchtigt werden.

(2) Die Behörden des Bundes und der Länder haben im Rahmen ihrer Zu-
ständigkeit die Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege zu unterstützen.

(3) Die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind zu verwirk-
lichen, soweit es im Einzelfall möglich, erforderlich und unter Abwägung
aller sich aus §1 Absatz 1 ergebenden Anforderungen untereinander und
gegen die sonstigen Anforderungen der Allgemeinheit an Natur und Land-
schaft angemessen ist.
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(4) Bei der Bewirtschaftung von Grundflächen im Eigentum oder Besitz der
öffentlichen Hand sollen die Ziele des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege in besondererWeise berücksichtigt werden.

(5) 1Die europäischen Bemühungen auf dem Gebiet des Naturschutzes und
der Landschaftspflege werden insbesondere durch Aufbau und Schutz des
Netzes „Natura 2000“ unterstützt. 2Die internationalen Bemühungen auf dem
Gebiet des Naturschutzes und der Landschaftspflege werden insbesondere
durch den Schutz des Kultur- undNaturerbes im Sinne des Übereinkommens
vom 16.November 1972 zum Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt
(BGBl. 1977IIS. 213,215)unterstützt.

(6) 1Das allgemeine Verständnis für die Ziele des Naturschutzes und der
Landschaftspflege ist mit geeigneten Mitteln zu fördern. 2Erziehungs-, Bil-
dungs- und Informationsträger klären auf allen Ebenen über die Bedeutung
von Natur und Landschaft, über deren Bewirtschaftung und Nutzung sowie
über die Aufgaben des Naturschutzes und der Landschaftspflege auf und we-
ckendas Bewusstsein für einen verantwortungsvollenUmgangmitNatur und
Landschaft.
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I. Überblick

§2 vereinigt im Wesentlichen bereits im geltenden Rahmenrecht vorhandene
Bestimmungen, die sich auf die Verwirklichung der Ziele und vormaligen
Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege in Staat und Gesell-
schaft beziehen. Die bislang im Abschn.1 auf die §§2, 4, 6 und 7 a.F. verstreu-
ten Regelungen werden sinnvoll gebündelt, unmittelbar geltend formuliert
und wie folgt strukturiert: Eingeleitet wird die Vorschrift durch Generalver-
pflichtungen, in Abs. 1 von Privaten und Abs.2 von Behörden. Abs. 3 stellt die
in den vorherigen Absätzen angesprochene Zielverwirklichung unter Abwä-
gungsvorbehalt. Abs. 4 fordert bei der Bewirtschaftung von Grundflächen der
öffentlichen Hand eine besondere Berücksichtigung der Ziele, Abs. 5 bekennt
sich zur Unterstützung europäischer und internationaler Bemühungen und
Abs.6 fordert Umweltkommunikation und -bildung.

Anders als die Zielbestimmung des §1 Abs.1 ist keine der sehr abstrakten und
instrumentenübergreifend geltenden Regelungen als allgemeiner Grundsatz
deklariert. Es kann daher einfachgesetzlich dahin stehen, welche Absätze
verfassungsrechtlich als allgemeiner Grundsatz des Naturschutzes i. S. v.
Art. 72 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 GG zu werten sind, da angesichts der Gesetzessyste-
matik insoweit mangels entsprechendem Klammerzusatz zumindest eine Öff-
nung zu Gunsten der Länder nach Art. 72 Abs. 1 GG vorliegt. In Betracht
kommt eine Abweichungsfestigkeit demzufolge nur, soweit Ziele des Arten-
oderMeeresnaturschutzes verwirklicht werden.

II. Allgemeine Verpflichtung zur Beachtung der Ziele (Abs. 1)

1. Entstehungsgeschichte

Die Vorschrift des Abs. 1 wurde erstmals im Jahre 2002 unter der amtlichen
Überschrift „Beachtung der Ziele und Grundsätze“ in das Bundesrahmen-
recht aufgenommen (§4 BNatSchG a.F.). Sie folgt Vorbildern im Landesrecht
sowie §3 Abs.1 UGB-KomE und §7Abs.1 UGB-ProfE.

2. Allgemeines

Der Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen ist eine Aufgabe, die nicht
allein durch den Staat (vgl. Art. 20a GG) zu bewältigen ist, sondern auch der
Mitwirkung Privater bedarf. Insbesondere nachhaltige Verbesserungen der
Situation von Natur und Landschaft, wie etwa die – verfehlten – 2010- und
2020-Ziele, sind nur zu erreichen, wenn sich jeder naturschutzgerecht verhält.
Die Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege ist
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5

1 Meßerschmidt, BNatSchG, §2 Rn. 5, 13.

6

7

2 Marzik/Wilrich, BNatSchG, §4 Rn. 4.

8

3 Meßerschmidt, BNatSchG, §2 Rn. 15.

also nicht nur Sache von Behörden und Naturschutzverbänden, sondern eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Als Ausdruck des umweltrechtlichen Ver-
ursacherprinzips, aber auch des Kooperationsprinzips (vgl. §6 f. UGB-KomE;
§5 f. UGB-ProfE) betont Abs. 1 dementsprechend die Verantwortung des Ein-
zelnen und nimmt jeden in die Pflicht, das seinerseits Mögliche zur Verwirk-
lichung der Ziele zu tun undNatur und Landschaft möglichst zu schonen.

Die Vorschrift statuiert eine naturschutzbezogene Umweltpflicht1, die als all-
gemeine Bürgerpflicht inter omnes in Form von zwei individuellen positiv und
negativ formulierten Geboten als Handlungs- und Unterlassungspflicht aus-
gestaltet ist. Es ist zu unterscheiden zwischen dem Beitragsgebot im Hinblick
auf die Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege sowie dem Vermeidungsgebot im Hinblick auf Beeinträchtigungen
vonNatur und Landschaft.

Durch die allgemeine Bezugnahme auf die Ziele in §1, die teilweise konkur-
rierende Intentionen verfolgen, und die nicht näher definierte Beeinträchti-
gung ist die Vorschrift wenig bestimmt. Zudem werden die darin enthaltenen
Gebote vorsichtig-weich formuliert, insbesondere doppelt relativiert: Beide
sind – im Gegensatz zu §174 UGB-ProfE – als Soll-Verpflichtung ausgestaltet;
der Umfang der Beitragspflicht richtet sich nach den individuellen Möglich-
keiten des jeweils Verpflichteten und das Beeinträchtigungsverbot bezieht
sich auf Veränderungen, die „nach denUmständen unvermeidbar“ sind.

3. Adressaten

Abs.1 richtet sich insbesondere an Private. Die öffentliche Hand bzw. Behör-
den des Bundes und der Länder werden in den folgenden Absätzen besonders
verpflichtet. Soweit eine Person des öffentlichen Rechts (z.B. Kirchen und
Religionsgemeinschaften) von diesen Spezialregelungen nicht erfasst wird,
kommt Absatz 1 zum Tragen. Adressiert wird jede natürliche Person, unab-
hängig von der Staatsbürgerschaft, sowie juristische Personen, soweit die
Pflicht ihrer Natur nach im Einzelfall anwendbar ist.2

4. Beitragsgebot

Der erste Halbsatz der Regelung bestimmt, dass jeder zur Verwirklichung der
Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege beitragen soll. Die Bezug-
nahme auf die Ziele dient dabei eher der Veranschaulichung der Naturschutz-
aufgaben3 als dass tatsächlich jedes einzelne Ziel durch Private gefördert
werden soll. Die in §1 genannten Ziele sind überwiegend staatsgerichtet for-
muliert und ihrer Natur nach weitgehend nicht durch den Einzelnen, sondern
vorrangig durch die Allgemeinheit bzw. den Staat im Rahmen gesetzlich de-
terminierter Verfahren in einer Gesamtabwägung zu verwirklichen. Auch
wenn Private die tatsächliche und finanzielle Möglichkeit haben, wird somit
von ihnen nicht ein Engagement bis an die Grenze der Unmöglichkeit erwar-
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4 Kritisch hierzu auch Fischer-Hüftle, in: Engelhardt/Brenner/Fischer-Hüftle/Egner/
Meßerschmidt, Naturschutzrecht in Bayern, BayNatSchG, Art. 1 Rn. 2.

9

5 Vgl. Müller-Walter, in: Lorz/Konrad/Mühlbauer/Müller-Walter/Stöckel,
BNatSchG, §2 Rn. 2.

6 BT-Drs. 16/12274, S. 51.
7 BT-Drs. 14/6378, S. 38; a.A. Louis, NuR 2002, 386.

10

8 BT-Drs. 16/12274, S. 40.
9 Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, §4 Rn. 2.

10 Gassner, in: Gassner/Schmidt-Räntsch/Bendomir-Kahlo, BNatSchG, §4 Rn. 5; Me-
ßerschmidt, BNatSchG, §2 Rn. 15.

11 Albers, in: Rohlf/Albers, NatSchG BW, §7 Rn. 1; Meßerschmidt, BNatSchG, §2
Rn. 14 f.

12 Gassner, in: Gassner/Schmidt-Räntsch/Bendomir-Kahlo, BNatSchG, §4 Rn. 1; Me-
ßerschmidt, BNatSchG, §2 Rn. 15; Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umwelt-
recht, BNatSchG, §4 Rn. 2.

11

13 Vgl. BT-Drs. 16/12274, S. 51.
14 Tausch, BayNatSchG, Art. 2 Rn. 11.

tet. Problematisch ist insoweit die – nicht gekennzeichnete – Abweichung in
Art. 1 Satz 1 BayNatSchG, wonach Naturschutz „verpflichtende Aufgabe […]
für jeden einzelnen Bürger“ ist.4

a) Appellfunktion

Nach dem Maßstab des rechtsstaatlichen Bestimmtheitsgrundsatzes (vgl.
Art. 20 Abs. 3 GG) ist die allgemeine Förderpflicht zu unbestimmt5, als dass
von ihr konkrete Rechtsfolgen oder verbindliche Verhaltenspflichten Privater
abgeleitet werden könnten.Mit demGebot verbinden sich „keine unmittelbar
durchsetzbaren Handlungs- oder Unterlassungspflichten“6, „die für sich al-
lein durch Verwaltungsanordnungen erzwingbar oder ordnungsrechtlich
sanktionierbar wären“.7

Zutreffend bezeichnet die Gesetzesbegründung das Gebot zurückhaltend als
eine „an alle Bürgerinnen und Bürger gerichtete Aufforderung“.8 Die Vor-
schrift hat reinen Appellcharakter9, sie formuliert eine lediglich moralische
Pflicht10 insbesondere für den freiwilligen, überobligatorischen Naturschutz
und hat damit eine symbolische, erzieherische Funktion11. Aufgrund des feh-
lenden Regelungsgehalts wird die Vorschrift zu Recht kritisiert, denn morali-
sche Pflichten sind der gesetzgeberischenDefinition per se entzogen.12

b) Verhaltensmaßstab für andere Vorschriften

Bedeutung kann dem „naturschutzrechtlichen Imperativ“ aber als Prüfkrite-
rium bei der Auslegung und Anwendung anderer Vorschriften insbesondere
des BNatSchG und darauf basierender Regelungen zukommen.13 Die Rege-
lung ist u. a. relevant für Abwägungen zwischen öffentlichen Interessen und
privaten Rechten, insbesondere bei Ermessenentscheidungen wie etwa nach
§3 Abs.2 oder bei Ausweisung von Schutzgebieten nach §22 Abs.1. Sie ist
aber auch heranzuziehen bei der Auslegung unbestimmter Rechtsbegriffe,
die Rechte und Interessen Privater absichern14, vor allem hinsichtlich der
Zumutbarkeit von Belastungen, Alternativen und sonstigen Anforderungen
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15 Vgl. Gassner, in: Gassner/Schmidt-Räntsch/Bendomir-Kahlo, BNatSchG, §4 Rn. 9;
Meßerschmidt, BNatSchG, §2 Rn. 16.

16 Denninger, in: Lisken/Denninger, Handbuch des Polizeirechts, 4.Aufl., E, Rn. 67 ff.

12

17 Albers, in: Rohlf/Albers, NatSchGBW, §7 Rn. 1; Tausch, BayNatSchG, Art. 2 Rn. 11.
18 Marzik/Wilrich, BNatSchG, §4 Rn. 6.

13

19 Meßerschmidt, BNatSchG, §2 Rn. 16;Marzik/Wilrich, BNatSchG, §4 Rn. 6.

14

20 BT-Drs. 16/12274, S. 51.

(z.B. §15 Abs.1, §29 Abs.2 Satz 2, §34 Abs.3 Nr. 2, §42 Abs.8 Satz 3, §45
Abs.7 Satz 2, §65 Abs.1, §67 Abs.1 Satz 1 Nr. 2). Im Zusammenhang mit
Einschränkungen von Grundrechten konkretisiert das Gebot auch die Sozial-
bindung des Eigentums nach Art. 14 Abs. 2 GG, etwa imHinblick auf Entschä-
digungen nach §68 Abs.1. Als Bestandteil der öffentlichen Ordnung im Rah-
men des Gefahrenabwehrrechts15 wird das Gebot nur in Extremfällen Bedeu-
tung erlangen.16

5. Vermeidungsgebot

Der zweite Halbsatz bestimmt in Anlehnung an das neminem laedere-Prin-
zip, dass jeder sich so verhalten soll, dass Natur und Landschaft nicht mehr als
nach den Umständen unvermeidbar beeinträchtigt werden. Dieses §5 Abs.1
WHGund §4 Abs.1 BBodSchG ähnelnde Rücksichtnahmegebot17 fordert eine
Minimierung nachteiliger Veränderungen der Schutzgüter des §1. Es bein-
haltet eine allgemeine Gefahrenabwehrpflicht bzw. Sorgfaltspflicht, bei Maß-
nahmen, mit denen Einwirkungen auf Natur und Landschaft verbunden sein
können, die nach den Umständen erforderliche Sorgfalt anzuwenden, um
nachteilige Veränderungen zu vermeiden. Vermeidbar ist eine Beeinträchti-
gung, wenn für den Einzelnen eine zumutbare, die Natur schonendere Hand-
lungsalternative besteht.18

Eine Konkretisierung des Vermeidungsgebots erfolgt in zahlreichen verhal-
tensbezogenen Spezialnormen, u. a. zu Eingriffen in Natur und Landschaft
(§15) und Umweltschäden (§19 BNatSchG i.V.m. §5 USchadG), zur FFH-
Verträglichkeit (§34 Abs.2 und 3), zur guten fachlichen Praxis in der Land-
Forst- und Fischereiwirtschaft (§5 Abs. 2–4) sowie zum Biotop- und Arten-
schutz (z.B. §30 Abs.2, §§39, 44). Diese abschließenden Spezialregelungen
gehen dem allgemeinen Gebot vor, für einen Rückgriff auf §2 Abs.1 ist hin-
sichtlich der dort geregelten Sachverhalte kein Raum, das Vermeidungsgebot
hat nur Lücken schließende Funktion.19 Anwendungsfälle ergeben sich z.B.
bei Verunstaltungen oder Verunreinigungen von Natur und Landschaft oder
verhaltensbezogenen Beeinträchtigungen der Erholungsfunktion.

Das Gebot ist an sich hinreichend konkret gefasst, dass ihm wie bei vergleich-
baren umweltrechtlichen Vorschriften eine Rechtspflicht entnommen werden
könnte; die weitere Konkretisierung durch Regelbeispiele ist hierzu nicht
zwingend erforderlich. Angesichts der Soll-Verpflichtung und der insoweit
allgemein zurückhaltenden Gesetzesbegründung20 ist aber zweifelhaft, ob
diese Pflicht ordnungsrechtlich durch Anordnung nach §3 Abs.2 BNatSchG
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21 Krohn, in Schlacke (Hrsg.), GK-BNatSchG, 2.Aufl. 2016, §3 Rn. 20; Müller-Walter,
in: Lorz/Konrad/Mühlbauer/Müller-Walter/Stöckel, BNatSchG, §2 Rn. 2.

22 Wohl mangels individualisierbarem Personenkreis auch nicht über Garantenstel-
lung nach §13 StGB, so aber Gassner, in: Gassner/Schmidt-Räntsch/Bendomir-
Kahlo, BNatSchG, §4 Rn. 8.

23 Lütkes, in: Lütkes/Ewer, BNatSchG, 2.Aufl., §2 Rn. 5.

15

24 Vgl. BT-Drs. 14/6878, S. 8, 21.

16

25 Vgl. BT-Drs. 7/3879, S. 19.

17

18

durchsetzbar ist.21 Ein Verstoß ist jedenfalls – auch landesrechtlich – nicht als
Ordnungswidrigkeit (§69) oder gar als Straftat (§71) sanktionierbar.22

Schlussendlich kann das Vermeidungsgebot auch als Maßstab für dieAnwen-
dung undAuslegung anderer Vorschriften fungieren.23

III. Unterstützungspflicht der Behörden (Abs. 2)

1. Entstehungsgeschichte

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen §6 Abs.2 Satz 1 a.F. richtet sich nun
aber auch unmittelbar an die Behörden der Länder. Bereits §3 Abs. 2 Satz 1
bezog sich allgemein auf „andere Behörden und öffentliche Stellen“ (als Na-
turschutzbehörden). Die nachfolgende Beschränkung des §6 Abs.2 a.F. auf
Behörden des Bundes erfolgte aus Gründen der bloßen Rahmengesetzge-
bungskompetenz. Nicht durchzusetzen vermochte sich der Bundesrat mit
einem Vorschlag, die Behörden des Bundes ausdrücklich auf die Beachtung
des Landesrechts zu verpflichten, da die dahingehende Rechtspflicht außer
Frage steht.24

2. Allgemeines

Die Ziele des §1 sind nicht allein durch die Naturschutzverwaltung und die
Inpflichtnahme Privater zu verwirklichen. Naturschutz und Landschaftspflege
erfordern als Querschnittsaufgabe vielmehr ein effektives und effizientes Zu-
sammenwirken aller öffentlichen Stellen zur Integration in andere Politiken
(vgl. Art. 11 AEUV). Der Gesetzgeber will mit der Vorschrift insoweit in Ent-
sprechung zum Beitragsgebot des Abs. 1 eine Gesamtverantwortung aller
Hoheitsträger gegenüber Natur und Landschaft realisieren25 und spricht alle
Behörden des Bundes und der Länder an.

a) Adressaten

Behörde i. S.d. Vorschrift und des Gesetzes ist jede Stelle, die im eigenen
Namen nach außen eigenständig Aufgaben der öffentlichen Verwaltung
wahrnimmt (vgl. §1 Abs. 4 VwVfG). Sonstige „öffentliche Stellen“ bzw. (vgl.
§9 Abs. 2 Satz 2 LG NW) sind dagegen den Zielen des Naturschutzes und der
Landschaftspflege allenfalls nach Abs.4 als Teil der öffentlichen Hand bei der
Bewirtschaftung vonGrundflächen verpflichtet.

Die Vorschrift richtet sich – wie in §3 Abs.2 Satz 1 a.F. noch ausdrücklich
geregelt – vor allem an „andere Behörden“ außerhalb der Naturschutzver-
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26 Vgl. Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, §6 Rn. 6; Me-
ßerschmidt, BNatSchG, §2 Rn. 19.

19

27 Vgl. Sannwald, in: Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Hopfauf, GG, Art. 35 Rn. 17;
Meyer-Teschendorf, DÖV 1988, 901.

28 Missverständlich insoweit die Aufzählung in §9 Abs. 1 NatSchGBW.

20

21

22

29 BT-Drs. 7/3879, S. 19.

waltung, denn die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behör-
den i.S.d. §3 Abs. 1 können sich auf eine Unterstützung der Ziele des §1 nicht
beschränken, sondern haben die Aufgabe, diese zu verwirklichen.26 Ange-
sprochen sind nicht nur sonstige Behörden der Umweltverwaltung wie die für
Immissions- und Bodenschutz oder Abfall- und Wasserwirtschaft zuständigen
Behörden, sondern insbesondere auch solche Behörden, die für in Natur und
Landschaft eingreifendeMaßnahmen oder deren Zulassung zuständig sind.

Die Vorschrift bezieht sich dem Wortlaut nach nur auf Behörden des Bundes
und der Länder. Dennoch ist wie bei vergleichbaren Vorschriften (vgl. Art. 35
GG27 oder §2 BDSG) auch die mittelbare Staatsverwaltung erfasst. Hierzu
zählen die Behörden sonstiger juristischer Personen des öffentlichen Rechts28

wie bundesunmittelbare oder der Aufsicht eines Landes unterstehende Kör-
perschaften, Anstalten und Stiftungen.

Bundesbehörden sind zunächst alle bundeseigenen Behörden, u. a. die
Bundeswasserstraßen- und der Schifffahrtsverwaltung, die Eisenbahn- und
Luftverkehrsverwaltung, die Bundeswehr- und Zollverwaltung sowie die
Bundespolizei (vgl. Art. 87 ff. GG). Es handelt sich insbesondere um Bundes-
ministerien, etwa das BMELV und BMVBS, sowie selbstständige Bundesober-
behörden i.S. v. Art. 87 Abs. 3 GG wie das BSH, EBA und BVL oder innerhalb
der Umweltverwaltung das UBA. Teilweise sind die Verwaltungen in Mittel-
und Unterbehörden gegliedert wie z.B. die Wasser- und Schifffahrtsdirektio-
nen und -ämter. Adressaten sind aber auch bundesunmittelbare Anstalten des
öffentlichen Rechts wie z.B. die BLE.

Landesbehörden sind insbesondere die Landesregierungen, alle Landesmi-
nisterien sowie deren Unterbau. Besonderen Bezug zu Naturschutz und Land-
schaftspflege haben neben den sonstigen Umweltbehörden insbesondere die
Forst- und Landwirtschaftsverwaltung sowie die Straßenbau- und Bergbehör-
den. Erfasst sind auch Landesbetriebe sowie Körperschaften wie Wasser- und
Bodenverbände, Fischerei- und Jagdgenossenschaften. Gleiches gilt für kom-
munale Gebietskörperschaften (mangels Zuweisung einer eigenständigen
Aufgabe (siehe §3 Rn.166) bedarf es zur Anwendung der Vorschrift auf Ge-
meinden und Gemeindeverbände keiner ausdrücklichen Übertragung im
Landesrecht nach §3Abs.7).

b) Unterstützungspflicht

Die geforderte Unterstützung geht über die bloße Beachtung des einschlägi-
gen Naturschutzrechts hinaus29, zu der alle Behörden bereits nach Art. 20
Abs. 3 GG verpflichtet sind (dies gilt auch für Bundesbehörden imHinblick auf
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30 Vgl. BT-Drs. 14/6878, S. 8, 21.
31 Gassner, in: Gassner/Schmidt-Räntsch/Bendomir-Kahlo, BNatSchG, §6 Rn. 18 in

Analogie der Pflicht zu bundesfreundlichem Verhalten (Grundsatz der Bundes-
treue).

32 Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, §6 Rn. 7.
33 Gassner, in: Gassner/Schmidt-Räntsch/Bendomir-Kahlo, BNatSchG, §6 Rn. 18 f.;

Marzik/Wilrich, BNatSchG, §6 Rn. 19.
34 So aberAlbers, in: Rohlf/Albers, NatSchGBW, §9 Rn. 2.
35 Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, §6 Rn. 6.

23

36 Gassner, in: Gassner/Schmidt-Räntsch/Bendomir-Kahlo, BNatSchG, §6 Rn. 20 f.

24

das Landesrecht30). Unterstützen bedeutet auch mehr als Amtshilfe i. S. v. §4
VwVfG und Art. 35 Abs. 1 GG gegenüber den Naturschutzbehörden im Ein-
zelfall. Den anderen Behörden obliegt vielmehr eine „gesteigerte Hilfs- und
Mitwirkungspflicht“31, die dauerhaft „im Rahmen ihrer Zuständigkeit“, also
bei Erfüllung ihrer Fachaufgaben unter Einsatz ihrer eigenen Sach- und Per-
sonalmittel und unter Ausnutzung ihrer rechtlichen Möglichkeiten32, zu erfül-
len ist. Die Unterstützung ist aber keine eigenständige Aufgabe, sondern
Kompetenzausübungsschranke.33 Dass es sich nicht um einen bloßen Appell34

handelt, sondern um eine Rechtspflicht folgt bereits aus dem Wortlaut der
Vorschrift35: „Die Behörden haben […] zu unterstützen“.

Art und Umfang der Unterstützung werden nicht näher umschrieben; ledig-
lich Abs. 3 ist zu entnehmen, dass nur zu unterstützen ist, soweit die Verwirk-
lichung der Ziele erforderlich, möglich und angemessen ist; bei Flächen für
öffentliche Zwecke ergibt sich eine weitere Einschränkung aus der Funktions-
sicherung nach §4. Unterstützungsbeiträge sind neben dem Unterlassen na-
turschutzschädlichen Verhaltens insbesondere auch die aktive Förderung der
Ziele, etwa durch eine naturverträgliche Planung und Durchführung eigener
Maßnahmen (z.B. bei der Gewässerunterhaltung). Zu berücksichtigen ist
hierbei stets die sachliche und räumliche Zielkonkretisierung durch die Land-
schaftsplanung (vgl. §9 Abs. 5) sowie die weiteren Planungen und Maßnah-
men der Naturschutzbehörden. Die Unterstützung beinhaltet jedoch nicht nur
eine inhaltliche Förderung der Ziele, sondern in formeller Hinsicht zunächst
Informationsaustausch sowie Kooperation und Koordinierung mit den Natur-
schutzbehörden.36 An diesen formalen Aspekt knüpft insbesondere die Ver-
fahrensvorschrift des §3 Abs.5 an; den materiellen Aspekt der Unterstützung
konkretisieren verschiedene Sondervorschriften wie §2 Abs.4, § 6 Abs. 4 oder
§40 Abs.3 bis hin zur Ermächtigung, Aufgaben der Naturschutzbehörden auf
andere Behörden zur Ausübung zu übertragen (vgl. §58 Abs.2).

IV. Abwägungsvorbehalt (Abs. 3)

1. Entstehungsgeschichte

Abs.3 entspricht inhaltlich im Wesentlichen der einleitenden Formulierung
des §2 Abs.1 BNatSchG a.F., ist aber nun vollständig getrennt von den Zielen
in §1. Diese neue Systematik ist sinnvoll, da eine allgemeine Abwägungsklau-
sel im unmittelbaren Zusammenhang der Ziele als deren Relativierung ver-
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37 Vgl. zur vorherigen Überführung in die Grundsatzbestimmung BT-Drs. 14/6378,
S. 35.

38 A.A. wohl Gassner, in: Gassner/Schmidt-Räntsch/Bendomir-Kahlo, BNatSchG, §2
Rn. 16.

25

39 Vgl. BT-Drs. 14/6378, S. 35.

26

40 Siehe zur Einordnung als Optimierungsgebot Meßerschmidt, BNatSchG, §2 Rn. 37
unter Verweis auf BVerwG, Urt. v. 22. 03. 1985, 4 C 73.82, DVBl 1985, 899 f.

41 Blum/Agena/Franke, NNG, §2 Rn. 3;Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umwelt-
recht, BNatSchG, §2 Rn. 4.

42 Schmidt-Aßmann, NuR 1979, 1 (5 f.). Anders dagegen die Beachtung von Raumord-
nungszielen nach §4Abs. 1 Satz 1 ROG.

43 Gassner, in: Gassner/Schmidt-Räntsch/Bendomir-Kahlo, BNatSchG, §2 Rn. 18; vgl.
hierzuMeßerschmidt, BNatSchG, §2 Rn. 24.

44 BT-Drs. 14/6378, S. 35.

27

standen werden kann, die Abwägung jedoch nicht die Zielsetzung betrifft,
sondern lediglich die Zielverwirklichung (vgl. Rn.33).37 Auch der Hinweis auf
dieMöglichkeit ist nun in der logisch zutreffenden Reihenfolge38 der Erforder-
lichkeit vorangestellt.

2. Verwirklichung der Ziele

Die Vorschrift knüpft an Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege
an, die in der entsprechend überschriebenen Vorschrift des §1 geregelt sind
und nach §9 überörtlich und örtlich in der Landschaftsplanung konkretisiert
werden. Die Verwirklichung der Ziele erfolgt überMaßnahmen oder Erforder-
nisse des Naturschutzes und der Landschaftspflege (vgl. §9 Abs. 1). Maßnah-
men erfolgen insbesondere durch die nach §3 Abs.1 zuständigen Behörden in
konkreter Anwendung der naturschutzrechtlichen Instrumente und Ermächti-
gungen (z.B. §3 Abs. 2). Erfordernisse sind demgegenüber in anderen Aufga-
ben- und Verantwortungsbereichen zu verwirklichen (z.B. nach §2 Abs.1, 2
und 4). Insoweit bestehen aber oft auch fachgesetzliche Sondervorschriften
(z.B. §1 Abs. 6 Nr. 7, §1a Abs.3 BauGB). Sie bleiben von §2 Abs.3 unbe-
rührt39.

Gefordert wird eine möglichst weitgehende Zielverwirklichung.40 Das „Ob“
der Verwirklichung steht nicht zur Disposition41, der Auftrag besteht dennoch
nicht absolut, sondern ist situationsbezogen relativiert42 durch gesetzliche
Einschränkungen (Erforderlichkeit, Möglichkeit, Angemessenheit, Abwä-
gung). Diese entsprechen allgemeinen Rechtsgrundsätzen und sind als ein-
fachgesetzliche Ausprägungen des allgemeinen Verhältnismäßigkeitsprin-
zips43 eher Selbstverständlichkeiten. Gleiches gilt für die Klarstellung, dass es
für den Gesetzesvollzug maßgeblich auf die Besonderheiten des jeweiligen
Einzelfalles ankommt.44

3. Möglichkeit und Erforderlichkeit

Die Zielverwirklichung muss objektiv und subjektiv möglich sein, d.h. ihr
dürfen keine unüberwindlichen Hindernisse i. S.d. tatsächlichen oder recht-
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45 Schmidt-Aßmann, NuR 1979, 1 (5 f.); Louis/Engelke, BNatSchG, §2 Rn. 8; A. Schu-
macher/J. Schumacher, in: Schumacher/Fischer-Hüftle, BNatSchG, 2.Aufl. 2010,
§2 Rn. 11.

46 Zur Notwendigkeit einer plausiblen fachlichen Konzeption vgl. A. Schumacher/J.
Schumacher, in: Schumacher/Fischer-Hüftle, BNatSchG, 2.Aufl. 2010, § 2 Rn. 10.

47 Gassner, in: Gassner/Schmidt-Räntsch/Bendomir-Kahlo, BNatSchG, §2 Rn. 18; vgl.
Marzik/Wilrich, BNatSchG, §2 Rn. 7.

48 Kolodziejcok, in: Kolodziejcok/Endres/Krohn/Markus, NLJ, Kz. 1105, §2 BNatSchG
Rn.8;Marzik/Wilrich, BNatSchG, §2 Rn. 7.

49 Meßerschmidt, BNatSchG, §2 Rn. 25.

28

50 Marzik/Wilrich, BNatSchG, §2 Rn. 6.
51 Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, §2 Rn. 6; Meßer-

schmidt, BNatSchG, §2 Rn. 26.
52 Kolodziejcok, in: Kolodziejcok/Endres/Krohn/Markus, NLJ, Kz. 1105, §2 BNatSchG

Rn.7; vgl. Schmidt-Aßmann, NuR 1979, 1 (6).

29

53 BVerwG, Urt. v. 20. 10. 1972 – IVC 14.71, DVBl 1973, 42.
54 Vgl. etwa zum Gebietsschutz BVerwG, Urt. v. 29. 11. 2018 – 4 CN 12/17, NVwZ

2019, 1047, Rn. 9; OVG Lüneburg, Urt. v. 19. 04. 2018 – 4 KN 368/15, NuR 2018, 702
(709).

lichen Unmöglichkeit entgegenstehen.45 Unzulässig sind also Maßnahmen,
die keine Aussicht auf Erfolg haben.46 Dies entspricht dem Kriterium der
Geeignetheit47 und dem – auch in anderen Vorschriften (§2 Abs.1, §5 Abs. 2
Nr. 3) ausgedrückten – allgemeinen Rechtsgrundsatz, dass über das Können
hinaus niemand verpflichtet wird (ultra posse nemo obligatur). Die Verwirk-
lichung der Ziele muss also nicht nur theoretisch machbar48, sondern auch
faktisch durchführbar sein und darf nicht gegen andere Rechtsvorschriften
verstoßen. Ein Finanzierungsvorbehalt ist damit nicht verbunden.49

Das zweite Merkmal der Erforderlichkeit – an das auch zahlreiche Befugnis-
normen (z.B. §3 Abs. 2, §22 Abs.1, §66 Abs.2) und Verordnungsermächtigun-
gen (§54 Abs.4 bis 6) anknüpfen – ist zu bejahen, wenn und soweit das Ziel
ansonsten nicht zu erreichen ist.50 Von mehreren zur Zielrealisierung gleich
geeigneten ist das mildeste Mittel zu wählen, das gegenläufige Belange vor-
aussichtlich am geringsten beeinträchtigt. Soweit es um Grundrechtseingriffe
(z.B. in die Berufsausübungsfreiheit) oder Inhalts- und Schrankenbestimmun-
gen des Eigentums geht, ergibt sich dies aus dem verfassungsrechtlichen
Übermaßverbot.51 Aber auch unter dem Aspekt der Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit ist beim Einsatz öffentlicher Mittel der geringst mögliche Auf-
wand zu betrieben.52

4. Angemessenheit

Diemögliche und erforderliche Zielverwirklichungmuss schließlich angemes-
sen sein, was durch Abwägung aller Anforderungen zu ermitteln ist. In Bezug
auf Vorgang und Ergebnis der Abwägung gilt die in der Rechtsprechung
entwickelte Fehlerlehre zu Abwägungsausfall, -defizit, -fehleinschätzung und
-dispropotionalität.53 Eine allgemeine Verpflichtung zur Dokumentation der
Erwägungen bzw. Begründung von Entscheidungen besteht nicht54, ergibt
sich aber teilweise aus anderen Vorschriften, insbesondere zur Landschafts-
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55 Kolodziejcok, in: Kolodziejcok/Endres/Krohn/Markus, NLJ, Kz. 1105, §2 BNatSchG
Rn.15; A. Schumacher/J. Schumacher, in: Schumacher/Fischer-Hüftle, BNatSchG,
2.Aufl. 2010, § 2 Rn. 14.

56 Zu den Optimierungsgeboten vgl. Gassner, in: Gassner/Schmidt-Räntsch/
Bendomir-Kahlo, BNatSchG, §2 Rn. 37;Meßerschmidt, BNatSchG, §2 Rn. 37.

57 BVerwG, Beschl. v. 31. 01. 1997 – 4NB 27/96, NuR 1997, 543 (545).

31

58 Gassner, in: Gassner/Schmidt-Räntsch/Bendomir-Kahlo, BNatSchG, §2 Rn. 17 f.
59 BT-Drs. 14/6378, S. 35.

32

33

60 Gassner, in: Gassner/Schmidt-Räntsch/Bendomir-Kahlo, BNatSchG, §2 Rn. 20;
Kolodziejcok, in: Kolodziejcok/Endres/Krohn/Markus, NLJ, Kz. 1105, §2 BNatSchG
Rn.13.

61 Marzik/Wilrich, BNatSchG, §2 Rn. 5; Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umwelt-
recht, BNatSchG, §2 Rn. 5.

planung (§9 Abs.1 Satz 1) und zu Aktionsplänen (§40f Abs. 3), nicht hingegen
zu Bewirtschaftungsplänen nach §32Abs.5.

Das Gesetz gibt teilweise konkretisierende Hinweise, welche Belange in die
Abwägung einzustellen sind. So bestehen etwa spezielle Berücksichtigungs-
pflichten im Hinblick auf die Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft (§5 Abs. 1),
agrarstrukturelle Belange (§15 Abs.3) und die Produktion regionalen Saat-
guts (§39 Abs.4 Satz 4). Die verschiedenen Belange des Gemeinwohls sind
grundsätzlich untereinander gleichrangig55, es sei denn es bestehen beson-
dere Gewichtungsvorgaben (z.B. in §2 Abs.4).56 Ihnen muss eine Bedeutung
beigemessen werden, die ihnen in der tatsächlichen Situation objektiv zu-
kommt.57

Eine Maßnahme darf zudem nicht zu einem Nachteil führen, der zum erstreb-
ten Erfolg erkennbar außer Verhältnis steht. Die Angemessenheit erfordert
damit eine Proportionalität zwischen Mittel und angestrebtem Zweck und
entspricht insoweit der Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne.58 Auch Nut-
zen-/Kostenrelationen sind zu berücksichtigen59 (ausdrücklich insoweit §40
Abs.3 Satz 2 und §62). Wichtige Grundlagen für sachgerechte Entscheidun-
gen sind insbesondere die Beobachtung von Natur und Landschaft nach §6
Abs.2, die Landschaftsplanung (§§9 ff.), Angaben und Gutachten zu Eingrif-
fen wie z.B. landschaftspflegerische Begleitpläne (§17 Abs.4) sowie Verträg-
lichkeitsstudien nach §34Abs.1 Satz 3 und §11UVPG.

Der Abwägungsvorbehalt gilt sowohl für naturschutzinterne als auch für ex-
terne Zielkonflikte:

a) Aufgabeninterne Abwägung

Die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind sehr heterogen
und teilweise gegenläufig60 (siehe hierzu im Einzelnen §1 Rn.74). Für einen
effektiven und effizienten Schutz ist es daher nötig, die einzelnen Belange des
Naturschutzes und der Landschaftspflege jeweils im Einzelfall untereinander
optimierend abzustimmen und durch einen fachinternen Kompromiss in Aus-
gleich zu bringen. Die Ziele des §1 unterliegen als solche nicht der Abwä-
gung, sondern nur ihre Verwirklichung61. Daher sind die sich aus ihnen erge-
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62 Vgl. zu §2 Abs. 1 Satz 1 a.F. den Vorschlag des Umweltausschusses BT-
Drs. 14/7490, S. 13.

63 Kolodziejcok, in: Kolodziejcok/Endres/Krohn/Markus, NLJ, Kz. 1105, §2 BNatSchG
Rn.15.

64 Verkürzt daher die Gesetzesbegründung BT-Drs. 16/12274, S. 51.

34

65 Vgl. BVerwG, Beschl. v. 10. 10. 1988 – 7 B 37.88, NuR 1989, 85; BVerwG, Beschl. v.
13. 04. 1995 – 4 B 70/95, UPR 1995, 309.

66 Vgl. die Änderungsanträge v. 06. 11. 2001, BT-Drs. 14/7490, S. 13 f.
67 Kolodziejcok, in: Kolodziejcok/Endres/Krohn/Markus, NLJ, Kz. 1105, §2 BNatSchG

Rn.19.
68 Gassner, in: Gassner/Schmidt-Räntsch/Bendomir-Kahlo, BNatSchG, §2 Rn. 21a ff.

35

69 Vgl. zu diesemBegriff § 23 Abs. 2 Satz 2, § 62 sowie insbesondere §68 Abs. 3.
70 Kolodziejcok, in: Kolodziejcok/Endres/Krohn/Markus, NLJ, Kz. 1105, §2 BNatSchG

Rn.12.

benden Anforderungen untereinander abzuwägen.62 Keines der Einzelziele
genießt dabei einen abstrakten Vorrang63, insbesondere ergibt sich aus der
Reihenfolge der Zielkataloge keine pauschale Gewichtungsvorgabe. Die na-
turschutzinterne Abwägung aller Anforderungen erfolgt nicht nur im Hinblick
auf die drei basalen Zieldimensionen des §1 Abs.164, sondern auch unter
Einbeziehung der maßgebenden Zielkonkretisierungen in §1 Abs.2 bis 6, der
Landschaftsplanung (§9 Abs. 1) und sonstiger Programme (z.B. §38 Abs.1)
und Pläne (§32 Abs.5, §40d).

b) Abwägung mit externen Belangen

Die umfassende weit gefächerte Aufgabe des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege ist im gesamtgesellschaftlichen Kontext zu erfüllen. Sie besitzt
als Teil des Staatsziels in Art. 20a GG zwar ein besonderes Gewicht, genießt
aber keinen absoluten Vorrang gegenüber anderen öffentlichen Belangen.65

Dementsprechend wurde 2002 die Abwägungsklausel klarstellend um sons-
tige Anforderungen an Natur und Landschaft erweitert.66 Hierunter fallen vor
allem wirtschaftliche und soziale Zielsetzungen der Gesellschaft in Form von
Ansprüchen an die Nutzung von Naturgütern (z.B. die Erholung der Bevölke-
rung, Land- und Forstwirtschaft, Bergbau, Verkehrswegebau, Siedlungswe-
sen). Die Bedeutung dieser Anforderungen ist teilweise besonders hervorge-
hoben (etwa der Aufbau einer nachhaltigen Energieversorgung in §1 Abs.3
Nr. 4). Aus Art. 20a GG folgt, dass die Anforderungen des Naturschutzes und
der Landschaftspflege nur durch gewichtige, stichhaltige und nachprüfbare
Argumente überwindbar sind und nicht leichthändig und formelhaft „wegge-
wogen“ werden dürfen.67 Die Argumentations- und Beweislast liegt bei den
externenAnforderungen.68

Die aufgabenexterne Abwägung von Abs.3 erstreckt sich jedoch nur auf An-
forderungen der Allgemeinheit69, d.h. Nutzungsansprüche, die in der Verfol-
gung anderer Staatsaufgaben liegen70. Rein private Belange, z.B. Eigentü-
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71 OVG Lüneburg, Urt. v. 04. 12. 2018 – 4 KN 406/17, juris, Rn. 27; BVerwG, Beschl. v.
04. 03. 2019 – 4 BN 15/19, juris, Rn. 6 f.; OVG Schleswig-Holstein, Urt. v.
30. 07. 2012 – 1 KN 1/12, NordÖR 2013, 433; Paetow, NuR 1986, 144 (147); Gassner,
in: Gassner/Schmidt-Räntsch/Bendomir-Kahlo, BNatSchG, §2 Rn. 25;
Kolodziejcok, in: Kolodziejcok/Endres/Krohn/Markus, NLJ, § 2 BNatSchG Rn.26;
A. Schumacher/J. Schumacher, in: Schumacher/Fischer-Hüftle, BNatSchG, 2.Aufl.
2010, §2 Rn. 16; a.A. VGH Mannheim, 16. 12. 1983 – 5 S 297/83, NuR 1984, 149;
Schmidt-Aßmann, NuR 1979, 1 (3); Henneke, Landwirtschaft und Naturschutz,
1986, S. 178.Meßerschmidt, BNatSchG, §2 Rn. 38 f.

72 Vgl. BT-Drs. 16/12274, S. 50.

36

37

73 Henneke, Landwirtschaft undNaturschutz, 1986, S. 181.
74 Im Einzelnen hierzu Gassner, in: Gassner/Schmidt-Räntsch/Bendomir-Kahlo,

BNatSchG, §2 Rn. 30 ff.
75 BT-Drs. 14/6378, S. 35.
76 Meßerschmidt, BNatSchG, §2 Rn. 28; A. Schumacher/J. Schumacher, in: Schuma-

cher/Fischer-Hüftle, BNatSchG, 2.Aufl. 2010, § 2 Rn. 13; Louis/Engelke, BNatSchG,
§1 Rn. 23. Vgl. hierzu im Gegensatz zu sog. „offenen Normen“ Jakobs, DVBl 1985,
101.

merinteressen, sind daher nicht umfasst.71 Aus dem allgemeinen Abwägungs-
gebot ergeben sich insoweit keine subjektiven Rechte. Das Gesetz fordert
aber an zahlreichen Stellen, insbesondere in Befugnisnormen, die Zumutbar-
keit von Belastungen, Alternativen und sonstigen Anforderungen (z.B. §15
Abs.1, §29 Abs.2 Satz 2, §34 Abs.3 Nr. 2, §42 Abs.8 Satz 3, §45 Abs.7 Satz 2,
§65 Abs.1, §67 Abs.1 Satz 1 Nr. 2). Bei Grundrechtseingriffen ergibt sich ein
Abwägungsgebot zudem bereits aus dem Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 3
GG) und demdaraus folgendenGrundsatz der Verhältnismäßigkeit.72

5. Anwendungsbereich

Die Vorschrift ist keine Aufgaben- oder Befugnisnorm. Sie fungiert lediglich
als Schranke der Zielverwirklichung. Die Regelung setzt also entsprechende
Instrumente, Ermächtigungen und Entscheidungsstrukturen voraus.

Der interne und externe Abwägungsvorbehalt erstreckt sich nicht auf das
gesamte Naturschutzrecht.73 Anwendung findet er nur in Bereichen, in denen
die Verwaltung ein Ermessen hat, insbesondere bei der Normsetzung, Pla-
nung und Ermessensentscheidung im Einzelfall74 oder soweit im konkreten
Zusammenhang einzelner Bestimmungen (z.B. in §15 Abs.5) hierauf aus-
drücklich hingewiesen wird.75 Gebundene Entscheidungen, deren Vorausset-
zungen der Gesetz- oder Verordnungsgeber zur Austragung allfälliger Kon-
flikte unter Beachtung der Verhältnismäßigkeit bereits abschließend be-
stimmt, bedürfen dagegen keiner erneuten Abwägung.76 Gleiches gilt für Ge-
oder Verbote, von denen aber eine Ausnahme oder Befreiung aus zwingenden
(§34 Abs.3 Nr. 1, §45 Abs.7 Satz 1 Nr. 5) oder sonstigen Gründen des über-
wiegenden öffentlichen Interesses (§61 Abs.3 Nr. 2, §67 Abs.1 Nr. 1) erteilt
werden kann.
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77 Vgl. Statistisches Jahrbuch über Ernährung, Landwirtschaft und Forsten der
Bundesrepublik Deutschland 2008, S. 379, Nr. 416.

78 Kolodziejcok, in: Kolodziejcok/Endres/Krohn/Markus, NLJ, Kz. 1120, §7 BNatSchG
Rn.3.

79 Schmidt-Aßmann, in: Jarass u. a., UGB-BT, S. 386; Marzik/Wilrich, BNatSchG, §7
Rn. 1.
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80 Vgl. BT-Drs. 16/12274, S. 51.
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V. Bewirtschaftung von Grundflächen
der öffentlichen Hand (Abs. 4)

1. Allgemeines

Die öffentliche Hand verfügt über ausgedehntes Grundeigentum. So stehen
etwa 53% der Wälder im Eigentum von Bund, Ländern und Kommunen.77 Für
die natur- und landschaftsverträgliche Bewirtschaftung dieser Flächen trägt
sie nach Art. 20a GG eine besondere Verantwortung, aber auch angesichts
der Jedermannpflicht Privater nach Abs.1 kann ihr in eigenen Angelegenhei-
ten eine besondere Sorgfalt abverlangt werden. Der Gebrauch öffentlicher
Flächen hat insoweit in gesteigertem Maße dem Wohl der Allgemeinheit zu
dienen, es besteht eine besondere Sozialbindung bzw. Naturschutzpflichtig-
keit des Eigentums.78 Die damit erzielte Vorbildwirkung gegenüber Priva-
ten79 ist ein geeignetes Mittel, um nach Abs.6 das allgemeine Verständnis für
die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu fördern und das
Bewusstsein für einen verantwortungsvollen Umgang mit Natur und Land-
schaft zuwecken.

2. Entstehungsgeschichte

Nach landesrechtlichen Vorbildern (vgl. z.B. Art. 2 Abs. 1 BayNatSchG a.F.)
und in Anlehnung an §177 UGB-ProfE wurde durch das Neuregelungsgesetz
2002 mit der Rahmenvorschrift des §7 Satz 1 a.F. ausdrücklich bestimmt, dass
bei der Bewirtschaftung von Grundflächen im Eigentum oder Besitz der öf-
fentlichen Hand die Ziele (und Grundsätze) des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege in besonderer Weise berücksichtigt werden sollen. Der nun un-
mittelbar geltende Abs.4 entspricht dieser Vorgabe nahezu wortgleich, regelt
aber anders als §7 Satz 2 und 3 a.F. und Art. 1 Satz 3 und 4 BayNatSchG kein
relatives Verschlechterungsverbot für naturschutzfachlich besonders wert-
volle Flächen und keinen Funktionsvorbehalt für öffentliche Zweckbestim-
mungen. Einer ausdrücklichen Regelung bedarf es insoweit im Hinblick auf
den Rechtscharakter der Ziele des §1 nicht80, denn maßgebend bleibt der
allgemeine Abwägungsvorbehalt nach Absatz 3 sowie im Übrigen die Funk-
tionssicherung nach §4.

3. Verhältnis zu anderen Vorschriften

Abs.4 enthält keine Aufgabenzuweisung, statuiert aber eine besondere Rück-
sichtnahmepflicht, die das an Behörden des Bundes und der Länder gerichtete
allgemeine Unterstützungsgebot des Abs. 2 in Bezug auf die Flächenbewirt-
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81 BT-Drs. 16/12274, S. 51.
82 Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, §7 Rn. 7.
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83 Vgl. BT-Drs. 14/6378, S. 41 sowie Art. 2 Abs. 1 Satz 2 BayNatSchG a.F., § 8 Abs. 1
Satz 1NatSchGBW.

84 BT-Drs. 14/6378, S. 41; vgl. BVerfG, Urt. v. 19. 12. 2000 – 2 BvR 1500/97, DVBl 2001,
284.

schaftung ergänzt81, verstärkend ausformt und den Adressatenkreis auf die
gesamte öffentliche Hand erweitert. Die Vorschrift erfüllt insbesondere die
Funktion einer Gewichtungsvorgabe für die Abwägung nach Abs.3 und ge-
währleistet mit dem relativen Vorrang vonNatur und Landschaft einen gestei-
gerten Mindestschutz öffentlicher Flächen, der auch dort zum Tragen kommt,
wo speziellere Instrumente wie die Eingriffsregelung oder der Arten-, Biotop-
und Gebietsschutz nicht greifen. Abs. 4 kann nicht zu einer Relativierung
anderweitig begründeter Verpflichtungen führen.82

Zur Bereitstellung von Grundstücken für Erholungszwecke verpflichtet §57
gesondert. Weitere Sondervorschriften für bewaldete Flächen enthält insbe-
sondere das Forstrecht der Länder. Hiernach soll der Staatswald demGemein-
wohl in besonderemMaße dienen (§18 Abs.1 Satz 1 HWaldG, §6 Abs.1 Satz 1
LWaldG MV, §45 Abs.1 Satz 1 LWaldG BW, Art. 18 Abs. 1 Satz 1 BayWaldG,
§25 Abs.1 LWaldG RP, §45 Abs.1 Satz 1 und 2 Sächs-WaldG), was insbeson-
dere durch anspruchsvollere Vorgaben an die Naturverträglichkeit der Be-
wirtschaftung zum Ausdruck kommt (vgl. §28 Abs.1 LWaldGM-V, §28 Abs.1
Satz 2 LWaldG SL). Entsprechendes gilt für den Körperschaftswald unter Be-
rücksichtigung besonderer Bedürfnisse. Das Bundesrecht definiert zwar diese
Waldeigentumsarten (§3 BWaldG), knüpft hieran aber selbst für Flächen des
Bundes bislang keine weiteren Rechtsfolgen. Die bundesrechtliche Mindest-
vorgabe des Abs. 4 gilt auch imWald.

4. Bewirtschaftung von Grundflächen der öffentlichen Hand

Als öffentlicheHand verpflichtet sind zunächst Bund, Länder, Gemeinden und
Gemeindeverbände sowie sonstige juristische Personen des öffentlichen
Rechts83 einschließlich ihrer Sondervermögen (vgl. §37 Abs.1 Satz 1 KrW-
/AbfG). Auf Bundesebene zählen hierzu u.a. das Bundeseisenbahnvermögen
(BEV) sowie die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA), die das allge-
meine Grundvermögen des Bundes verwaltet und für die forstliche Bewirt-
schaftung und naturschutzfachliche Betreuung des Liegenschaftsvermögens
zuständig ist (§2 Abs. 1 BImAG). Nicht erfasst sind hingegen Kirchen und
Religionsgemeinschaften i. S. v. Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs.5 WRVerf,
denn sie sind nicht in den Staat eingegliedert, sondern stehen diesem als Teil
der Gesellschaft gegenüber.84 Der weite Sammelbegriff der öffentlichen Hand
erstreckt sich auf den „öffentlichen Sektor“ in seiner Gesamtheit, d.h. den
Staat auch als Wirtschaftssubjekt (Fiskus). Wie bei der Bindung an Erforder-
nisse der Raumordnung (§4 Abs.3 Nr. 1 ROG) sind daher auch Personen des
Privatrechts (z.B. Eigenbetriebe) angesprochen, an denen öffentlich-rechtli-
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85 Gassner, in: Gassner/Schmidt-Räntsch/Bendomir-Kahlo, BNatSchG, §7 Rn. 6, Mül-
ler-Walter, in: Lorz/Konrad/Mühlbauer/Müller-Walter/Stöckel, BNatSchG, §2
Rn. 12; Meßerschmidt, BNatSchG, §2 Rn. 52; Lütkes, in: Lütkes/Ewer, BNatSchG,
2.Aufl., § 2 Rn. 17; vgl. BT-Drs. 16/12274, S. 51; BVerwG, Beschl. v. 28. 06. 2000 –
6 P 1/00, DVBl 2001, 128.
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86 Kolodziejcok, in: Kolodziejcok/Endres/Krohn/Markus, NLJ, Kz. 1120, §7 BNatSchG
Rn.6;Marzik/Wilrich, BNatSchG, §7 Rn. 3.

87 HierzuKerkmann, in: Schlacke (Hrsg.), GK-BNatSchG, 2.Aufl. 2016, § 2 Rn. 10.
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88 Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, §7 Rn. 5.
89 Hierzu Gassner, in: Gassner/Schmidt-Räntsch/Bendomir-Kahlo, BNatSchG, §7

Rn. 7a, 8; Kolodziejcok, in: Kolodziejcok/Endres/Krohn/Markus, NLJ, Kz. 1120, §7
BNatSchGRn.14.

90 BT-Drs. 14/6378, S. 41.
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91 Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, §7 Rn. 5; Müller-
Walter, in: Lorz/Konrad/Mühlbauer/Müller-Walter/Stöckel, BNatSchG, §2 Rn. 14.

che Personen mehrheitlich beteiligt sind oder rechtlich abgesichert einen be-
stimmenden Einfluss ausüben.85

Die Vorschrift bezieht sich auf alle im Eigentum oder Besitz der öffentlichen
Hand stehenden Grundflächen, unabhängig von ihrem Verwendungszweck
und ökologischen Wert. Grundflächen sind räumlich abgegrenzte Teile der
Erdoberfläche, insbesondere Grundstücke. Mit Bewirtschaftung von Flächen
ist nicht nur die land- und forstwirtschaftliche Bodennutzung (§5) oder sons-
tige erwerbswirtschaftliche Nutzung gemeint, sondern das gesamte Flächen-
management, also auch die Nutzung zu anderen Zwecken (z.B. für öffentliche
Aufgaben86), die bloße Pflege und Unterhaltung und die Verpachtung87 oder
Veräußerung.

5. Besondere Berücksichtigung von Zielen des Naturschutzes und
der Landschaftspflege

Die Berücksichtigung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege
erzwingt keine Beachtung i.S. e. vollständigen Übereinstimmung.88 Sie sollen
aber als Belange bei allen Bewirtschaftungsentscheidungen einschließlich
Planungen89 einbezogen werden. Notwendig ist eine Abwägung im Einzelfall
in Kenntnis der dort maßgeblichen Umstände, insbesondere der sich aus der
Landschaftsplanung ergebenden naturschutzfachlichen Bedeutung einer Flä-
che einerseits und der betroffenen Nutzungsinteressen andererseits.90 Den
Naturschutzbelangen ist in besonderer, vorbildhafter Weise Rechnung zu
tragen, ihnen ist gesteigerte Aufmerksamkeit zu widmen und ein besonderes
Gewicht beizumessen.

Dieser relative Vorrang gegenüber anderen Interessen ist durch eine Soll-
Vorgabe eingeschränkt, er kommt im Regelfall zum Tragen, erlaubt aber
Ausnahmen in atypischen Sonderfällen.91 Bestehen etwa gegenläufige Ge-
wichtungsvorgaben zu Gunsten konkurrierender Belange, insbesondere
zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses, so sind die
Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege ohne besonderes Gewicht
zu berücksichtigen. Gewährleistet bleibt somit insbesondere die bestim-
mungsgemäßeNutzung der in §4 genannten Flächen.
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92 Vgl. Kerkmann, in: Schlacke, BNatSchG, 2 Aufl. 2016, § 2 Rn. 10, 12; Kolodziejcok,
in: Kolodziejcok/Endres/Krohn/Markus, NLJ, Kz. 1120, §7 BNatSchG Rn.12;
Tausch, BayNatSchG, Art. 2 Rn. 8.

93 Vgl. BVerwG, Beschl. v. 20. 12. 1988 – 4 B 211.88, UPR 1989, 273.
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94 Gassner, in: Gassner/Schmidt-Räntsch/Bendomir-Kahlo, BNatSchG, §7 Rn. 7 a.
95 Tausch, BayNatSchG, Art. 2 Rn. 9.
96 Müller-Walter, in: Lorz/Konrad/Mühlbauer/Müller-Walter/Stöckel, BNatSchG, §2

Rn. 14.
97 Kolodziejcok, in: Kolodziejcok/Endres/Krohn/Markus, NLJ, Kz. 1120, §7 BNatSchG

Rn.15.

In welcher Form dem Rücksichtnahmegebot qualitativ und quantitativ durch
konkrete Handlungen oder Unterlassungen zum Schutz von Natur und Land-
schaft nach §1 Abs.1 entsprochen wird, bleibt dem pflichtgemäßen Ermessen
der Bewirtschaftenden überlassen. Allein die rechtstreue Einhaltung des all-
gemeinen gesetzlichen Mindeststandards ist jedenfalls nicht ausreichend;
daher sind auch die im Vergleich zu rein privaten Flächen verminderten Ein-
nahmen angesichts der besonderen Pflichtigkeit der öffentlichenHand grund-
sätzlich in Kauf zu nehmen.92 Zur naturschutzgerechten Optimierung des be-
triebs- und volkswirtschaftlichen Gesamtnutzens aller Funktionen der Grund-
fläche sind unter Berücksichtigung der haushaltsrechtlichen Grundsätze der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit (§7 Abs. 1 Satz 1 BHO)93 zahlreiche Maß-
nahmen vertretbar: So kommen zur naturverträglichen Flächenbewirtschaf-
tung auf landwirtschaftlichenDomänen (z.B. Staatsgütern) über die gute fach-
liche Praxis des §5 hinausgehend u.a. Extensivierungen, der eingeschränkte
Pflanzenschutz- oder Düngemitteleinsatz in Betracht, im Staats- und Körper-
schaftswald v. a. der naturnahe Waldbau mit Einzelbaumnutzung, Naturver-
jüngung und erhöhtem Anteil an Bruch- und Totholz. Auf öffentlichen Grün-
flächen im Siedlungs- und Verkehrsbereich ist durchgängig autochthones
Pflanz- und Saatgut zu verwenden (§40 Abs.4 Satz 3 Nr. 4) und bei Gebäuden
Vogelschlag möglichst durch Verwendung bestimmter Glasflächen zu ver-
meiden. Ein Umweltmanagement nach der Verordnung (EG) Nr. 1221/2009
allein wird der besonderen Verantwortung der öffentlichen Hand nicht ge-
recht, da hier die Biodiversität bislang nur unter dem Aspekt des Flächenver-
brauchs berücksichtigt wird.

Werden Flächen der öffentlichen Hand an Private verpachtet oder Dritten auf
andere Weise überlassen, können vertragliche Abreden eine naturschonende
Bewirtschaftung sicherstellen94, dies ist insbesondere bei der Überlassung
ökologisch wertvoller Flächen von besonderer Bedeutung (vgl. Art. 1 Satz 4
BayNatSchG). Notwendig sind klar definierte, durch Vertragsstrafe und
außerordentliches Kündigungsrecht sanktionierte Vorgaben, die es zu über-
wachen und durchzusetzen gilt.95 In dieser Hinsicht ungenügende Verträge
sind ggf. zu kündigen.96 Bei Eigentumsübertragung von Grundflächen an
Private ist a minori admaius der Umstand zu berücksichtigen, dass ihre beson-
dere Naturschutzpflichtigkeit verloren geht.97 Ökologisch besonders wert-
volle Flächen sollten daher möglichst nicht bzw. vorrangig anerkannten Na-
turschutzvereinigungen übertragen werden oder durch eine beschränkt per-
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98 Fischer-Hüftle, in: Engelhardt/Brenner/Fischer-Hüftle/Egner/Meßerschmidt, Na-
turschutzrecht in Bayern, BayNatSchG, Art. 1 Rn. 4.

99 Fischer-Hüftle, in: Engelhardt/Brenner/Fischer-Hüftle/Egner/Meßerschmidt, Na-
turschutzrecht in Bayern, BayNatSchG, Art. 1 Rn. 4.

100 Vgl. BT-Drs. 14/6878, Anlage 2 Ziffer 11 und Anlage 3; kritisch Gellermann, in:
Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, §7 Rn. 2 und Meßerschmidt,
BNatSchG, §2 Rn. 45 unter Verweis auf die Bereitstellung von Erholungsflächen
(§62).

101 BT-Drs. 14/6378, S. 41. Hierzu Kolodziejcok, in: Kolodziejcok/Endres/Krohn/Mar-
kus, NLJ, Kz. 1120, § 7 BNatSchGRn.5.
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102 Vgl. zum Widerspruch von §2 Abs. 2 Satz 5 a.F. und Art. 6 FFH-RL Gellermann, in:
Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, §2 Rn. 30.
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sönliche Dienstbarkeit98 hinsichtlich der Naturverträglichkeit der Bewirt-
schaftung gegen nachteilige Veränderungen abgesichert werden. Besteht die
Wahl zwischen einem intensiv und einem ökologisch/extensiv wirtschaften-
den Käufer, so ist Letzterer vorzugswürdig (Entsprechendes gilt bei der Ver-
pachtung99). Anderen Personen des öffentlichen Rechts oder Vereinigungen
mussGrundstückseigentum nicht unentgeltlich für Zwecke desNaturschutzes
übertragen werden100 und eventuelle Entschädigungsansprüche der Träger
öffentlicher Verwaltung bleiben unberührt.101 Es besteht auch keine Ver-
pflichtung zum Ankauf ökologisch hochwertiger Flächen privater Grundei-
gentümer, allenfalls kommt bei Nutzungsbeschränkungen zur Vermeidung
unbilliger Härten ein Tausch in Betracht (vgl. Art. 51 BayNatSchG).

VI. Internationale und europäische Bemühungen (Abs. 5)

1. Entstehungsgeschichte

Abs.5 greift den Gedanken des §2 Abs.2 Satz 1 und 2 a.F. auf, bezieht sich
aber nicht mehr explizit auf Bund und Länder und die Verwirklichung der
Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaften. Gestrichen wurden auch die
detaillierten, aber deklaratorischen und teilweise unzutreffenden102 Feststel-
lungen zu Natura 2000 in §2 Abs.2 Satz 3–5 a.F. Ergänzt wurde dagegen aus
aktuellem Anlass (siehe Rn.61) der Aspekt des Kultur- und Naturerbes. Die
Vorschrift ist im Bundesrecht einzigartig; einen Vorläufer im Landesrecht bil-
dete lediglich der Grundsatz in §2 Nr.15 NNatG a.F. hinsichtlich der Unter-
stützung internationaler Bemühungen um den Schutz von Pflanzen- und Tier-
arten und in §1 Abs.3 Nr. 5 ThürNatG hinsichtlich der Erfüllung entsprechen-
der Verpflichtungen aus Abkommen.

2. Allgemeines

Naturschutz und Landschaftspflege ist ein Aufgabengebiet, bei dem weder
die Gegenstände des Schutzes noch deren Gefährdungen an Grenzen Halt
machen. Dementsprechend ist der Schutz von Natur und Landschaft im Rah-
men der Zielbestimmung des §1 umfassend zu verstehen. Neben einem län-
derübergreifend und bundesweit abgestimmten Vorgehen kommt insbeson-
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103 Kolodziejcok, in: Kolodziejcok/Endres/Krohn/Markus, NLJ, Kz. 1105, §2 BNatSchG
Rn.162.
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104 Kolodziejcok, in: Kolodziejcok/Endres/Krohn/Markus, NLJ, Kz. 1105, §2 BNatSchG
Rn.163.

105 Vgl. Marzik/Wilrich, BNatSchG, §2 Rn. 52, der die Vorschrift als „konkretisierende
Aufgabennorm“ bezeichnet.

51

106 Rohlf, in: Rohlf/Albers, NatSchGBW, §2 Rn. 22.

52

107 Meßerschmidt, BNatSchG, §2 Rn. 55, der zu Recht darauf hinweist, dass die Einhal-
tung dieser aus dem Völker- und Unionsrecht selbst folgenden Rechtspflichten mit
demBegriff „Unterstützung“ unzureichend umschrieben ist.
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dere den entsprechenden inter- und supranationalen Bemühungen beson-
dere Bedeutung zu.103

Ausgehend von der Mitverantwortung der Bundesrepublik Deutschland für
die weltweite Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen betont Abs. 5 die
Mitwirkung an der Bewältigung dieser Aufgabe. Die Unterstützung der zwi-
schen- und überstaatlichen Bemühungen ist nicht nur abrundende Zugabe,
sondern eine zur Verwirklichung der Ziele des §1 erforderliche Pflicht.104

I. d.S. verdeutlicht Abs. 5, dass die Aufgabe des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege nicht nur auf nationaler, sondern auch auf europäischer und
internationaler Ebenewahrzunehmen ist.105

Abs.5 richtet sich insbesondere an die zuständigen Behörden des Bundes und
der Länder (vgl. §2 Abs. 2 a.F.) und konkretisiert insoweit die allgemeine
Unterstützungspflicht der Exekutive nach Abs.2. Die Vorschrift soll die euro-
päischen und internationalen Bemühungen als Optimierungsregel in das
Handeln der Naturschutzverwaltung integrieren.106 Bei legislativen Umset-
zungsdefiziten kann sie als Hinweis auf eine völker- und europarechtskon-
forme Auslegung verstanden werden, als pauschale Auffangvorschrift ist sie
hingegen ungeeignet.

3. Rechtscharakter

Die Vorschrift stellt zunächst fest, dass die europäischen und internationalen
Bemühungen auf dem Gebiet des Naturschutzes und der Landschaftspflege
insbesondere durch den Aufbau und Schutz des Netzes „Natura 2000“ und
den Schutz des Kultur- und Naturerbes unterstützt werden. Zu den genannten
Maßnahmen ist die Bundesrepublik Deutschland jedoch bereits gemein-
schafts- und völkerrechtlich verpflichtet (siehe Rn.54 ff.). Dies gilt nach Maß-
gabe der innerstaatlichen Kompetenzverteilung auch für die Länder. Soweit
die Erfüllung internationaler Verträge oder die Verwirklichung der Rechts-
akte der Europäischen Gemeinschaft in Rede steht, ist die Vorschrift ist daher
deklaratorisch107 undwirkt insbesondere nicht relativierend.

Der Regelungsgehalt des Abs. 5 geht jedoch über eine bloß informatorisch-
lehrbuchhafte Erläuterung einer Selbstverständlichkeit hinaus, denn die
Gegenstände der Unterstützung sind nicht abschließend aufgeführt und ins-
besondere nicht beschränkt auf rechtliche Bemühungen. Dies ergibt sich im
Vergleich zu sonstigen Vorschriften des Gesetzes, die ansonsten ausschließ-
lich von der Erfüllung völker- oder unionsrechtlicher Verpflichtungen spre-
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108 Vgl. Marzik/Wilrich, BNatSchG, §2 Rn. 44 f., 52; Gassner, in: Gassner/Schmidt-
Räntsch/Bendomir-Kahlo, BNatSchG, §2 Rn. 102 f.; Kolodziejcok, in: Kolodziejcok/
Endres/Krohn/Markus, NLJ, Kz. 1105, §2 BNatSchG Rn.165; a.A. Müller-Walter,
in: Lorz/Konrad/Mühlbauer/Müller-Walter/Stöckel, BNatSchG, §2 Rn. 15.

109 So zumGrundsatz des §2 Abs. 2 Satz 1 a.F. BT-Drs. 14/6378, S. 37, vgl.Gellermann,
in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, §2 Rn. 30.
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chen (vgl. §6 Abs. 3 Nr. 1 und §31). Als Unterstützung kommen daher auch
flankierende bzw. proaktive Maßnahmen zur Förderung internationaler und
europäischer Zielsetzungen in Betracht108, wie z.B. Forschungsvorhaben, Na-
turschutzprojekte oder Kooperationen der Umweltbeobachtung entsprechend
§6 Abs.4. Gegen einen bloß unverbindlichen Appell109 spricht der neue syste-
matische Kontext der Zielverwirklichung mittels behördlicher Unterstüt-
zungs-, Berücksichtigungs- und Förderpflichten sowie der Wortlaut des nun
unmittelbar geltenden §2 („werden […] unterstützt“). Unangemessene Unter-
stützungsleistungenwerden dennoch nicht abverlangt, da insoweit der Abwä-
gungsvorbehalt des Abs. 3 gilt.

4. Europäische Bemühungen

Rechtliche Verpflichtungen des europäischen Naturschutzrechts bestehen
insbesondere aufgrund der FFH-Richtlinie (92/43/EWG), Vogelschutz-Richtli-
nie (2009/147/EG), Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) und der EG-Ar-
tenschutzverordnung (338/97) sowie der EU-Verordnung über die Prävention
und das Management der Einbringung und Ausbreitung invasiver gebiets-
fremder Arten (1143/2014). Diese Vorgaben sind jedoch nicht nur zu unter-
stützen, sondern durch rechtliche Umsetzung oder Verwaltungsvollzug zu
erfüllen. Zutreffend stellt die Vorschrift daher nicht mehr auf die Verwirk-
lichung der Unionsrechtsakte wie Richtlinien und Verordnungen (Art. 288
AEUV) ab. Dem Aufbau und Schutz des Netzes „Natura 2000“ kommt nach
der Wertung des Gesetzgebers dennoch besondere Bedeutung zu. Auch inso-
weit ist die Bundesrepublik Deutschland als Mitgliedstaat der Europäischen
Union aber bereits nach Art. 3 ff. FFH-RL und die Behörden nach §§31 ff.
verpflichtet. Ähnlich bedeutsam ist der europäische Artenschutz nach
Art. 12 ff. FFH-RL undArt. 5 ff. VRL bzw. §§44 f.

Die europäischen Bemühungen werden im Rahmen der Gesetzgebung jedoch
nicht nur „eins zu eins“ umgesetzt, sondern ergänzt durch weitere nationale
Instrumente wie den gesetzlichen Biotopschutz oder die Eingriffsregelung
und Landschaftsplanung. So soll etwa der nationale Biotopverbund auch zur
Verbesserung des Zusammenhangs des Netzes „Natura 2000“ beitragen (§21
Abs.1 Satz 2). Arten, für die die Bundesrepublik Deutschland u.a. aufgrund
des Anteils am Weltbestand in hohem Maße verantwortlich ist, können unter
einen Schutz gestellt werden, der dem europarechtlich erfasster Arten ent-
spricht (§54 Abs.1 und 2). Die Unterstützung der europäischen Aktivitäten
erfolgt aber auch durch Vertragsnaturschutz- und Artenschutzprogramme
oder konkretisierende Verwaltungsvorschriften wie z.B. auf Bundesebene die
Vollzugshinweise zumArtenschutzrecht.
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110 Siehe hierzuHeugel/Hendrischke, NuL 2006, 456 ff.
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111 Vgl.Heugel/Hendrischke, NuL 2006, 456 (457).
112 Vgl. zur Erstellung von Artenhilfsprogrammen nach §38 Abs. 2 Satz 1 BT-

Drs. 16/12274, S. 66.

5. Internationale Bemühungen

a) Allgemein

Internationale Verpflichtungen bestehen insbesondere aufgrund völkerrecht-
licher Verträge.110 Zu nennen sind hier zunächst globale Übereinkommenwie
über die biologische Vielfalt (Biodiversitätskonvention – CBD, mit Protokollen
über die biologische Sicherheit und den Zugang zu genetischen Ressourcen),
den internationalen Handel mit gefährdeten Arten frei lebender Tiere und
Pflanzen (Washingtoner Artenschutzübereinkommen – CITES), über Feucht-
gebiete, insbesondere als Lebensraum für Wat- und Wasservögel von interna-
tionaler Bedeutung (Ramsar-Konvention) sowie die Abkommen zur Erhaltung
der afrikanisch-eurasischen wandernden Wasservögel (AEWA-Übereinkom-
men) oder wandernden wild lebenden Tierarten (Bonner Konvention – CMS).
Aber auch regionale Übereinkommen sind von Bedeutung, wie über die Er-
haltung der europäischen wild lebenden Pflanzen und Tiere und ihrer natür-
lichen Lebensräume (Berner Konvention) oder der Alpen (Alpenkonvention).

Die genannten Verpflichtungen werden teilweise durch Unionsrechtsakte,
aber auch durch nationales Recht erfüllt. Zum Washingtoner Artenschutz-
übereinkommen erfolgt dies z.B. durch ausdrückliche Bezugnahme in §7
Abs.2 Nr. 19, §48, §54 Abs.3 Nr. 2 und Abs.6 sowie §55 Abs.1. Der Höhlen-
schutz nach §39 Abs.6 setzt das Abkommen zur Erhaltung der europäischen
Fledermauspopulationen (UNEP/EUROBATS) um, der Gebietsschutz nach
§57 die beiden Regionalabkommen zum Schutz der Meeresumwelt des Nord-
ostatlantiks (OSPAR-Übereinkommen) und des Ostseegebiets (Helsinki-
Übereinkommen), die Bekämpfung invasiver Arten nach §40 folgt dem Über-
einkommen über die biologische Vielfalt sowie der Bonner und Berner
Konvention. Weitere Umsetzung erfährt das Naturschutzvölkerrecht u. a. im
ArtSchÜbkG, WildTArtÜbkG, EuLRaumÜbkG, WVögelAbkG, KlWalAbkG,
RobErhÜbkG. Im Landesrecht finden sich dagegen nur vereinzelt internatio-
nale Bezüge (z.B. beimmarinenNaturschutz §24 Abs.4 NatSchAGM-V).

Nicht alle internationalen Vorgaben und Vereinbarungen sind jedoch völker-
rechtlich verbindlich. Daher kommt Abs.5 insbesondere auch dort zum Tra-
gen, wo sich die Vertragsparteien nicht ausdrücklich verpflichten, sondern
lediglich Bemühensklauseln bestehen, nur politisch verbindliche bzw. völker-
rechtlich als soft law zu qualifizierende Beschlüsse von Vertragsstaatenkonfe-
renzen111 existieren. So liegt etwa die Erforderlichkeit von Maßnahmen i.S. v.
Abs. 3 nahe, wenn diese auf internationaler Ebene den Vertragsparteien emp-
fohlen werden.112 Ähnliches gilt für Empfehlungen der Weltnaturschutzunion
(IUCN), der neben Regierungen bzw. Regierungsagenturen wie dem Bundes-
ministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) und
dem Bundesamt für Naturschutz (BfN) auch Nichtregierungsorganisationen
angehören. Als internationale Bemühungen zu unterstützen sind auch natio-
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113 Vgl. Kolodziejcok, in: Kolodziejcok/Endres/Krohn/Markus, NLJ, Kz. 1105, §2
BNatSchGRn.165.

114 Vom 02. 12. 2010, GMBl 1786.
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115 Zu nennen sind hier insbesondere die Kulturlandschaft Oberes Mittelrheintal und
das Gartenreich Dessau-Wörlitz sowie im Bereich der Landschaftsarchitektur die
PreußischenGärten in Potsdam http://www.unesco.de/liste-welterbe.html?&L=0.

nale Strategien, Pläne oder Programme anderer Vertragsstaaten, etwa zur
Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der biologischen Vielfalt nach Art. 6
CBD oder paneuropäische Strategien wie z.B. gegen invasive Arten nach
Art. 8 lit. h CBD unter demDach der Berner Konvention (Art. 3 Abs. 1).

Als Unterstützung kommen u.a. die Vorbereitung, der Abschluss und die
Fortentwicklung von Verwaltungsabkommen sowie ihre Durchführung in Be-
tracht.113 Zu nennen sind hier insbesondere die zahlreichen Ressortabkom-
men über Schutzmaßnahmen im Rahmen der Bonner Konvention, aber auch
die Koordinierung des grenzüberschreitenden Gebietsschutzes (z.B. zum
deutsch-polnischen „Internationalpark Unteres Odertal“). Insbesondere mit
den Staaten Mittel- und Osteuropas bestehen zudem zahlreiche allgemeine
Regierungs- oder Ressortabkommen über die Zusammenarbeit auf dem Ge-
biet des Umweltschutzes. Gleichermaßen sind einseitige Maßnahmen der
Bundes- und Landesverwaltungen zur Flankierung internationaler Natur-
schutzbemühungen möglich, wie der z.B. der Gemeinsame Erlass zur Be-
schaffung von Holzprodukten aus legaler und nachhaltiger Waldbewirtschaf-
tung.114

b) Schutz des Kultur- und Naturerbes

Der Schutz des Kultur- und Naturerbes i. S.d. Welterbekonvention wird vom
Gesetzgeber besonders betont. Es handelt sich hierbei um Güter mit einem
außergewöhnlichen universellen Wert für die gesamte Menschheit. Als Kul-
turerbe gelten nach Art. 1 u. a. gemeinsame Werke von Natur und Mensch
sowie aus ästhetischen Gründen wertvolle Gebiete. Als Naturerbe gelten
nach Art. 2 Naturgebilde, die aus u.a. biologischen Erscheinungsformen oder
-gruppen bestehen, ferner geologische und physiografische Erscheinungsfor-
men und genau abgegrenzte Gebiete, die den Lebensraum für bedrohte Pflan-
zen- und Tierarten bilden, sowie als dritte Kategorie Naturstätten oder genau
abgegrenzte Naturgebiete, die aus wissenschaftlichen Gründen oder wegen
ihrer Erhaltung oder natürlichen Schönheit wertvoll sind. Die Durchführungs-
richtlinien des Übereinkommens regeln die Details seiner Umsetzung.

In die Welterbeliste nach Art. 11 der Konvention sind derzeit für Deutschland
drei Naturerbestätten eingetragen: die Fossilienlagerstätte Grube Messel in
Hessen, seit Juni 2009 auch dasWattenmeer in Niedersachsen und Schleswig-
Holstein sowie seit 2011 die Alten Buchenwälder und Buchenurwälder der
Karpaten und anderer Regionen Europas. Hinzu kommen 43 Kulturerbestät-
ten, von denen einige Natur, Architektur, freie Landschaft und besiedelte
Bereiche vereinen.115 Hierzu zählte auch die seit 2006 als gefährdet gelistete

http://www.unesco.de/liste-welterbe.html?&L=0
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116 Vgl. hierzuWolf, NuR 2008, 311 ff.
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117 Vgl. zum deutsch-niederländischen Wattenmeer das Verwaltungs-Übereinkom-
men über ein Sekretariat für die Zusammenarbeit beim Schutz des Wattenmeers
zwischen dem Ministerium für Umwelt Dänemarks, dem Bundesministerium für
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit der Bundesrepublik Deutschland und
dem Ministerium für Landwirtschaft und Fischereiwesen der Niederlande v.
14. 07. 1987.

118 So hat die Bundesrepublik Deutschland zum 31. 01. 2010 mit Zustimmung der Slo-
wakischen Republik und der Ukraine die Aufnahme der Stätte „Alte Buchenwälder
Deutschlands“ als Erweiterung der slowakisch-ukrainischen Stätte „Buchenurwäl-
der der Karpaten“ bei der UNESCObeantragt.
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Kulturlandschaft Dresdner Elbtal, die im Juni 2009 ihren Welterbe-Status auf-
grund des Bauvorhabens „Waldschlösschenbrücke“ verloren hat.116

Die Stätten sind nicht nur durch den naturschutzrechtlichen Gebietsschutz
(§§22 ff.), sondern auch sonstige Instrumente, etwa des Denkmalrechts, zu
schützen. Die internationalen Bemühungen zur Erhaltung des Welterbes wer-
den u.a. durch Vernetzung und Kooperation bei der Aufklärung nach Abs.6
sowie einer gemeinsamen Nominierung und anschließenden Koordinierung
der Verwaltung grenzüberschreitender Stätten117 unterstützt. Besondere Be-
deutung hat dies im Falle einer sog. „seriellen Naturerbestätte“, die aus meh-
reren geografisch getrennten Komponenten besteht.118

VII. Naturschutzinformation, -bildung und -erziehung
(Absatz 6)

1. Förderung des allgemeinen Verständnisses (Satz 1)

Abs.6 Satz 1 entspricht nahezu wortgleich dem nach landesrechtlichem Vor-
bild (§1 Abs. 3 Nr. 20 ThürNatG, §2 Abs.3 SächsNatSchG a.F.) formulierten
Grundsatz des §2 Absatz 1 Nr. 15 Satz 1 a.F., stellt die Regelung nun aber
zutreffender in den Kontext der Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes
und der Landschaftspflege. Das allgemeine Interesse und Verständnis der
Bevölkerung für diese Ziele ist zu wecken und vertiefen, um das kollektive
und individuelle Bewusstsein für einen verantwortungsvollen Umgang mit
Natur und Landschaft zu stärken, damit jeder nach Absatz 1 zur Verwirk-
lichung der Ziele beitragen kann. Die Vorschrift soll aber auch in der Öffent-
lichkeit die generelle Akzeptanz der Staatsaufgabe Naturschutz und Land-
schaftspflege erhöhen sowie die Unterstützung für Entscheidungen der dafür
zuständigen Behörden verbessern. Zugleich dient sie der Umsetzung völker-
rechtlicher Vorgaben zur Aufklärung und Bewusstseinsbildung in der Öffent-
lichkeit, etwa nach Art. 13 der CBD, Art. 27 Abs. 2 des Welterbeübereinkom-
mens oder Art. 3 Abs. 3 der Berner Konvention.

Geeignete Mittel zur Förderung des Verständnisses und der Sensibilität sind
insbesondere die Unterrichtung und Aufklärung der Öffentlichkeit über Ziele,
Rechtsgrundlagen und bedeutsame Maßnahmen des Naturschutzes und der
Landschaftspflege. In Betracht kommt hierzu nicht nur der frühzeitige Aus-
tausch im Einzelfall nach §3 Abs.6, sondern insbesondere auch die Umwelt-
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119 Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BNatSchG, §6 Rn. 13.

kommunikation und -bildung, etwa durch allgemeine Öffentlichkeitsarbeit
oder fachliche Information. Die Aufgabe wird u.a. wahrgenommen durch Be-
hörden, Dienste, Beiräte, Fonds und Akademien (siehe Rn.68 ff.) sowie die
sonstigen in Satz 2 ausdrücklich verpflichteten Erziehungs-, Bildungs- und
Informationsträger.

Flankierende Regelungen enthält das Gesetz u.a. zu Naturerfahrungsräumen
(§1 Abs.6), demNaturerlebnis in Nationalparken (§24 Abs.2), der Bildung für
nachhaltige Entwicklung in Biosphärenreservaten (§25 Abs.2), den Informa-
tionspflichten von Zoos (§42 Abs.3 Nr. 6) sowie zum Naturerleben im Rahmen
der Erholung (§1 Abs.4 Nr. 2, §7 Abs. 1 Nr. 3).

2. Erziehungs-, Bildungs- und Informationsträger (Satz 2)

Satz 2 überführt den Regelungsauftrag des §6 Abs.3 Satz 3 a.F. sprachlich
leicht gestrafft in eine unmittelbar geltende Bundesregelung. Anknüpfend an
die in Satz 1 genannte Verpflichtung zur Förderung des allgemeinen Ver-
ständnisses für die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege enthält
Satz 2 einen diesbezüglichen Auftrag an die Erziehungs-, Bildungs- und Infor-
mationsträger. Sie sind hiernach insbesondere verpflichtet, die Bevölkerung
– d.h. nicht nur Kinder und Jugendliche, sondern auch Erwachsene – über die
Bedeutung von Natur und Landschaft, insbesondere die Leistungen des Na-
turhaushalts aufzuklären, um die allgemeine Wertschätzung für diese Schutz-
güter zu erhöhen. Hierzu sind Grundlagen der Ökologie und der ökologischen
Zusammenhänge zu vermitteln und Natur und Landschaft als Lern- und Er-
lebnisort zu öffnen (z.B. durch Waldkindergärten, ökologische Schulland-
heime oder Naturlehrpfade).

Neu aufgenommen wurde die Aufklärung über die Bewirtschaftung und Nut-
zung von Natur und Landschaft. Diese sind zwar als solche keine Ziele i. S. v.
§1, ihre Einbeziehung kann aber gleichwohl – etwa unter dem Aspekt der
dauerhaften Sicherung der Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen Nut-
zungsfähigkeit der Naturgüter – dazu dienen, das Bewusstsein für einen
pfleglichen und sparsamen Umgangmit Natur und Landschaft zu wecken, der
sich am Leitbild der nachhaltigen Entwicklung i.S.d. Agenda 21 sowie der
Biodiversitätskonvention orientiert. Dies gilt insbesondere vor dem Hinter-
grund, dass ein großer Teil des Rückgangs der biologischen Vielfalt nutzungs-
bedingt ist. Notwendig sind daher auch Angebote über die ökologischen,
ökonomischen und gesellschaftlichen Auswirkungen des menschlichen Han-
delns auf Natur und Landschaft (vgl. §1c Satz 3 BbgNatSchG), die Möglich-
keiten zum Interessenausgleich zwischen unterschiedlichen Ansprüchen an
Schutz und Nutzung sowie über ein natur- und landschaftsverträglich ausge-
staltetes Natur- und Freizeiterleben (vgl. §2d Satz 3 LGNW).

Die Aufklärung kann in ihrer Breite nur bewältigt werden, wenn sämtliche
Akteure, auch außerhalb der Naturschutzverwaltung, eingebunden wer-
den.119 Im Rahmen ihrer Zuständigkeiten sind daher alle Erziehungs-, Bil-
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ßerschmidt, BNatSchG, §2 Rn. 58; Kolodziejcok, in: Kolodziejcok/Endres/Krohn/
Markus, NLJ, Kz. 1117, §6 BNatSchGRn.46.
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123 Tausch, BayNatSchG, Art. 2 Rn. 13.

dungs- und Informationsträger verpflichtet. Hierzu zählen neben den Schu-
len insbesondere Einrichtungen der vorschulischen Erziehung und Bildung
(Kindertageseinrichtungen, Elementarbildung), der beruflichen Bildung und
Weiterbildung, Hochschulbildung (wissenschaftliche Lehre) und Erwachse-
nenbildung (z.B. interkulturelle Bildung) bis hin zur Jugendhilfe nach §1
Abs.3 SGB VIII oder gar dem Maßregel-, Zuchtmittel- und Strafvollzug (vgl.
§5 JGG). Informationsträger sind alle Vermittler von Informationen120, u. a.
Museen oder Rundfunkanstalten121, die im Rahmen allgemeiner Gesetze
ihren Programmauftrag erfüllen.

Satz 2 bezieht sich auf alle Ebenen, also von der lokalen bis zur internationa-
len Ebene. Angesprochen sind z.B. nicht nur die Länder mit ihren Natur-
schutzzentren und -akademien, sondern nun auch der Bund, etwa das BfN mit
seiner internationalen Naturschutzakademie. Soweit Gemeinden und Ge-
meindeverbände Träger sind, obliegen ihnen die Aufgaben nach §3 Abs.7
jedoch nur, wenn sie durch Landesrecht übertragenwerden.

Verpflichtet sind nur öffentlich-rechtlich eingebundene Träger122, denn wie
die rahmenrechtliche Vorgängervorschrift §6 Abs. 3 Satz 3 a.F. steht die Rege-
lung überwiegend im Kontext von Aufgaben und Verpflichtungen, die allein
Behörden treffen, was auch der Ebenenbezug im Wortlaut nahelegt. Dement-
sprechend nahm das nun abgelöste Landesrecht die Träger überwiegend „im
Rahmen ihrer Zuständigkeit“ in die Pflicht, was nur bei Behörden und öffent-
lichen Stellen sinnhaft ist. Nur in einem Fall wurden private Träger adressiert,
dies jedoch als Soll-Vorschrift (§11 Abs.1 NatSchG BW), in einem anderen
Fall wurde die Regelung als bloße Aufforderung ausgestaltet (Art. 2 Abs. 3
BayNatSchG, vgl. §2c Abs. 1 Satz 2NatSchGBln a.F.).

Private Informationsträger, wie z.B. die Presse, werden damit nicht verpflich-
tet. Viele Naturschutzvereinigungen nehmen aber freiwillig nach ihren Sat-
zungen in großem Umfang Aufgaben nach Abs.6 wahr. Andere juristische
Personen des Privatrechts können zumindest über Zuwendungsbedingungen
oder sonstige Beteiligungs- oder Finanzierungsvorbehalte dazu angehalten
werden.123
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* Beachte bei §3 Abs. 3: Schleswig-Holstein – Abweichung durch §2 Abs. 6
LNatSchG SH v. 24. 02. 2010 (GVOBl. Schl.-H. S. 301) m.W.v. 01. 03. 2010 (vgl.
BGBl. I 2010, S. 450).
§3 Abs. 2 i. d. F. d. G v. 29. 07. 2009 I 2542: Baden-Württemberg – Abweichung
durch §4 des Gesetzes des Landes Baden-Württemberg zum Schutz der Natur und
zur Pflege der Landschaft (NatSchG) v. 23. 06. 2015 (GBl. BW 2015, S. 585), geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. 11. 2017 (GBl. BW 2017, S. 597, ber. S. 643,
ber. 2018 S. 4), m.W.v. 14. 07. 2015 (vgl. BGBl. I 2018, 533).
(…)
§3 Abs. 4 i. d. F. d. G v. 29. 07. 2009 I 2542: Bayern – Abweichung durch Art. 5 Abs. 2
des Bayerischen Naturschutzgesetzes (BayNatSchG) v. 23. 02. 2011 (GVBl S. 82,
BayRS 791-1-UG)m.W.v. 01. 03. 2011 (vgl. BGBl. I 2011, 365).
§3 Abs. 4 i. d. F. d. G v. 29. 07. 2009 I 2542: Baden-Württemberg – Abweichung
durch §65 desGesetzes des Landes Baden-Württemberg zum Schutz der Natur und
zur Pflege der Landschaft (NatSchG) v. 23. 06. 2015 (GBl. BW 2015, S. 585), geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. 11. 2017 (GBl. BW 2017, S. 597), ber.
S. 643, ber. 2018 S. 4, m.W.v. 14. 07. 2015 (vgl. BGBl. I 2018, 533).

§3
Zuständigkeiten, Aufgaben und Befugnisse, vertragliche

Vereinbarungen, Zusammenarbeit der Behörden*

(1) Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden im
Sinne dieses Gesetzes sind

1. die nach Landesrecht für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen
Behörden oder

2. das Bundesamt für Naturschutz, soweit ihm nach diesem Gesetz Zustän-
digkeiten zugewiesenwerden.

(2) Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden über-
wachen die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes und der auf Grund
dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften und treffen nach pflichtgemäßem
Ermessen die im Einzelfall erforderlichenMaßnahmen, um deren Einhaltung
sicherzustellen, soweit nichts anderes bestimmt ist.

(3) Bei Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege soll vor-
rangig geprüft werden, ob der Zweck mit angemessenem Aufwand auch
durch vertragliche Vereinbarungen erreicht werden kann.

(4) 1Mit der Ausführung landschaftspflegerischer und -gestalterischer Maß-
nahmen sollen die zuständigen Behörden nach Möglichkeit land- und forst-
wirtschaftliche Betriebe, Vereinigungen, in denenGemeinden oder Gemein-
deverbände,LandwirteundVereinigungen,die imSchwerpunkt dieZiele des
Naturschutzes und der Landschaftspflege fördern, gleichberechtigt vertreten
sind (Landschaftspflegeverbände), anerkannte Naturschutzvereinigungen
oder Träger von Naturparken beauftragen. 2Hoheitliche Befugnisse können
nichtübertragenwerden.

(5) 1Die Behörden des Bundes und der Länder haben die für Naturschutz und
Landschaftspflege zuständigen Behörden bereits bei der Vorbereitung aller
öffentlichen Planungen und Maßnahmen, die die Belange des Naturschutzes
und der Landschaftspflege berühren können, hierüber zu unterrichten und
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ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, soweit nicht eine weiter ge-
hende Form der Beteiligung vorgesehen ist. 2Die Beteiligungspflicht nach
Satz 1 gilt für die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behör-
den entsprechend, soweit Planungen undMaßnahmen desNaturschutzes und
der Landschaftspflege den Aufgabenbereich anderer Behörden berühren
können.

(6) Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden ge-
währleisten einen frühzeitigen Austausch mit Betroffenen und der interes-
siertenÖffentlichkeit über ihre Planungen undMaßnahmen.

(7) Aufgaben nach diesem Gesetz obliegen einer Gemeinde oder einem Ge-
meindeverband nur, wenn der Gemeinde oder dem Gemeindeverband die
Aufgaben durch Landesrecht übertragenworden sind.
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I. Überblick

§3 regelt die Grundlagen des Verwaltungshandelns im Naturschutz und der
Landschaftspflege. Bislang in §§2, 6 und 8 a.F. verstreute Regelungenwerden
gebündelt, unmittelbar geltend formuliert und insbesondere mit Abs. 4 und 7
durch weitere Aspekte ergänzt. In Abs. 1 werden die zuständigen Natur-
schutzbehörden im Sinne des Gesetzes definiert, in Abs. 2 deren allgemeine
Aufgaben und ordnungsrechtliche Befugnisse. §3 ist aber auch Ausdruck des
umweltpolitischen Kooperationsprinzips, wonach der Staat mit den Betroffe-
nen und interessierten gesellschaftlichen Kräften zusammenarbeitet und die
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Ziele des §1 innerhalb der rechtlichen Grenzen möglichst einvernehmlich
verwirklicht1: Abs. 3 fordert insoweit die Prüfung vertraglicher Vereinbarun-
gen als Alternative zu hoheitlichen Maßnahmen, Abs. 4 regelt die Beauftra-
gung verschiedener Akteure mit Maßnahmen der Landschaftspflege. Auch
die frühzeitige Behördenbeteiligung (Abs.5) und der Austausch mit Betroffe-
nen und der interessierten Öffentlichkeit (Abs. 6) betonen den kooperativen
Naturschutz. Abs. 7 stellt abschließend aus verfassungsrechtlichen Gründen
klar, dass keine Aufgaben direkt an Kommunen übertragenwerden.

Die Regelungen zum Verwaltungsverfahren in Abs. 3, 5 und 6 finden bei
verfassungskonformer Auslegung keine Anwendung auf Maßnahmen zur
Durchführung landesrechtlicher Vorschriften, unabhängig davon, ob diese als
Abweichung i.S. v. Art. 72 Abs. 3 GG oder im Rahmen von Öffnungsklauseln
erlassen werden. Insoweit gelten ausschließlich die Verwaltungsverfahrens-
gesetze der Länder (§1 Abs. 2 VwVfG), soweit nicht die Landesnaturschutzge-
setze ergänzende Vorschriften enthalten. Zudem bestehen umfassende Ab-
weichungsmöglichkeiten der Länder (Art. 84 Abs. 1 GG).

II. Naturschutzbehörden (Abs. 1)

1. Allgemeines

Das Gesetz verwendet in den Zuständigkeits-, Verfahrens- und Befugnisnor-
men verschiedenste Behördenbezeichnungen. Unbestimmt als „zuständige
Behörde“ werden alle Behörden benannt, die die jeweiligen Vorschriften
vollziehen (vgl. §§6, 15, 17, 34, 40, 42, 44). Dies können Naturschutzbehörden
sein, aber auch sonstige Fachbehörden des Bundes und der Länder, die z.B.
über die Zulassung eines Eingriffs oder eines Projekts entscheiden. Der bereits
in der alten Fassung häufig verwendete der Begriff der „für Naturschutz und
Landschaftspflege zuständigen Behörden“ dient der Abgrenzung der „Natur-
schutzbehörden“ (vgl. §65 Abs.3) gegenüber diesen sonstigen bzw. anderen
„fachlich zuständigen Behörden“ (vgl. §17 Abs.2).

Die mit Abs. 1 erstmals aufgenommene, teilweise tautologisch anmutende Le-
galdefinition ist insbesondere vor dem Hintergrund zu sehen, dass dem BfN
nun weitere Aufgaben übertragen werden (§58 Abs.1) und die für Landesbe-
hörden geltenden allgemeinen Befugnisse und Verpflichtungen, wie z.B.
nach §3 Abs.2, 5 und 6, gleichermaßen für das BfN gelten müssen, was bisher
im Rahmen der Aufgaben nach §38 sowie §§48 ff. a.F. nicht der Fall war.

2. Landesbehörden

Behörden im Sinne der Nr. 1 sind nicht bereits alle Landesbehörden, die für
den Vollzug einer auf der Grundlage des Art. 74 Abs. 1 Nr. 29 GG erlassenen
Vorschrift zuständig sind oder eine Vorschrift des Gesetzes oder eine auf
dessen Grundlage erlassene Vorschrift durchführen. Die gesetzliche Unter-
scheidung zu den sonstigen „zuständigen Behörden“ sowie das restriktive
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2 Siehe hierzuKrohn, in: Schlacke (Hrsg.), GK-BNatSchG, 2.Aufl. 2016, § 3 Rn. 3.
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3 Kopp/Ramsauer, VwVfG, 16.Aufl., 2015, §1 Rn. 56 a.
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4 Diese untergesetzliche Maßstabsbildung ist auf längere Sicht von zunehmender
Bedeutung, vgl. BVerfG, Beschl. v, 23. 10. 2018 – 1 BvR 2523/13, NVwZ 2019, 52,
Rn. 24.
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Begriffsverständnis auf Bundesebene – Nr. 2 nennt allein das BfN – deuten
vielmehr darauf hin, dass die „nach Landesrecht für Naturschutz und Land-
schaftspflege zuständigen Behörden“ vielmehr solche der Naturschutzverwal-
tung im engeren Sinne sind, die in der Regel bzw. überwiegend Naturschutz-
recht vollziehen. Hierzu zählen die Naturschutzbehörden, in einem Land als
Landschaftsbehörden bezeichnet (§8 LG NW), nicht hingegen andere Fach-
verwaltungenwie z.B. Forst- oder Fischereibehörden.

Der Bund hat von seiner Möglichkeit zur Regelung der Einrichtung von Lan-
desbehörden für Naturschutz und Landschaftspflege nach Art. 84 Abs. 1 Satz 2
GG bislang keinen Gebrauch gemacht. Eine entsprechende Zuständigkeit
ergibt sich daher nur aus landesrechtlichen Bestimmungen, wobei diese bis-
lang nicht unmittelbar an die bundesrechtliche Terminologie des Absatzes 1
anknüpfen.

a) Allgemeine Naturschutzverwaltung

Die Naturschutzverwaltung der Flächenländer in Deutschland ist überwie-
gend in einer dreistufigen Hierarchie von sog. obersten, oberen (bzw. höhe-
ren) und unteren Behörden aufgebaut, in den Stadtstaaten, im Saarland, in
Brandenburg undNiedersachsen dagegen nur zweistufig ohneMittelinstanz2

Die Landesregierungen werden in den Naturschutzgesetzen der Länder nicht
ausdrücklich als Naturschutzbehörden bezeichnet. Dennoch nehmen sie in
vielen Ländern in bestimmten Fällen öffentliche Verwaltungsaufgaben des
Naturschutzes und der Landschaftspflege wahr und sind damit als Behörden3

nach §1 Abs.4 VwVfG zuständig i. S. v. Abs. 1. Dies gilt insbesondere bei der
Auswahl von Gebieten gemeinschaftlicher Bedeutung (§36 Abs.2 NatSchG
BW, §14 BbgNatSchAG, §21 NatSchAG M-V, §22 LNatSchG SH) aber auch
beim Erlass von Rechtsverordnungen über Nationalparke (z.B. §12 HAGB-
NatSchG, §18 LNatSchGRP).

Oberste Naturschutzbehörde ist das zuständige Ministerium bzw. in den Frei-
staaten Staatsministerium (Art. 43 Abs. 2 Nr. 1 BayNatSchG, §46 Abs.1 Sächs-
NatSchG), in den Stadtstaaten als Mitglied des Senats (§3 Abs. 1
NatSchGBln), Senator (§1 BremNatG) oder schlicht Behörde (HmbBNat-
SchAG) bezeichnet. Die oberste Behörde übt landesweit die Fachaufsicht über
die ihr nachgeordneten Naturschutzbehörden aus, erlässt Rechtsverordnun-
gen und Verwaltungsvorschriften4 und ist zuständig für die Anerkennung von
Vereinen, die Aufstellung von Landschaftsprogrammen und die Ausweisung
unterschiedlicher Großschutzgebiete.

Obere Naturschutzbehörden sind die jeweiligen meist für einen bestimmten
Teil des Landes örtlich zuständigen Mittelinstanzen: Regierungspräsidien
(§60 NatSchG BW, §1 Abs.2 HAGBNatSchG), Regierungen (Art. 43 Abs. 2
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Nr.2 BayNatSchG), Bezirksregierungen (§8 LG NW), Landesdirektionen (§46
Abs.1 SächsNatSchG) sowie Struktur- und Genehmigungsdirektionen (§42
LNatSchG RP) oder zentral das Landesverwaltungsamt (§1 Abs.1 Nr. 2
NatSchG LSA, §36 ThürNatG) bzw. Landesamt (§1 Abs.3 Nr. 2 NatSchAG
M-V, §2 LNatSchG SH). Die obere Behörde übt die Fachaufsicht über die ihr
nachgeordnete untere Naturschutzbehörde aus, stellt in der Regel den Land-
schaftsrahmenplan auf, erteilt bestimmte Befreiungen oder Ausnahmen und
ist zuständig für die Ausweisung verschiedener Schutzgebiete sowie die Ge-
nehmigung des Ausbringens von Tieren und Pflanzen.

Untere Naturschutzbehörden sind – mit Ausnahme des saarländischen Land-
esamts (§47 SNG) – die (Land-)Kreise und kreisfreien Städte (§30 BbgNat-
SchAG, §31 NAGBNatSchG, §8 LG NW, §1 NatSchG LSA, §36 ThürNatG,
§46 Abs.1 SächsNatSchG) bzw. genauer die Kreis- oder Stadtverwaltungen
(§42 LNatSchG RP), Kreisverwaltungsbehörden (Art. 43 Abs. 2 Nr. 2 Bay-
NatSchG), unteren Verwaltungsbehörden (§60 NatSchG BW), Landräte und
(Ober-)Bürgermeister (§1 NatSchAG M-V, §2 LNatSchG SH), Kreisaus-
schüsse und Magistrate (§1 Abs. 3 HAGBNatSchG, §1 BremNatG) oder Be-
zirksämter (§3 NatSchG Bln). Soweit nichts anderes bestimmt ist, sind die
unteren Naturschutzbehörden zuständig. Einige Landesgesetze beziehen
diese Auffangzuständigkeit sinnvollerweise auf den Vollzug des gesamten
Naturschutzrechts (§32 NAGBNatSchG, §72 NatSchG BW), die meisten da-
gegen nur auf das BNatSchG und Landesnaturschutzgesetz.

b) Sonstige Landeseinrichtungen

Neben den obersten, oberen und unteren Naturschutzbehörden bestehen in
den Ländern verschiedene Sonderbehörden. So nehmen z.B. in Großschutz-
gebieten staatlicheNationalpark- und Biosphärenreservatsverwaltungen die
Aufgaben der unteren, teilweise auch der oberen Naturschutzbehörde wahr
(vgl. z.B., §1 Abs. 3 Nr. 3 NatSchAG M-V, §50 LNatSchG S-H). Die Fachbe-
hörden für Naturschutz und Landschaftspflege (Landesämter oder -anstalten)
erfüllen als zentrale Landesoberbehörden überwiegend beratende, unterstüt-
zende und wissenschaftliche, teilweise aber auch vollziehende Aufgaben
(§§61, 62 NatSchG BW, Art. 46 BayNatSchG, §30, 32 BbgNatSchAG, §14 LG
NW, §47 LNatSchG RP, §46 Abs.2 SächsNatSchG, §37 ThürNatG, §33
NAGBNatSchG, §2NatSchG LSA).

Keine eigenständige Behörde ist hingegen der Naturschutzdienst (§68 f.
NatSchG BW, §24 Abs.4 HmbBNatSchAG, §43 SächsNatSchG, §45
LNatSchG SH) bzw. die Naturschutzwacht (Art. 49 BayNatSchG, §49
NatSchGBln, §36 BremNatG, §25 HAGBNatSchG), Landschaftswacht (§35
NAGBNatSchG, §13 LG NW) oder Naturwacht (§46 SNG), deren haupt- oder
ehrenamtliche Hilfskräfte im Außendienst insbesondere für Überwachung
und Aufklärung der Öffentlichkeit vor Ort zuständig sind. Ebenso wenig
unterfallen dem Abs.1 Beauftragte und Beiräte (§31 NatSchAG M-V, §34
NAGBNatSchG, §37 LNatSchG RP, §§42, 43 SächsNatSchG, §3 NatSchG
LSA, anders dagegen §61 NatSchG BW), die ihren Sachverstand auf den
verschiedenen Verwaltungsebenen beratend einbringen, sowie Fonds (z.B.
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5 Verkündet als Art. 1 des Gesetzes über die Errichtung eines Bundesamtes für Na-
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06. 08. 1993 (BGBl. I S. 1458).
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§65 NatSchG BW, Art. 50 BayNatSchG, §33 BbgNatSchAG, §37 NatSchAG
M-V, §41 LNatSchG RP, §45 SächsNatSchG, §57 NatSchG S-H, §38 Thür-
NatG), die als rechtsfähige Stiftungen des öffentlichen Rechts u. a. aus Mitteln
der Ersatzzahlungen die zivilrechtliche Sicherung von Grundstücken für Na-
turschutzzwecke sowie Schutz-, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen för-
dern oder selbst durchführen.

3. Bundesbehörden

Der Vollzug des Naturschutzrechts erfolgt zwar i. d.R. durch die Länder als
eigene Angelegenheit (Art. 83 GG). Ausnahmen bestehen aber insbesondere
beimArtenschutz undMeeresnaturschutz.

a) Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Das BfN ist eine selbstständige Bundesoberbehörde i. S. v. Art. 87 Abs. 3 Satz 1
GG im Geschäftsbereich des BMU, die zentral wahrzunehmende Aufgaben
auf dem Gebiet des Naturschutzes und der Landschaftspflege ohne Mittel-
und Unterbau erfüllt. Das BfN erledigt Verwaltungsaufgaben des Bundes,
unterstützt das BMU fachlich und wissenschaftlich und betreibt Forschung.
Allgemeine Rechtsgrundlage für die Arbeit des Amtes ist das Gesetz über die
Errichtung eines Bundesamtes für Naturschutz.5

Umfangreiche bundesgesetzliche Zuweisungen von Verwaltungsaufgaben an
das BfN finden sich insbesondere zur Umsetzung des Washingtoner Arten-
schutzübereinkommens bei Ein- und Ausfuhr von Tieren und Pflanzen (§§45
Abs.7, 8, 48 Abs. 1 Nr. 2 und Abs.2, §50 Abs.1 Satz 1) sowie zum Vollzug des
Naturschutzrechts im Bereich der ausschließlichen Wirtschaftszone oder des
Festlandsockels (§56a Abs.1 und 3, §57 Abs.1 Satz 1, §58 Abs.1 Satz 1).
Ferner nimmt das BfNAufgaben des Bundes auf demGebiet der Beobachtung
von Natur und Landschaft wahr (§6 Abs.5) und genehmigt das Ausbringen
von im Inland noch nicht vorkommenden Pflanzen gebietsfremder Arten
sowie von Tieren in der freienNatur (§40 Abs.2).

Als die „für Naturschutz und Landschaftspflege zuständige Behörde“ im
Sinne des BNatSchG handelt das Amt nur, soweit ihm „nach diesem Gesetz“
Zuständigkeiten zugewiesen werden. Der Vollzug der aufgrund dieses Geset-
zes erlassenen Vorschriften ist von den gesetzlichen Aufgabezuweisungen
umfasst, z.B. hinsichtlich der verschiedenen Verordnungen zur Festsetzung
von Naturschutzgebieten in der AWZ (§58 Abs.1 Satz 1 BNatSchG). Anders
verhält es sich dagegen bei Zuweisungen in anderen Gesetzen, wie bei der
Erteilung von Ausnahmen von dem Verbot der Entnahme bestimmter Tier-
und Pflanzenarten aus der Natur nach den originären Zuweisungen des Art. 3
Abs. 2 EuLRaumÜbkG, Art. 3 Abs. 2 WildTArtÜbkG, Art. 3 Abs. 2 WVögel
AbkG, Art. 3 Abs. 2 RobErhÜbkG, Art. 2 KlWalAbkG.
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6 Vgl. hierzuHendrischke, Gesetz über die Errichtung eines Bundesamtes für Natur-
schutz, Kommentar, in: Das Deutsche Bundesrecht, Loseblattsammlung, IL 81
m.w.N.

20

b) Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit
(BMU)

Auch das BMU nimmt innerhalb der Bundesregierung als oberste Behörde
Aufgaben des Naturschutzes und der Landschaftspflege wahr. Hierzu zählen
insbesondere die Erarbeitung von Gesetzesvorlagen (Art. 76 i.V.m. Art. 65
GG) sowie der Erlass von Rechtsverordnungen nach Art. 80 GG (vgl. z.B. § 9
Abs. 3 Satz 3, §15 Abs.7, §§54, 55), die Pflege der Beziehungen zu auswärti-
gen Staaten nach Art. 32 GG (vgl. §48 Abs.1 Nr. 1) sowie die Bundesaufsicht
nach Art. 84 Abs. 3 Satz 1 GG. Daneben bestehen einfachgesetzliche Aufga-
ben, z.B. Unterrichtung der Kommission bei Natura 2000 (§§32 Abs.1 Satz 3
und 4, §34 Abs.4 Satz 2, §34 Abs.5 Satz 2), Mitteilungen, Bekanntmachungen
und Anerkennungen bei Ein- und Ausfuhr von Tieren und Pflanzen (§7
Abs.4, §48 Abs.1 Nr. 1, §49 Abs.3, §51 Abs.1 Satz 2) sowie die Erklärung von
Meeresgebieten zu geschützten Teilen von Natur und Landschaft (§ 57
Abs.2).

Ausgehend von der Grundregel des Art. 83 GG, dass die Ausführung der
Bundesgesetze durch die Länder erfolgt, ist die Zugriffsmöglichkeit des Bun-
des auf Verwaltungskompetenzen im Bereich Naturschutz und Landschafts-
pflege durch die in Art. 87 Abs. 3 Satz 1 GG genannten Verwaltungsformen
wie die Ausführung durch selbstständige Bundesoberbehörden begrenzt.
Sonstige dort nicht genannte Formen, wie die bundeseigene unmittelbare
Ministerialverwaltung (außerhalb der Regierungstätigkeit), sind damit unzu-
lässig6 bzw. zumindest verfassungsrechtlich angreifbar. Dementsprechend
benennt Abs. 1 das BMU nicht als zuständige Naturschutzbehörde mit der
Folge, dass bei Maßnahmen sonstiger oberster Bundesbehörden aus §3 Abs.5
Satz 1 keine Pflicht zur Beteiligung des BMU resultiert. Zudem findet die
Pflicht zu Gewährleistung eines frühzeitigen Austauschs mit Betroffenen und
der interessierten Öffentlichkeit über Planungen und Maßnahmen nach §3
Abs.6 keine Anwendung. Diese Defizite werden aber teilweise durch ver-
schiedene binnenrechtliche Sondervorschriften (z.B. §§19, 26, 45 ff. GGO)
ausgeglichen.

c) Sonstige Bundeseinrichtungen

Dem Umweltbundesamt (UBA) ist auf dem Gebiet der Umwelt der mediale
bzw. abiotische Ressourcenschutz zugewiesen. Dies umfasst insbesondere
Angelegenheiten des Immissions- und Bodenschutzes, der Abfall- und Was-
serwirtschaft sowie gesundheitliche Belange (§2 Abs.1 UBAG). Im BNatSchG
werden dem UBA keine Zuständigkeiten zugewiesen. Soweit sich bei der
Aufgabenwahrnehmung unmittelbare Bezüge zu Naturschutz und Land-
schaftspflege ergeben, ist in der Regel ein Einvernehmen des BfN vorgesehen
(siehe Rn.152). Beteiligungserfordernisse im Verhältnis zur dritten Bundes-
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7 Gesetz zur Errichtung einer Stiftung „Deutsche Bundesstiftung Umwelt“ v.
18. 07. 1990 (BGBl. I S. 1448).

8 Erlass über die Einrichtung eines Sachverständigenrates für Umweltfragen bei dem
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit v. 01. 03. 2005
(GMBl. 2005, Nr. 31, S. 662 f.).

22

23

9 Vgl. BVerwG, Urt. v. 12. 02. 1988 – 4NB 4/88, Buchholz 310 §47 VwGONr. 22.

oberbehörde im Geschäftsbereich des BMU, dem Bundesamt für Strahlen-
schutz (BfS), sind gesetzlich nicht vorgesehen.

Keine Bundesbehörde ist die durch Gesetz7 errichtete Deutsche Bundesstif-
tung Umwelt (DBU), die als rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts u. a.
Naturschutzvorhaben mit herausragender gesamtstaatlicher Bedeutung för-
dert, ebenso wenig der per Erlass8 beim BMU eingerichtete – aber unabhän-
gige – Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) sowie weitere wissen-
schaftliche und fachliche Beiräte, die bei der Bundesregierung, dem BMU
oder BfN etwa zu globalen Umweltveränderungen, zum Themenfeld Sport
oder zumArtenschutz gebildet wurden.

III. Aufgaben und Befugnisse (Abs. 2)

1. Allgemeines

Zur Durchsetzung des Naturschutzrechts reichen präventive Verbote im Rah-
men von Zulassungsverfahren allein nicht aus. Um Vollzugsdefizite zu ver-
meiden bzw. zu verringern, bestimmt Abs.2 anknüpfend an die rahmenrecht-
liche Aufgabenzuweisung des §6 Abs.1 a.F. nun unmittelbar geltend zu-
nächst in Halbs. 1 als Grundsatz die Zuständigkeit der Naturschutzbehörden
für die Überwachung und Durchsetzung des BNatSchG und auf dessen
Grundlage erlassener Vorschriften. Die neue als Generalklausel ausgestaltete
Befugnisnorm des Halbs. 2 ermächtigt die Behörden zu den hierzu erforder-
lichen Maßnahmen. Die entsprechende Differenzierung ist geboten, da die
Aufgabenzuweisung keine ausreichende Grundlage für den Bürger belas-
tende Eingriffe bildet.

Die gesamte Regelung bezieht sich ausschließlich auf die für Naturschutz und
Landschaftspflege zuständigen Behörden im Sinne des Abs. 1. Soweit sonstige
Behörden Naturschutzrecht vollziehen, sind diese auf andere spezialgesetzli-
che Ermächtigungsgrundlagen angewiesen. Auch wenn nun nicht mehr um-
fassend wie in §6 Abs.1 a.F. die gesamte „Durchführung“ des Gesetzes den
Naturschutzbehörden übertragen wird, verdeutlicht die Vorschrift nach wie
vor, dass die Wahrnehmung der im BNatSchG genannten Belange grundsätz-
lich eine Aufgabe der Naturschutzbehörden ist9 und auf Bundes- und Landes-
ebene Behörden für Naturschutz und Landschaftspflege einzurichten sind
(vgl. Art. 84 Abs. 1 Satz 2 und Art. 87 Abs. 3 Satz 2 GG). Nach Landesrecht
können an private Vereinigungen zwar verschiedene Aufgaben, nicht jedoch
hoheitliche Befugnisse übertragenwerden (siehe Rn.126).
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10 Vgl.Gassner, in: Gassner/Schmidt-Räntsch/Bendomir-Kahlo, BNatSchG, §6 Rn. 4.

26

11 Vgl. Blum/Agena/Franke, NNG, §55 Rn. 3; Krohn, in: Schlacke (Hrsg.), GK-
BNatSchG, 2.Aufl. 2016, § 3 Rn. 9.

2. Überwachungsaufgaben

Abs.2 definiert im Halbs. 1 die Überwachung des Bundesnaturschutzrechts
entsprechend Art. 20a GG als Aufgabe der öffentlichen Verwaltung und be-
stimmt die sachliche Zuständigkeit der Behörden für Naturschutz und Land-
schaftspflege als Sonderordnungsbehörden. Instanzielle Vorgaben, auf wel-
cher Verwaltungsstufe die Aufgabe wahrgenommen wird, bleiben ebenso
dem Landesrecht vorbehalten wie Vorgaben zur Verbandszuständigkeit
staatlicher oder kommunaler Verwaltungsträger (vgl. Abs. 7).

a) Einhaltung der Vorschriften

Die Naturschutzbehörden haben die Einhaltung der Vorschriften, d.h. die
Erfüllung der danach bestehenden Verpflichtungen, zu überwachen. Einzu-
halten sind Vorschriften, die Rechtspflichten und Form verbindlicher Ge- oder
Verbote (vgl. §67 Abs.1) begründen (siehe Rn.30). Die Aufgabenzuweisung
bezieht sich nur auf die in diesem Gesetz enthaltenen oder auf Grund dieses
Gesetzes – insbesondere in Unterschutzstellungen nach §22 Abs.2 (z.B.
Rechtsverordnungen und Satzungen) – erlassenen Vorschriften, einschließlich
konkretisierender behördlicher Anordnungen und Verfügungen. Anders als
teilweise nach Landesrecht (z.B. §9 Abs. 1 LG NW, §2 Abs.1 Satz 2 NAGB-
NatSchG) sind die in anderen Gesetzen zum Schutz von Natur und Landschaft
erlassenen Vorschriften (vgl. §5 Abs. 2, §18 Abs.1, §37 Abs.2, §59 Abs.2)
nicht erfasst.10 Dies gilt insbesondere auch für das teilweise fortgeltende oder
künftig erlassene Landesnaturschutzrecht, dessen Ausführung der Bund nicht
regeln kann (vgl. Art. 84 GG). Die Landesnaturschutzgesetze enthalten inso-
weit ergänzende Regelungen (siehe Rn.46).

b) Überwachung

Die Überwachung beinhaltet dieKontrolle und Sicherstellung der Einhaltung
der in den Vorschriften enthaltenen Gebote und Verbote, insbesondere sol-
cher, die unmittelbar gegenüber Privaten und öffentlichen Stellen11 gelten.
Hierzu zählt z.B. die Überprüfung, ob genehmigte Nutzungen sich im zulässi-
gen Rahmen halten, aber auch die Beratung bei Erfüllung der Verpflichtun-
gen (vgl. Art. 2a Abs. 2 BayNatSchG a.F.). Nicht erfasst ist die sonstige Durch-
führung der nur an die Naturschutzbehörden gerichteten Vorschriften. Soweit
andere Behörden Naturschutzrecht vollziehen, besteht kein besonderes Auf-
sichtsverhältnis, vielmehr gelten die allgemeinen Regeln der Fachaufsicht.
Die überwachende Behörde hat Verstöße gegen Vorschriften zu verhüten und
festzustellen, um präventiv Gefahren abzuwehren bzw. Störungen zu beseiti-
gen. Teilweise schreiben Sondervorschriften dazu bestimmte oder regelmä-
ßige Prüfungen und Besichtigungen vor (§17 Abs.7, §42 Abs.6 Satz 1). Die
Überwachungsaufgaben sind abzugrenzen von der repressiven Ermittlung
und Verfolgung von Rechtsverletzungen als Ordnungswidrigkeiten und Straf-
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12 Vgl.Krohn, in: Schlacke (Hrsg.), GK-BNatSchG, 2.Aufl. 2016, § 3 Rn. 11.
13 BVerwG, Urt. v. 01. 06. 2017 – 9 C 2.16, DVBl 2017, 1105 Rn. 21; VGHMünchen, Urt.

v. 28. 08. 2018 – 14 B 15.2206, NuR 2018, 718, Rn. 31; Krohn, in: Schlacke (Hrsg.),
GK-BNatSchG., 2.Aufl. 2016, §3 Rn. 12 f., 17, 41 f.

14 OVG Lüneburg, Urt. v. 13. 03. 2019 – 12 LB 125/18, juris, Rn. 39; VG Kassel, Beschl.
v. 26. 06. 2018 – 2 L 1466/18.KS, juris, Rn. 19 f.; VG Augsburg, Urt. v. 17. 12. 2015 –
Au 2 K 15.1343, juris, Rn. 32m.w.N.

29

15 Vgl. hierzu VGHKassel, Urt. v. 02. 12. 2004 – 4 UE 2874/02, ZfB 2005, 25.
16 VGHMannheim, Beschl. v. 30. 06. 2016 – 5 S 1984/15, NuR 2016, 649 (649 f.).

taten nach §§69 ff. Die Naturschutzbehörden sind hier in der Regel nach §70
zuständige Verwaltungsbehörden im Sinne des §36 Abs.1 OWiG.

Zu ihrer Unterstützung können die Naturschutzbehörden vieler Länder eh-
renamtliche Mitarbeiter als Naturschutzwacht bestellen. Teilweise sind Ord-
nungs-, Bauaufsichts-, Jagd,- und Fischereibehörden sowie die Landwirt-
schafts- und Forstverwaltung landesrechtlich ausdrücklich verpflichtet, die
Naturschutzbehörde unverzüglich über Zuwiderhandlungen zu unterrichten,
die sie bei der Erfüllung ihrer Aufgaben feststellen (z.B. §17 HAGBNatSchG).
Auf Bundesebene wirken vor allem Zollbehörden mit bei der Überwachung
des Verbringens von Tieren und Pflanzen sowie von Besitz- und Vermarkt-
ungsverboten (§49 Abs.1 Satz 1); im Bereich des Meeresnaturschutzes kön-
nen bestimmte Überwachungsaufgaben durch Rechtsverordnung der
Bundespolizei oder der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung zur
Ausübung übertragenwerden (§58 Abs.2).

c) Andere Bestimmungen

Die Formulierung am Ende des Absatzes „soweit nichts anderes bestimmt ist“
bezieht sich nicht allein auf die Befugnis im Halbs. 2, sondern auch auf die
Aufgabenzuweisung. Damit wird bestehenden Zuständigkeiten anderer Be-
hörden Rechnung getragen. Die Überwachungszuständigkeit der Natur-
schutzbehörde ist nicht gegeben, wenn durch oder auf Grund eines anderen
Bundes- oder Landesgesetzes eine abweichende Zuständigkeit begründet ist
(im Landesrecht ausdrücklich insoweit nur §9 Abs.1 Satz 1 Nr. 2 LG NW, zu
rechtswidrigen Eingriffen §10 Abs.1 ThürNatG). Doppelzuständigkeiten von
Naturschutz- und anderen Fachbehörden sind jedoch nicht ausgeschlossen.12

Die Eingriffsermächtigung nach Halbs. 2 tritt vielmehr grundsätzlich neben
konkurrierende Eingriffsbefugnisse anderer Behörden.13 In einigen Fällen
sind zeitliche Zäsuren maßgeblich. So obliegt die naturschutzrechtliche Anla-
genüberwachung nach Abschluss eines immissionsschutzrechtlichen Geneh-
migungsverfahrens der Naturschutzbehörde (vgl. §17 i.V.m. §5 Abs.1, §6
Abs. 1 Nr. 2 BImSchG)14, anders dagegen im Seeanlagenrecht (siehe §58
Rn.8).

Abweichende Überwachungszuständigkeiten bestehen u.a. nach Bundes-
recht bei Zulassungen von Vorhaben und Maßnahmen nach anderen Fachge-
setzen (z.B. §25 Abs.1 GenTG, §52 Abs.1 Satz 1 BImSchG, §72 Abs.1 Satz 1
BBergG15), nach Landesrecht u. a. im Bereich des Waldes (z.B. §35 Abs.2, §69
Abs.2 LG NW) oder im Eisenbahnrecht16. Unberührt bleibt auch die Zustän-
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17 Vgl. BVerwG, Urt. v. 01. 09. 2016 – 4 C 4/15, NVwZ-RR 2017, 187, Rn. 25, 27.
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18 Vgl. VGH Mannheim, Urt. v. 01. 10. 1991 – 5 S 1823/90, NuR 1992, 475; siehe auch
Krohn, in: Schlacke (Hrsg.), GK-BNatSchG, 2.Aufl. 2016, § 3 Rn. 13.

digkeit der Polizei- und Ordnungsbehörden zur Erstbefassung im Eilfall,
wenn die Gefahrenabwehr durch die an sich zuständige Naturschutzbehörde
nicht oder nicht rechtzeitig möglich ist. Gleiches gilt für die Amtshilfe nach
§§4 ff. VwVfG, z.B. die polizeiliche Vollzugshilfe zur Durchsetzung von Ver-
waltungsakten der ersuchenden Naturschutzbehörden in Form des unmittel-
baren Zwangs nach §9Abs.3 BPolG.

3. Befugnis

Der zweite Halbsatz bestimmt die Befugnis der Naturschutzbehörden, Maß-
nahmen zur Sicherstellung der Einhaltung der unter Rn.25 genannten Vor-
schriften zu treffen. Die in Anlehnung an §54 Abs.1 BbgNatSchG a.F. formu-
lierte Vorschrift ermächtigt im Interesse einer größeren Bestimmtheit lediglich
zur Abwehr von Zuwiderhandlungen gegen bestimmte Verpflichtungen,
nicht hingegen allgemein von Gefahren für Natur und Landschaft (so aber §8
Abs.2 NatSchAGM-V, §2 Abs.5 Satz 1 LNatSchG SH). Sie überlässt damit die
Entscheidung über Grundrechtseingriffe nicht vollends der Verwaltung. Be-
tont wird zudem im Sinne des Verhältnismäßigkeitsprinzips die Erforderlich-
keit der Maßnahmen. Dem Vorbehalt des Gesetzes bzw. dem Bestimmtheits-
gebot ist damit Genüge getan, nicht zuletzt weil im Gesetz zahlreiche speziel-
lere Eingriffsermächtigungen für typische Standardmaßnahmen existieren
(siehe Rn.43), die einzuhaltendenVorschriften hinreichend bestimmt sind und
auch die Rechtsprechung die im bisherigen Landesrecht enthaltenenGeneral-
klauseln weiter konkretisiert hat. Der Auffangtatbestand ermöglicht in dieser
Weise, auf unerwartete und neue Situationen angemessen reagieren zu kön-
nen. Zu beachten ist jedoch, dass nicht alle Vorschriften des BNatSchG durch-
setzbar sind. Nicht aufgrund der Generalklausel unmittelbar durchsetzbar
sind u.a. die Zielbestimmungen des §1, der allgemeine Appell des §2 Abs.1,
die behördliche Beteiligungspflicht nach Absatz 5 sowie die Grundsätze der
guten fachlichen Praxis nach §5Abs.2.17

a) Maßnahmen zur Gefahrenabwehr

Die Regelung dient der Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit im
Hinblick auf die Unversehrtheit der objektiven Rechtsordnung im Bereich
Naturschutz und Landschaftspflege und entspricht insoweit den Generalklau-
seln des allgemeinen Polizei- und Ordnungsrechts (z.B. §14 Abs.1 BPolG)
sowie anderer Rechtsbereiche wie etwa dem Bauordnungsrecht der Länder
(vgl. §58 Abs.2 Satz 2 Musterbauordnung). Daher kann, z.B. für die Inan-
spruchnahme von Verantwortlichen (vgl. §§17 f. BPolG), auf die entsprechen-
den Grundsätze rekuriert werden.18 Das Landesrecht erklärt diese Vorschrif-
ten teilweise ausdrücklich für anwendbar (z.B. §2 Abs. 3 Satz 1 NAGB-
NatSchG, §42 Abs.1 LNatSchGRP).
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19 So das BVerwG, Urt. v. 01. 09. 2016 – 4 C 4/15, NVwZ-RR 2017, 187–190 sogar zum
Grünlandumbruch auf Moorstandorten nach §5 Abs. 2 Nr. 5; vgl. hierzu Hen-
drischke, W+B 2015, 80, 82.

20 Siehe hierzu OVG Lüneburg, Beschl. v. 26. 10. 2015 – 4 ME 229/15, NuR 2016, 42
(43); zulässig sind auch Eingriffe in Rechte Dritter, z.B. durch Duldungsanordnun-
gen, vgl. VG Augsburg, Urt. v. 17. 12. 2015 – Au 2 K 15.1343, juris, Rn. 36 f. In
Genehmigungsverfahren geltende Vorlage- und Beibringungspflichten zur Auf-
klärung von Gefährdungssituationen gelten nach dessen Abschluss jedoch nicht
entsprechend weiter, VG Augsburg, Urt. v. 17. 12. 2015 – Au 2 K 15.1343, juris,
Rn. 34 f.

33

21 OVGSchleswig, Beschl. v. 20. 02. 2015 – 1 LA 103/13, juris, Rn. 5 ff.
22 Vgl. VGHMannheim, Beschl. v. 08. 09. 2003 – 5 S 1274/03, NuR 2004, 243.
23 Vgl. BGH, Urt. v. 19. 07. 2019 – V ZR 175/17, V ZR 177/17 (bislang unveröffentlicht)

zur Duldung nach §65, wenn private Träger Maßnahmen auf der Grundlage eines
hinreichend konkreten staatlichen Regelungskonzepts durchführen.

34

Die Befugnis zur Abwehr von Zuwiderhandlungen gegen die o.g. natur-
schutzrechtlichen Vorschriften setzt nicht erst bei der eingetretenen und an-
dauernden Störung in Form einer erfolgten oder gegenwärtigen Rechtsverlet-
zung ein, sondern bereits bei einer konkreten Gefahr. Möglich ist z.B. die
Untersagung eines noch nicht erfolgten Eingriffs in Natur in Landschaft.19

Ausreichend ist eine Sachlage, die bei ungehindertem Ablauf des objektiv zu
erwartenden Geschehens aus Sicht eines durchschnittlichen Amtswalters mit
hinreichender Wahrscheinlichkeit zu einem Normverstoß führen würde. Je
größer der zu erwartende Schaden bzw. Verstoß, desto geringere Anforderun-
gen sind an die Wahrscheinlichkeit des Eintritts zu stellen. Bleiben trotz sorg-
fältiger ex-ante-Prognose Zweifel am Vorliegen einer Gefahr, sind wegen der
geringen Wahrscheinlichkeit eines Verstoßes aus Gründen der Verhältnismä-
ßigkeit zunächst vorläufige Maßnahmen der Sicherung und Erforschung des
Verdachts zu treffen.20 Die bloße abstrakte Gefahr, d.h. ein Sachverhalt, bei
dem generell ein Verstoß zu erwarten ist, genügt nicht, hier kommen allenfalls
Verordnungen in Betracht.

Eine bestimmte Handlungsform wird nicht vorgegeben. Als Maßnahmen
kommen nicht nur anordnende und feststellende21 Verwaltungsakte ein-
schließlich Allgemeinverfügungen i.S. v. §35 Satz 2 VwVfG22, sondern auch
vertragliche Vereinbarungen nachAbs.323 oder Realakte und gezielte Aufklä-
rung und Beratung in Betracht. Ermächtigt wird jedoch wie in §42 Abs.1
LNatSchG RP ausdrücklich nur zu konkreten Maßnahmen „im Einzelfall“,
d.h. abstrakt-generelle Regelungen wie Verordnungen und Satzungen be-
dürfen einer anderen Ermächtigungsgrundlage.

Adressat der Maßnahmen ist derjenige, der den Verstoß unmittelbar oder
zurechenbar verursacht, entweder als Handlungsstörer durch aktives Tun
bzw. pflichtwidriges Unterlassen oder als Inhaber der tatsächlichen Gewalt
über eine Sache (Zustandsstörer). Auch Minderjährige, gesetzliche Vertreter
sowieGeschäftsherren von Verrichtungsgehilfen können in Anspruch genom-
men werden. Unbeteiligte Dritte können als Nichtstörer nur bei gegenwärti-
gen erheblichen Gefahren subsidiär und zeitlich begrenzt herangezogen wer-
den, wenn keine Gefahrenabwehr durch die Naturschutzbehörde möglich ist.
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24 Vgl. zu grundstücksbezogenen Anordnungen gegenüber Eigentümern oder Nut-
zungsberechtigten VGH Mannheim, Beschl. v. 12. 03. 1991 – 5 S 618/91, UPR 1992,
31, ausdrücklich für Kompensationsmaßnahmen §15Abs. 4 Satz 3.

35

25 Sächsisches Oberverwaltungsgericht, Urt. v. 27. 11. 2018 – 4 A 688/17, juris, Rn. 21,
25.

26 So nun auch das OVG Koblenz, Urt. v. 28. 08. 2019 – 8 A 11472/18 –, juris, Rn. 49 zu
Kompensationsmaßnahmen auf einem anderenGrundstück.

27 VGHMannheim, Beschl. v. 30. 03. 2020 – 5 S 3419/19 –, juris, NuR 2020, 420, Rn. 18;
VGH München, Urt. v. 28. 08. 2018 – 14 B 15.2206, NuR 2018, 718, Rn. 31; VG
Lüneburg, Beschl. v. 21. 06. 2017 – 2 B 54/17, juris, Rn. 16; vgl. auch VG Düsseldorf,
Urt. v. 17. 09. 2015 – 9 K 1334/14, juris, Rn. 56.

28 VGHMünchen, Beschl. v. 09. 08. 2012 – 14 C 12.308 –, juris, Rn. 10.
29 VGHMünchen, Urt. v. 28. 08. 2018 – 14 B 15.2206, NuR 2018, 718, Rn. 45.
30 Grundlegend BVerwG, Beschl. v. 02. 12. 1977 – 4 C 75.75, BVerwGE 55, 118, 120 ff.

Anders als bei personenbezogenen Anordnungen gehen objektbezogene
dingliche Verpflichtungen als öffentlich-rechtliche Belastung mit Erwerb der
Sache auf den Rechtsnachfolger über.24

Bei nur formeller Illegalität genehmigungsbedürftiger Tätigkeiten kann die
Einstellung verfügt (vgl. §13 Abs.6, §21 Abs.4 SächsNatSchG) und die Stel-
lung eines Genehmigungsantrags verlangt werden. Bei materieller Illegalität
kommt auch die Nutzungsuntersagung25 und Beseitigung von Anlagen in
Betracht, soweit nicht ein Bestandsschutz nach Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG be-
steht, weil das Vorhaben zu einem früheren Zeitpunkt rechtmäßig war, oder
keine andere Möglichkeit der Herstellung rechtmäßiger Zustände, insbeson-
dere durch nachträgliche Legalisierung im Wege der Ausnahme oder Befrei-
ung, in Betracht kommt. Die privatrechtlich erforderliche Mitwirkung dinglich
oder obligatorischMitberechtigter begründet keine rechtliche Unmöglichkeit,
sondern nur ein Vollstreckungshindernis; bei entstehendem Willen des Be-
rechtigten ist zusätzlich eine Duldungsanordnung auf Grundlage der General-
klausel zulässig.26 Sind Teile von Natur oder Landschaft rechtswidrig zerstört,
beschädigt oder verändert worden, so kann die Naturschutzbehörde auch die
Wiederherstellung des früheren Zustandes27 anordnen, wenn nicht auf an-
dere Weise rechtmäßige Zustände hergestellt werden können (ausdrücklich
insoweit §2 Abs. 2 NAGBNatSchG und §41 Abs.1 Satz 1 SN, vgl. auch §2
Abs.5 Satz 2 LNatSchG SH). Bei rechtswidrigen Eingriffen ist ein entspre-
chend intendiertes Ermessen nach §17 Abs.8 vorgesehen.28 Die Anordnung
aktiver Pflegemaßnahmen oder einer sonstigen mit umfangreichen Hand-
lungs- und Kontrollpflichten verbundenen Bewirtschaftung ist dagegen in der
Regel unzumutbar, zumindest wenn der Eigentümer die bisherige Nutzung
aufgeben will.29 Zu beachten ist auch die Legalisierungswirkung von Zulas-
sungen.30 So können z.B. aus Naturschutzgründen gebotene Einschränkun-
gen des Betriebs immissionsschutzrechtlich genehmigter Anlagen nach Abs.2
nur angeordnet werden, wenn sie sich auf – nachträgliche – Sachverhaltsver-
änderungen, Rechtsänderungen oder Erkenntnisse über bestimmte Gefahren
stützen und keine ggf. entschädigungspflichtige (Teil-)Aufhebung oder Ände-
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31 Ausführlich OVG Lüneburg, Urt. v. 13. 03. 2019 – 12 LB 125/18, juris, Rn. 40, 42, 49;
VG Würzburg, Urt. v. 22. 01. 2019 – W 4 K 17.987, juris, Rn. 43 ff.; vgl. auch VG
Augsburg, Urt. v. 17. 12. 2015 – Au 2 K 15.1343, juris, Rn. 33 ff.; Seibert in Land-
mann/Rohmer, Umweltrecht, § 13 BImSchG, Rn. 119, 122; Wasielewski in
Koch/Pache/Scheuing, GK-BImSchG, §13 Rn. 63 ff.; Jarass, BImSchG, 12.Aufl., § 13
Rn. 25; Schumacher, NuR 2019, 323 ff. Bayer, NuR 2019, 387 ff., Wemdzio, NuR
2011, 464 ff.

32 VG Würzburg, Beschl. v. 05. 03. 2018 – W 4 S 17.1000, juris, Rn. 49 f.; vgl. VGH
Mannheim, Beschl. v. 30. 06. 2016 – 5 S 1984/15, NuR 2016, 649 (659) u. a. zum
Wiederaufgreifen eines eisenbahnrechtlichen Planfeststellungsverfahrens. Die
Aufhebungsfrist nach §21 Abs. 2 BImSchG und §48 Abs. 4 VwVfG wird in der
Regel nicht vor Eingang der naturschutzfachlichen Stellungnahme beginnen, OVG
Bautzen, Beschl. v. 05. 02. 2018 – 4 B 127/17, juris, Rn. 10.

36

37

38

33 BVerwG, Urt. v. 01. 09. 2016 – 4 C 4.15, NuR 2017, 329, Rn. 27. Dennoch ist das
Einschreiten gegen rechtswidrige Zustände die Regel und das Nichteinschreiten
keine gleichwertige Alternative, VG Augsburg, Urt. v. 01. 12. 2016 – Au 2 K 16.644,
NuR 2017, 429 (431).

39

34 BVerwG, Urt. v. 01. 06. 2017 – 9 C 2.16, DVBl 2017, 1105 Rn. 24; VGHMünchen, Urt.
v. 28. 08. 2018 – 14 B 15.2206, juris, Rn. 53.

rung der Zulassung darstellen.31 Letztere Maßnahmen sind vielmehr – fristge-
recht – von der Zulassungsbehörde zu treffen.32

Die aufgrund von Abs.2 erlassenen Verwaltungsakte können von der Natur-
schutzbehörde nach allgemeinem Verwaltungsvollstreckungsrecht des Bun-
des (§§6 ff. VwVG) oder der Länder durch Ersatzvornahme auf Kosten des
Pflichtigen oder bei unvertretbaren Handlungen durch Zwangsgeld durchge-
setzt werden.

Eigentümer und sonstige Nutzungsberechtigte von Grundstücken haben die
im Rahmen des Abs. 2 getroffenen Maßnahmen nach Maßgabe des §65 zu
dulden. Zum Betreten von nach Art. 13 GG geschützten Wohnungen sind
Bedienstete der Naturschutzbehörden hingegen nicht ermächtigt, da eine
dem Zitiergebot nach Art. 19 Abs. 1 Satz 2 GG entsprechende Vorschrift im
Gesetz nicht enthalten ist. Entsprechende Befugnisse bestehen aber teilweise
nach Landesrecht (siehe §65 Rn.36).

b) Ermessen

Die auf die allgemeine Befugnisnorm gestützten erforderlichen Maßnahmen
sind nach pflichtgemäßem Ermessen zu treffen. Wie auch in anderen Berei-
chen der Gefahrenabwehr besteht nach demOpportunitätsprinzip ein Ermes-
sen hinsichtlich der Entschließung, ob die Behörde bei einem Verstoß über-
haupt einschreitet, und der Auswahl, mit welchen Mitteln und gegen wen sie
vorgeht. Das Ermessen ist nicht gebunden oder intendiert.33 Die Ausübung hat
aber nach dem Zweck der Ermächtigung zu erfolgen (§40 VwVfG). Sie ist
daher insbesondere an der Effektivität der Gefahrenabwehr auszurichten.

Je wertvoller, empfindlicher und knapper das betreffende Naturgut ist, umso
mehr reduziert sich das Entschließungsermessen.34 Bei dringenden erheb-
lichen Gefahren, in denen ein besonders schwerer Verstoß gegen das Natur-
schutzrecht bzw. ein immenser Schaden zu erwarten ist, ist die Behörde in der
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40

41

35 VG Augsburg, Urt. v. 17. 12. 2015 – Au 2 K 15.1343, juris, Rn. 35; VG Oldenburg,
Beschl. v. 10. 06. 2011 – 5 B 1246/11, NuR 2011, 742 sowie Beschl. v. 07. 07. 2011 –
5 B 1433/11, NuR 2011, 746.

42

36 Sie gilt z.B. im Fall des gesetzlichen Biotopschutzes, vgl. OVGBerlin-Brandenburg,
Beschl. v. 07. 05. 2012 – 11 S 60.11, juris, Rn. 13.

Regel zum Einschreiten verpflichtet (Ermessensreduzierung auf Null). Dieser
Pflicht korrespondiert jedoch mangels subjektiver Ausrichtung des Natur-
schutzrechts kein Anspruch Einzelner. Welche Maßnahme zu ergreifen ist,
richtet sich ebenfalls nach Art und Intensität des Rechtsverstoßes. Völker- und
unionsrechtliche Vorgaben können den Ermessensspielraum weiter ein-
schränken.

Als objektive Ermessensschranke wirken insbesondere die Grundrechte und
der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Die Erforderlichkeit der Maßnahmen
wird im Gesetz daher besonders betont, um Ermessensüberschreitungen zu
vermeiden. Von mehreren möglichen und geeigneten Maßnahmen ist dieje-
nige zu treffen, die den Einzelnen und die Allgemeinheit voraussichtlich am
wenigsten beeinträchtigt. Eine Maßnahme darf nicht zu einem Nachteil füh-
ren, der zu dem erstrebten Erfolg erkennbar außer Verhältnis steht. Eine
Maßnahme ist nur so lange zulässig, bis ihr Zweck erreicht ist oder sich zeigt,
dass er nicht erreicht werden kann.

Das Ermessen ist in der Regel im Hinblick auf die negative Vorbildwirkung zu
Gunsten der Einstellung des rechtswidrigen Verhaltens auszuüben, da die
Unterbindung unzulässiger Tätigkeiten im öffentlichen Interesse liegt und der
rechtswidrig Handelnde gegenüber Rechtstreuen keinen Vorteil haben soll.
Er muss die Risiken seines Handelns selbst tragen, finanzielle Gesichtspunkte
sind nicht entscheidend. Genehmigungsinhaber können sich insbesondere
nicht pauschal und uneingeschränkt auf Bestands- und Vertrauensschutz be-
rufen (siehe Rn.35).35 Es besteht weder ein Anspruch auf Gleichbehandlung
im Unrecht, noch kann das behördliche Einschreiten mangels Verzichtbarkeit
der Befugnis verwirkt werden. Da in der Regel das öffentliche Interesse an der
Herstellung rechtmäßiger Zustände überwiegt, ist eine Duldung als be-
schränkte Zusicherung desNichteinschreitens nur ausnahmsweisemöglich.

c) Andere Bestimmungen

Die Generalklausel nach Abs.2 gilt nur, soweit nichts anderes bestimmt ist.36

Die im Gesetz oder in verdrängenden Spezialvorschriften anderer Fachge-
setze enthaltenen Sonderbefugnisse gehen daher in ihrem Anwendungsbe-
reich der allgemeinen Eingriffsbefugnis vor. Nicht alle sind hingegen ab-
schließend, so dass Abs. 2 teilweise ergänzend oder als Auffangnorm greifen


